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Vorwort: Neufassung des Strukturentwurfs für die Er-
arbeitung von Meisterprüfungsverordnungen  

Die Verordnungen für die Teile I und II der Meisterprüfung stellen die Grundlage für die ge-
werbespezifische fachpraktische und fachtheoretische Prüfung im Rahmen der Meisterprü-
fung dar. Um der Verordnungsstruktur über alle Handwerke und handwerksähnlichen Gewer-
be hinweg einen einheitlichen Rahmen zu geben, existiert für die Teile I und II der Meister-
prüfung der so genannte Strukturentwurf. Der Strukturentwurf setzt Standards für Prüfungsan-
forderungen, die in allen Gewerben gelten und stellt damit auch eine Vergleichbarkeit von 
unterschiedlichen Meisterabschlüssen her. Die Prüfungsanforderungen sollen sich grundsätz-
lich an den Abläufen in den Handwerksbetrieben orientieren. (Begründete) Abweichungen in 
den Verordnungen vom Strukturentwurf in der Vergangenheit und Gespräche mit Prüfungs-
ausschüssen sowie den Sachverständigen in den Ordnungsverfahren gaben Anlass dazu, den 
Strukturentwurf im Hinblick auf Optimierungsmöglichkeiten zu untersuchen. 

Mit dem Ziel, die Prüfungsanforderungen noch enger an der betrieblichen Praxis zu orientie-
ren, gründete sich im Jahr 2014 eine Arbeitsgruppe, welche mögliche Anpassungen insbeson-
dere für den Teil II der Meisterprüfungsverordnung diskutierte. Hierzu wurden wissenschaft-
liche Erkenntnisse des FBH aus den vorbereitenden Untersuchungen in den Jahren 2012/13 
herangezogen und die Erfahrungen der beteiligten Akteure in den Ordnungsverfahren berück-
sichtigt. Neben dem Bundesministerium für Wirtschaft Energie (BMWI) und dem Zentralver-
band des Deutschen Handwerk (ZDH) gehörten Vertreter der für die Organisation von Meis-
terprüfungen zuständigen Handwerkskammern, Vertreter der Fachverbände und Gewerk-
schaften als Sozialpartner sowie das FBH als wissenschaftliche Begleitung der Arbeitsgruppe 
an. 

Der nun vorliegende Strukturentwurf für die Teile I und II berücksichtigt in seinen Formulie-
rungen die Besonderheiten von unterschiedlichen Gewerbetypen, die entweder durch primär 
auftragsorientierte, primär dienstleistungsorientierte oder primär vorproduzierende Geschäfts-
prozesse geprägt sind. Die Strukturierung erfolgt jeweils anhand eines für das jeweilige Ge-
werbe typischen Kundenauftrags bzw. einer typischen Dienstleistung oder dem Prozess der 
Produktherstellung bzw. -optimierung.  Darüber hinaus löst der überarbeitete Strukturentwurf 
die bisherige Trennung zwischen dem gewerbespezifischen Handlungsfeld und dem Hand-
lungsfeld ‚Auftragsabwicklung’ auf. Durch nunmehr zwei gewerbespezifische Handlungsfel-
der wird eine höhere Ausrichtung der gewebespezifischen Meisterprüfungsteile an der Fach-
lichkeit der Gewerbe erzielt. Im Zuge der Überarbeitung des Strukturentwurfs hat in Zusam-
menarbeit mit dem BMJV auch eine Anpassung der Rechtssprache zur Verbesserung der Ver-
ständlichkeit der Verordnungen stattgefunden. 

Die vorgenommenen Veränderungen berücksichtigen dabei weiter das Postulat der Hand-
lungs- bzw. Kompetenzorientierung in der Meisterprüfung. Nicht die Reproduktion von 
Fachwissen, sondern die umfassende ganzheitliche Problemlösungsfähigkeit steht im Zentrum 
der Meisterprüfung.  

Vor diesem Hintergrund sollen diese Erläuterungen dazu beitragen, die Neuerungen und Ver-
änderungen transparent werden zu lassen  
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1. Ausgangslage und Zielsetzung dieser Erläuterungen – 
Bestandteile der Meisterprüfung und Einordnung des 
Strukturentwurfs 

Die Meisterprüfung gliedert sich in vier selbständige Prüfungsteile. Im Teil I und Teil II der 
Meisterprüfung werden die gewerbespezifischen Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten 
künftiger Meister geprüft. Die Teile III und IV sind für alle Gewerbe einheitlich geregelt und 
prüfen die betriebswirtschaftlichen und berufspädagogischen Kenntnisse, Fertigkeiten und 
Fähigkeiten der Prüflinge.  
Wie in 

 

Abbildung 1 dargestellt, werden die Teile I und II der Meisterprüfung in Verordnungen für 
die Meisterprüfungen in den jeweiligen Handwerken bzw. Gewerben geregelt. Für die Teile 
III und IV gilt die Allgemeine Meisterprüfungsverordnung (AMVO) als Rechtsgrundlage. 
Ergänzend ist für die Zulassungs- sowie die allgemeinen Verfahrensregelungen der Meister-
prüfung die Meisterprüfungsverfahrensverordnung (MPVerfVO) zu berücksichtigen.1 Für die 
Teile I und II, also die gewerbebezogenen Teile der Meisterprüfung, existiert der im Folgen-
den erläuterte Strukturentwurf. Dieser wird als ‚Schablone’ in jedem Meisterprüfungsverfah-
ren angelegt und dient als Strukturierungsgrundlage, damit die Teile I und II in jedem Hand-
werk bzw. handwerksähnlichen Gewerbe einer ähnlichen Struktur folgen.2 Ebenso werden 
gewerbeübergreifende Standards für die Prüfungsanforderungen im Teil I und II der Meister-
prüfung gesetzt. 
 

                                                   
1 Diese regelt u.a. die Zuständigkeit des Prüfungsausschusses, wie mit Ordnungsverstößen im Rahmen von Meis-

terprüfungsverfahren umzugehen ist, wer zur Prüfung zuzulassen ist sowie wie die einzelnen Prüfungsteile zu 
organisieren und durchzuführen sind. Auch der Bewertungsschlüssel für die einzelnen Prüfungsbereiche wird 
in der Meisterprüfungsverfahrensverordnung festlegt.  

2 Vgl. hierzu ausführlicher Kapitel 5. 
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Abbildung 1: Rechtsgrundlagen für die Meisterprüfung 

2. Anpassung des Strukturentwurfs in 2016 
Der strukturgebende Rahmen für die Meisterprüfung wurde seit 2009 bereits mehrfach über-
arbeitet.3 Im Jahr 2016 wurde eine Anpassung des Strukturentwurfs für die Meisterprüfung in 
den Teilen I und II vorgenommen. Dieser Anpassung lagen die folgenden Zielsetzungen zu-
grunde:  

• Die Fachlichkeit sollte vor allem im fachtheoretischen Teil (Teil II) der Meisterprü-
fung gestärkt werden. 

• Die Handlungsfelder von Teil II sollten sich noch stärker an der betrieblichen Praxis 
und an betrieblichen Prozessen orientieren. 

• Unterschiedliche Gewerbetypen4 sollten in der Struktur und Formulierung von Quali-
fikationsanforderungen im Rahmen des Strukturentwurfs stärker berücksichtigt wer-
den.  

• Die für Meister besonders wichtige Kernkompetenz der Kundenberatung sollte im 
fachpraktischen Teil (Teil I) der Meisterprüfung gestärkt werden.  

Die Änderungen sollten auf wissenschaftlich erhobenen Erkenntnissen über die strukturbezo-
gene Verbesserungspotenziale aus der Perspektive von Sachverständigen aus Fachverbänden 
und über die Prozesse in den Handwerksbetrieben unter Berücksichtigung unterschiedlicher 
Gewerbetypen basieren. Daher wurde das Forschungsinstitut für Berufsbildung im Handwerk 

                                                   
3 Bereits im Jahr 2009 wurden die Ermächtigungsgrundlagen in der Handwerksordnung (HwO) geändert sowie 

im Anschluss daran auch die AMVO sowie die MPVerfVO angepasst. Die Ermächtigungsgrundlagen in § 45 
Absatz 1 und § 51a Absatz 2 HwO wurden um die Regelungsbefugnis für handwerks- bzw. gewerbespezifi-
sche Verfahrensregelungen „erweitert“, die Ermächtigungsgrundlagen in § 50 Absatz 2 und § 51a Absatz 7 
HwO auf allgemeine Verfahrensregelungen „beschränkt“.  Daraus resultierte eine Anpassung des Strukturent-
wurfs im Jahr 2011. 

4 Im Rahmen des Strukturentwurfs wird künftig zwischen Gewerben mit primär auftragsorientierten, primär 
dienstleistungsorientierten sowie primär vorproduzierenden Arbeits- und Geschäftsprozessen unterschieden. 
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(FBH) bereits im Jahr 2012/13 beauftragt,  den damals verwendeten Strukturentwurf im Rah-
men eines Forschungsprojekts zu untersuchen.5  
Die Untersuchung des bisherigen Strukturentwurfs ergab, dass vor allem der Teil II der Meis-
terprüfung Veränderungsbedarf aufwies. Die Trennung des gewerbespezifischen Handlungs-
felds (Handlungsfeld 1) sowie des Handlungsfelds ‚Auftragsabwicklung’ (Handlungsfeld 2) 
entsprach nicht der betrieblichen Realität von Arbeits- und Geschäftsprozessen. Aus diesem 
Grund wurde im Rahmen der Überarbeitung des Strukturentwurfs geprüft, inwiefern eine 
stärkere Orientierung an den in der Praxis vorzufindenden Arbeits- und Geschäftsprozessen 
erreicht werden kann, indem gewerbespezifische fachliche Kenntnisse und Fähigkeiten mit 
kaufmännisch-organisatorischen Kenntnissen und Fähigkeiten der Auftragsabwicklung ver-
zahnt werden. Hierbei wurde auch betrachtet, inwieweit sich für unterschiedliche Gewerbety-
pen unterschiedliche Prozesse ergeben. Zudem wurde auf eine deutlichere Abgrenzung des 
betriebswirtschaftlichen Handlungsfeldes im Teil II von den Anforderungen des handwerks- 
bzw. gewerbeübergreifenden Teil III geachtet.  
Zusätzlich zu den Untersuchungen des FBH wurde 2014 eine begleitende Arbeitsgruppe ein-
gerichtet, in der die theoretischen Erkenntnisse und konzeptionellen Vorschläge des FBH dis-
kutiert sowie Strukturentwürfe vorbereitet wurden. 6 Die konzeptionellen Überlegungen wur-
den darüber hinaus in begleitenden Workshops mit Vertretern von fünf Handwerken testweise 
umgesetzt.	 

Insgesamt wird mit der konsequenten Ausrichtung auf das Prinzip der Kompetenz- bzw. 
Handlungsorientierung7 in den Teilen I bis IV der Meisterprüfungsverordnung die Intention 
verfolgt, die Anforderungen eines umfassenden und ganzheitlichen Handelns von Hand-
werksmeistern abzubilden. Durch die Orientierung der Prüfungsanforderungen an den typi-
schen Geschäftsprozessen von Betrieben sollen die Prüfung und die Vorbereitungskurse eine 
umfassende Meisterkompetenz abbilden, die noch stärker als bisher auf die Anforderungssitu-
ationen der Praxis ausgerichtet ist.  
Kompetenzorientierte Prüfungen bedürfen nicht ausschließlich der Reproduktion von Fach-
wissen, sondern erfordern, im Sinne konkreter beruflicher Anforderungsprofile, die Lösung 
repräsentativer Praxisprobleme (vgl. SCHAUMANN 2003b, S. 45). In diesen verbinden sich 
zumeist technische, rechtliche, betriebswirtschaftliche und kommunikative Anforderungen an 
einen kompetent Handelnden. 

Damit die Praxisorientierung besser gelingt, wurden im Gegensatz zum alten Strukturentwurf 
drei Varianten erstellt, die sich auf drei Gewerbetypen mit sich strukturell und begrifflich un-
terscheidenden Geschäftsprozessen beziehen (vgl. Kapitel 4).  

                                                   
5 Vgl. Lilienthal, I./ Rehbold, R. R.: Berufspädagogische Gedanken zur Struktur des Teils II der Meisterprüfung 

als Grundlage für eine mögliche Neustrukturierung. Aus der Reihe: Arbeitshefte zur berufs- und wirtschaftspä-
dagogischen Forschung. Heft A19. Köln 2014. 

6 Die Arbeitsgruppe fand sich unter Federführung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) 
zusammen. Ihr gehörten ferner Vertreter des Forschungsinstituts für Berufsbildung im Handwerks (FBH), des 
Zentralverbands des Deutschen Handwerks (ZDH), der IG Metall sowie des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(DGB) an. Zudem waren Vertreter der Handwerkskammern (Handwerkskammer zu Köln sowie Handwerks-
kammer für München und Oberbayern) und der Fachverbände (Zentralverband des Deutschen Friseurhand-
werks sowie Zentralverband Deutsches Kfz-Gewerbe) Mitglieder der Arbeitsgruppe.  

7 Kompetenz- bzw. Handlungsorientierung wird als curriculares Prinzip verstanden, bei dem sich die Strukturie-
rung und Beschreibung von Lernergebnissen im Gegensatz zu Inhaltsbeschreibungen nicht einer fachsystema-
tischen Logik folgen, sondern an den Handlungen in beruflichen Arbeits- und Geschäftsprozessen orientieren. 
Die Formulierung von Kompetenzen besteht demzufolge aus mindestens einer Handlungskomponente (Verb 
der jeweiligen Tätigkeit) und einer Situationskomponente (Worauf bezogen bzw. womit oder woran wird die 
Tätigkeit ausgeführt?) Vgl. dazu auch LILIENTHAL / REHBOLD 2011, S. 2f. 
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3. Neuordnungsverfahren - Vorgehen und Mitwirkende 
in den Teilen I und II 

Nachfolgend wird anhand eines idealtypischen Prozesses dargestellt, wie Meisterprüfungs-
verordnungen erarbeitet und erlassen werden und welche Unterstützungsleistungen in diesem 
Prozess das FBH den am Prozess Beteiligten bietet. 

 
 
In der Regel initiieren die zuständigen Fachverbände mit einer Anfrage beim ZDH den Pro-
zess der Erarbeitung einer neuen Meisterprüfungsverordnung. Bei den zuletzt durchgeführten 
Erarbeitungsverfahren hat sich dabei die folgende Vorgehensweise bewährt: 8 

• Startpunkt nach der Anfrage des Fachverbands beim ZDH bildet ein vorbereitender 
Workshop, der durch das FBH moderiert wird. 

• Die Sachverständigen aus den Fachverbänden (und ggf. auch von den Gewerkschaf-
ten) erhalten zunächst eine Einführung in den Aufbau und die Elemente der Meister-
prüfungsverordnung. Außerdem ist es sinnvoll, sie bei der Auswahl der für das Ge-
werbe am besten passenden Variante des Strukturentwurfs zu unterstützen. 

• Die Formulierungen in der Prüfungsordnung sollen prozessorientiert sein. Daher ist es 
sinnvoll, damit zu beginnen, die betrieblichen Prozesse als Basis für die Prüfungsord-
nung aufzuarbeiten. Das FBH erhält ergänzend zu gewerbebezogener Fachliteratur 
sowie bestehenden Ordnungsmitteln aus dem Dialog mit den Fachexperten die fachli-
chen Einblicke, die es benötigt, um konkrete Formulierungsvorschläge für die weitere 
Diskussion zu unterbreiten. Ziel des Workshops ist es, die Geschäftsprozesse zu do-
kumentieren. Dabei werden explizit auch zwei Fragen beantwortet: 

                                                   
8 Nach diesem Modell wurde unter anderem bei der Erarbeitung der Meisterprüfung bei den Bootsbauern (noch 

nach altem Strukturentwurf), bei den Druckern, bei den Weinküfern, bei den Klavier- und Cembalobauern, bei 
den Metallblasinstrumentemachern, bei den Bürsten- und Pinselmachern vorgegangen. 
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1. Welche zukünftigen Veränderungen in den Kompetenzanforderungen sind 
aufgrund technologischer, gesellschaftlicher, rechtlicher oder wirtschaftlicher 
Veränderungen (Beispiel: Digitalisierung) zu berücksichtigen? 

2. Wie grenzen sich in der betrieblichen Praxis die Tätigkeitsbereiche insbeson-
dere von Gesellen und Meistern voneinander ab? 

• Auf der Grundlage der Dokumentation der betrieblichen Geschäftsprozesse werden 
die Prüfungsordnungen formuliert – möglichst unter Einbeziehung aller Sozialpartner. 
Sachverständige werden entlastet und der Prozess wird beschleunigt, indem das FBH 
als Vorleistung für einen gemeinsamen Workshop konkrete Formulierungsvorschläge 
in den Workshop einbringt.9  

• Nach der Erarbeitung schließt sich der Abstimmungsprozess innerhalb der Hand-
werksorganisation an, bei der über die Handwerkskammern die Prüfungsausschüsse 
sowie auch ggf. thematisch nahe stehende Fachverbände die Möglichkeit erhalten, 
sich zum Entwurf zu äußern. 

• Sofern die zuständige(n) Gewerkschaft(en) nicht schon vorher eingebunden waren, er-
folgt auch hier die entsprechende Abstimmung 

• Der innerhalb des Handwerks und zwischen den Sozialpartnern abgestimmte Entwurf 
der Meisterprüfungsverordnung wird vom ZDH beim BMWi als Verordnungsgeber 
eingereicht. Durch das vorangegangene Abstimmungsverfahren wird sicher gestellt, 
dass der Entwurf den Vorgaben genügt und damit bereits eine hohe Qualität aufweist. 
 

Damit schließt die Erarbeitungsphase durch die Sozialpartner und das formale Verordnungs-
verfahren in der Zuständigkeit des BMWi beginnt.: 

• Das BMWi als Verordnungsgeber lädt die vom Handwerk und der Gewerkschaftsseite 
benannten Sachverständigen zur finalen Abstimmung des Entwurfs ein.10  

• Nach einer nochmaligen Anhörung der Sozialpartner schließt sich das Erlassverfahren 
an.   Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz sowie der Redakti-
onsstab Rechtssprache und der Nationale Normenkontrollrat prüfen den Entwurf und 
das Bundesministerium für Bildung und Forschung erteilt das Einvernehmen. An-
schließend wird die Verordnung im Bundesgesetzblatt veröffentlicht. 

 

Mit der Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt ist die formale Neuordnung der Meisterprü-
fungsverordnung abgeschlossen. Die Qualität in der Umsetzung hängt darüber hinaus von 
weiteren Prozessschritten ab, nämlich der Erarbeitung und Umsetzung von Rahmenlehrplänen 
sowie der Umsetzung  der Prüfungsvorschriften in konkreten Prüfungsaufgaben.	Daher emp-
fiehlt es sich, diese zeitintensiven Arbeiten bei der Festlegung des Inkrafttretens einzuplanen 
und frühzeitig mit den entsprechenden vorbereitenden Arbeiten zu beginnen. Das FBH kann 
bei den weiteren Schritten sowohl bei der Kommunikation der Anforderung an die Erstellung 
der Prüfungsaufgaben unterstützen als auch  

                                                   
9 Üblicherweise gelingt es, nach Vorarbeit durch das FBH die gesamte Verordnung in einem zweitägigen Work-

shop durchzusprechen. 
10 Dies erfolgt i.d.R. in einer eintägigen Sitzung.   
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4. Unterscheidung des Strukturentwurfs für die Teile I 
und II der Meisterprüfung nach Gewerbetypen  

Der neue Strukturentwurf berücksichtigt die besonderen Charakteristika von drei Typen von 
Handwerken bzw. handwerksähnlichen Gewerben:11  

• Gewerbe mit primär auftragsorientierten Arbeits- und Geschäftsprozessen (betrifft den 
größten Teil der Gewerbe, z.B. Dachdecker, Metallbauer, Kfz-Techniker) 

• Gewerbe mit primär dienstleistungsorientierten Arbeits- und Geschäftsprozessen (z.B. 
Frisör, Augenoptiker, Hörakustiker) und 

• Gewerbe mit primär vorproduzierenden Arbeits- und Geschäftsprozessen (z.B. Bäcker).  
Aus diesem Grund gibt es drei Varianten des Strukturentwurfs. Im konkreten (Neu-
)Ordnungsverfahren müssen die Sachverständigen und Sozialpartner daher zunächst entschei-
den, welcher Strukturentwurf für das jeweilige Handwerk bzw. Gewerbe am besten geeignet 
ist.12 Um zu entscheiden, welcher Strukturentwurf im konkreten Erlassverfahren leitend ist, 
wurde eine Zuordnungshilfe erarbeitet, die es ermöglicht, anhand von zwei Fragen eine Zu-
ordnung vorzunehmen. 

Als grundsätzliches Unterscheidungsmerkmal von Gewerben ist die Frage zu beantworten, ob 
die handwerklichen Leistungen primär auftragsbezogen, also individuell für jeden Kunden-
auftrag, kalkuliert werden. Diese Frage ermöglicht die Unterscheidung zwischen Gewerben 
mit primär auftragsorientierten Arbeits- und Geschäftsprozessen auf der einen Seite und Ge-
werben mit primär dienstleistungsorientierten oder primär vorproduzierenden Arbeits- und 
Geschäftsprozessen auf der anderen Seite.  

Zur Unterscheidung von Gewerben mit primär dienstleistungsorientierten oder primär vorpro-
duzierenden Arbeits- und Geschäftsprozessen wird ferner das Merkmal der individuellen An-
passung der Leistungen an die Kundenbedürfnisse auf der einen Seite und vorab entwickelter 
und weitestgehend standardisierter Produkte auf der anderen Seite herangezogen: 

 
Abbildung 2: Entscheidungsbaum zur Zuordnung von Gewerbetypen 

                                                   
11 Im Folgenden wird zur Vereinheitlichung der Begriff ‚Gewerbe’ als Handwerke und handwerksähnliche Ge-

werbe umfassender Begriff verwendet.  
12 Hier erhalten sie Hilfestellung durch das FBH (vgl. Kapitel 3). 
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5. Der Aufbau des Strukturentwurfs und Unterschiede 
nach Gewerbetypen  

Die Verordnungen für die Teile I und II der Meisterprüfung stellen die Grundlage für die ge-
werbespezifischen fachpraktischen und fachtheoretischen Prüfungen dar. Um den Erlassver-
fahren und der Verordnungsstruktur über alle Handwerke und handwerksähnlichen Gewerbe13 
hinweg einen einheitlichen Rahmen zu geben, existiert für die Teile I und II der Meisterprü-
fung ein sogenannter Strukturentwurf. Dieser dient als Rahmen oder Blaupause’ und wird von 
allen Gewerben14 in der Erarbeitung einer neuen Meisterprüfungsverordnung angelegt. Abbil-
dung 3 stellt den Grundaufbau des Strukturentwurfs dar: Neben dem sogenannten Meisterprü-
fungsberufsbild regelt er den fachpraktischen Teil I sowie den fachtheoretischen Teil II. 

 

 
Abbildung 3: Aufbau Strukturentwurf für die Teile I und II der Meisterprüfung 

 

Im fachpraktischen Teil der Meisterprüfung hat der Prüfling ein praktisch auszuführendes 
Meisterprüfungsprojekt anzufertigen, ein darauf bezogenes Fachgespräch zu führen sowie 
ggf. eine Situationsaufgabe zu absolvieren. Im Rahmen des Meisterprüfungsprojekts muss der 
Prüfling nachweisen, dass er in der Lage ist, den gesamten Prozess eines Kundenauftrags, von 
der Auftragsannahme bis zur Übergabe der Leistung an den Kunden, zu erfüllen. Beim Meis-
terprüfungsprojekt handelt es sich um ein komplexes Projekt, in welchem verschiedene Fer-
tigkeiten und Kenntnisse praxisnah geprüft werden. Im Anschluss an die Durchführung des 
Meisterprüfungsprojekts stellt der Prüfling im Rahmen eines Fachgesprächs dar, dass er die 
dem Meisterprüfungsprojekt zugrundeliegenden fachlichen Zusammenhänge erklären kann. 
Darüber wird im Rahmen eines simulierten Kundengesprächs erhoben, ob der Prüfling über 
kommunikative Fertigkeiten und Kenntnisse verfügt, um auf Kundenwünsche eingehen und 
Kunden entsprechend ihrer Anforderungen beraten zu können. In manchen Handwerken bzw. 
handwerksähnlichen Gewerben kann es zur Vervollständigung des Nachweises der berufli-

                                                   
13 Im Folgenden wird zur Vereinheitlichung der Begriff ‚Gewerbe’ als Handwerke und handwerksähnliche Ge-

werbe umfassender Begriff verwendet. 
14 Auf der Grundlage des Strukturentwurfs werden Meisterprüfungsverordnungen sowohl für Anlage A- als auch 

für Anlage B-Gewerbe erarbeitet bzw. novelliert. 

Meisterprüfungsberufsbild 
 

Orientierungsrahmen für den Prüfungsstoff in den Teilen I und II 
der Meisterprüfung 

R
eg

el
un

ge
n 

fü
r d

en
 T

ei
l I

 
(F

ac
hp

ra
xi

s)
 

Meisterprüfungs- 
projekt 

Fachgespräch 

Ggf.  
Situationsaufgabe R

eg
el

un
ge

n 
fü

r d
en

 T
ei

l I
I 

(F
ac

ht
he

or
ie

) 

Handlungsfeld 1 

Handlungsfeld 2  

Handlungsfeld 3 



 

 9 

chen Handlungskompetenz darüber hinaus notwendig sein, weitere Qualifikationen, die nicht 
im Meisterprüfungsprojekt enthalten sind, zu prüfen. In diesem Fall enthält die Meisterprü-
fungsverordnung für diese Handwerke bzw. handwerksähnlichen Gewerbe eine Situations-
aufgabe.  
Der fachtheoretische Teil II der Meisterprüfung gliedert sich in drei Handlungsfelder. Wie in 
Abbildung 4 dargestellt, orientiert sich die Struktur der Handlungsfelder 1 und 2 je nach Ge-
werbetyp an einem typischen Kundenauftrag, Dienstleistungsauftrag oder einer typischen 
Produktentwicklung/-optimierung.  
Das erste Handlungsfeld fokussiert Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten, die die Erfas-
sung von Kundenwünschen und Rahmenbedingungen, die Erarbeitung einer Lösung und die 
Vorbereitung eines Angebots bzw. die Präsentation eines Produkts betreffen. Im zweiten 
Handlungsfeld wird der handwerkliche Leistungserbringungs- bzw. Produktherstellungspro-
zess sowie die dafür notwendige Vorbereitung sowie die Übergabe der Leistung an den Kun-
den thematisiert.  
Im dritten Handlungsfeld wird die Betriebsführung und -organisation in den Blick genommen, 
wobei die Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten die Betriebsführung und -organisation die 
gewerbespezifischer Besonderheiten fokussieren.  

Hierbei können sich gewerbetypabhängig Unterschiede in der Zuordnung von Kompetenzen 
ergeben: In Gewerben mit primär auftragsorientierten Arbeits- und Geschäftsprozessen findet 
die Kalkulation der Leistungen bezogen auf den einzelnen individuellen Kundenauftrag statt 
(Handlungsfeld 2), wobei in im Rahmen der Betriebsführung (Handlungsfeld 3) über die Be-
rechnung von Stundenverrechnungssetzen auch Vorarbeiten dafür geleistet werden. Bei Ge-
werben mit primär dienstleistungsorientierten Geschäftsprozessen erfolgt die Kalkulation der 
Preise vorwiegend dienstleistungsübergreifend im Rahmen der Betriebsführung (Handlungs-
feld 3). 

 

 
Abbildung 4: Handlungsfelder im Strukturentwurf 

 
Die Handlungsfelder 1 und 2 werden weiter in Prozessschritte untergliedert. Abhängig vom 
Gewerbetyp unterscheiden sich die Prozessschritte, um der jeweiligen betrieblichen Praxis 
Rechnung zu tragen (vgl. Abbildung 5): 
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Abbildung 5: Untergliederung in Prozessschritte im Handlungsfeld 1 
 

Hierbei seien einige punktuelle Unterschiede zur Verdeutlichung genannt: 

• In Gewerben mit primär dienstleistungsorientierten Arbeits- und Geschäftsprozessen 
ist der Kunde während der Entwicklung einer Lösung für seine Anforderung präsent. 
Eine Trennung der Prozessschritte in Lösungsentwicklung und Angebotspräsentation 
ist in diesen Gewerben daher nicht sinnvoll, da sie zeitlich, örtlich und personell zu-
sammenfallen. Daher ist eine Zusammenlegung dieser beiden Prozessschritte zu einem 
Prozessschritt sinnvoll.  

• In Gewerben mit primär vorproduzierenden Arbeits- und Geschäftsprozessen liegt die 
Fokussierung der Tätigkeiten auf Kundengruppen. Aus diesem Grund orientieren sich 
die einzelnen Prozessschritte an der Befriedigung von Kundenbedürfnissen, welche 
aggregiert für eine Gruppe von Kunden antizipiert werden. Im Vergleich zu den auf-
tragsorientierten und dienstleistungsorientierten Gewerben steht bei der Angebotser-
stellung vor allem die Produktpräsentation im Vordergrund. 

 
In Handlungsfeld 2 drückt sich die Unterschiedlichkeit im Kern vor allem semantisch über 
den Fokus auf den Begriff „Leistung erbringen“ (auftragsorientiert und dienstleistungsorien-
tierte Gewerbe) bzw. „Produkte herstellen“ aus. 
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Abbildung 6: Untergliederung in Prozessschritte im Handlungsfeld 2 

 
 
Das Handlungsfeld 3 umfasst bei allen Gewerbetypen die folgenden Qualifikationsbereiche: 
 

 
Abbildung 7: Qualifikationsbereiche in Handlungsfeld 3 

Sie sind jeweils auf die Besonderheiten des jeweiligen Gewerbes zu beziehen. So werden die 
typischen Kostenstrukturen und Marketingmaßnahmen für das jeweilige Gewerbe fokussiert. 
Ein Augenoptikerbetrieb mit einem Laden in der Fußgängerzone bzw. Einkaufszentren be-
treibt auf andere Weise Marketing als eine Kfz-Werkstatt im Gewerbebetrieb. Auch stellen 
sich im Rahmen der Betriebs- und Lagerausstattung gewerbeabhängig unterschiedliche Frage-
stellungen, z.B. bei der Frage der Energie, beim Umfang der Ausstattung, bei Auflagen etc.  
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Nachfolgend erfolgt eine Erläuterung des Strukturentwurfs. In der linken Spalte (grau hinter-
legt) werden jeweils die Verordnungstexte abgedruckt und in der rechten Spalte – soweit der 
Verordnungstext nicht selbsterklärend ist – Erläuterungen gegeben sowie ggf. Konsequenzen 
für die Meisterprüfung im jeweiligen Handwerk bzw. Gewerbe aufgezeigt. Hierbei werden 
auch die Unterschiede der drei Gewerbetypen – soweit für das Verständnis  relevant – farblich 
dargestellt:  

• blau (allgemein variable Formulierungen und Gewerbe mit auftragsorientierten Ar-
beits- und Geschäftsprozessen (AGP);  

• rot (abweichende Formulierungen bei Gewerben mit dienstleistungsorientierten AGP;  
• grün (abweichende Formulierungen bei Gewerben mit vorproduzierenden AGP. 

Hinweise: 

Der Strukturentwurf für die Teile I und II ist Grundlage für die Erarbeitung von Meisterprüfungs-
regelungen in zulassungspflichtigen Handwerken (Anlage A zur HwO), für die keine Schwerpunkt-
bildung vorgesehen ist sowie in zulassungsfreien Handwerken und Gewerben (Anlage B zur HwO). 

Die Struktur vom 11. Februar 2016 für die jeweiligen Verordnungen nach § 45 Absatz 1 HwO bzw. § 
51a Absatz 2 HwO wurde mit den Spitzenorganisationen der Sozialpartner am 15. bzw. 22. April 2016 
verabredet.  

Es handelt es sich um verbindliche, mit den Spitzenorganisationen abgestimmte Standardformu-
lierungen, die grundsätzlich nicht geändert werden können 
(so genannte „harte Standards“); bei den in blauer Schrift ausgewiesenen Formulierungen handelt es 
sich um Formulierungsvorschläge und Beispiele, die aufgrund handwerksindividueller bzw. hand-
werksspezifischer Gegebenheiten geändert werden können/müssen. Außerdem bietet sich den Hand-
werken bzw. handwerksähnlichen Gewerben die Möglichkeit, individuelle bzw. spezifische Formulie-
rungen an den gekennzeichneten Stellen (‚[ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]’) in die Verordnung 
aufzunehmen und damit die Charakteristik des Handwerks bzw. handwerksähnlichen Gewerbes be-
sonders hervorzuheben.  

 
 

Bundesministerium für Wirtschaft und Techno-
logie 

 
Strukturentwurf 

für Handwerke und Gewerbe mit primär 
auftragsorientier-

ten/dienstleistungsorientierten/vorproduzie
renden Arbeits- und Geschäftsprozessen 

 
Verordnung über die Meisterprüfung in den 

Teilen I und II  
im x-Handwerk/-Gewerbe 

 
Vom ...  

  

Auf Grund des § 45 Absatz 1 / § 51a Absatz 2 
der Handwerksordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 24. September 1998 (BGBl. I 
S. 3074; 2006 I S. 2095), der zuletzt durch Artikel 
283 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I 
S. 1474) geändert worden ist, verordnet das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Bildung 
und Forschung: 

Der Bezug zur Handwerksordnung unterscheidet sich, 
abhängig davon, ob es sich um ein Handwerk nach der 
Anlage A der Handwerksordnung (dann gilt § 45 Absatz 1 
der Handwerksordnung) oder ein Handwerk bzw. hand-
werksähnliches Gewerbe nach der Anlage B der Hand-
werksordnung handelt (dann gilt § 51a Absatz 2 der 
Handwerksordnung). 
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§ 1 

Gegenstand 

Diese Verordnung regelt das Meisterprüfungs-
berufsbild sowie die in der Prüfung in den Teilen I 
und II der Meisterprüfung im x-Handwerk / Gewerbe 
zu stellenden Anforderungen.  

 

 

 

 

 

Gegenstand der Verordnung: Der Regelungsgehalt der 
Meisterprüfungsverordnung bezieht sich auf das Meister-
prüfungsberufsbild sowie die Prüfung in den Teilen I und 
II im jeweiligen Handwerk  oder handwerksähnlichen 
Gewerbe. Zur Klarstellung der Eingrenzung des Gegen-
stands der jeweiligen Meisterprüfungsverordnung erfolgt 
zusätzlich in § 13 Absatz 2 des Strukturentwurfs der Hin-
weis auf die Regelungen der AMVO für die Prüfungsteile 
III und IV. Auch erfolgt in § 13 Absatz 1 ein Hinweis auf 
die Meisterprüfungsverfahrensverordnung im Hinblick auf 
Vorschriften über das Zulassungs- und allgemeine Prü-
fungsverfahren (vgl. auch die Erläuterungen zu § 13 des 
Strukturentwurfs). 

 

Anmerkung zur Aufteilung in vier selbstständige Prü-
fungsteile: Diese Regelung trägt der Vorgabe der HwO (§ 
45 Absatz 3, § 51 a Absatz 3) Rechnung. Dies bedeutet 
unter anderem (vgl. SCHWANNECKE: Die deutsche Hand-
werksordnung, § 45, Rn. 13.): 

• Die einzelnen Prüfungsteile können an unterschiedli-
chen Orten, das heißt vor verschiedenen Prüfungsaus-
schüssen, abgelegt werden.  

• Jeder Prüfungsteil ist für sich anfechtbar. 

• Über jeden bestandenen Prüfungsteil ist ein gesonder-
tes Zeugnis auszustellen. 

• Bei Nichtbestehen können die einzelnen Prüfungsteile 
wiederholt werden. 

§ 2 

Meisterprüfungsberufsbild 

In den Teilen I und II der Meisterprüfung im x-
Handwerk / Gewerbe hat der Prüfling den Teil sei-
ner beruflichen Handlungskompetenz nachzuwei-
sen, der sich auf wesentliche [bei Anlage A, entfällt 
bei Anlage B1 und B2] Tätigkeiten seines Gewer-
bes und die erforderlichen fachtheoretischen 
Kenntnisse bezieht. Grundlage dafür sind folgende 
Fertigkeiten und Kenntnisse: 

 

1. einen x-Betrieb führen und organisieren und 
dabei technische, kaufmännische und perso-
nalwirtschaftliche Entscheidungen treffen und 
begründen, insbesondere unter Berücksichti-
gung  

a) der Kostenstrukturen,  
b) der Wettbewerbssituation,  
c) der betrieblichen Aus- und Weiterbil-

dung,  
d) der Betriebsorganisation,  
e) des Qualitätsmanagements,  
f) des Arbeitsschutzrechtes,  
g) des Datenschutzes,  
h) der Datenverarbeitung, 
i) des Umweltschutzes,  

Das Meisterprüfungsberufsbild berücksichtigt in erster 
Linie die prüfungsdidaktischen Erfordernisse eines 
Prüfungscurriculums.  

Hierzu kann der Verordnungsgeber nach 
§ 45 Absatz 1 Nummer 1 HwO bzw. § 51a Absatz 2 
Nummer 1 HwO bestimmen, welche Fertigkeiten und 
Kenntnisse in den einzelnen zulassungspflichtigen sowie 
zulassungsfreien Handwerken und handwerksähnlichen 
Gewerben zum Zwecke der Meisterprüfung zu berücksich-
tigen sind.  

Das Meisterprüfungsberufsbild beschreibt damit einen 
Orientierungsrahmen über den gesamten möglichen Prü-
fungsstoff für die Teile I und II, der für die Vorbereitung 
auf die Meisterprüfung (Prüflingsperspektive) sowie für 
die konkrete Formulierung von Prüfungsaufgaben (Prü-
ferperspektive) von Bedeutung ist. 

 „Das Meisterprüfungsberufsbild enthält wesentliche Ele-
mente des jeweiligen Gewerbes und anderer Gewerbe der 
Anlagen A und B, einfache, aber auch anspruchsvolle 
Qualifikationen, die nicht zum Kernbereich dieses Hand-
werks gehören. Meisterprüfungsberufsbilder können daher 
auch Überschneidungen mit anderen Gewerben der Anla-
gen A und B sowie freigewerblichen Tätigkeiten enthal-
ten.“ (DEUTSCHER BUNDESTAG 1997 (Bundestagsdrucksa-
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j) der Ressourceneffizienz und,  
k) technologischer sowie gesellschaftli-

cher Entwicklungen, insbesondere digi-
taler Technologien, 
 

2. Konzepte für Betriebsstätten einschließlich 
Betriebs- und Lagerausstattung sowie für logis-
tische Geschäfts- und Arbeitsprozesse entwi-
ckeln und umsetzen, 

3. Kundenwünsche und jeweilige Rahmenbedin-
gungen ermitteln, Anforderungen ableiten, Kun-
den beraten, Serviceleistungen anbieten, Lö-
sungen entwickeln, Verhandlungen führen und 
Ziele festlegen, Leistungen kalkulieren und An-
gebote erstellen sowie Verträge schließen, 

4. Geschäfts- und Arbeitsprozesse zur Leistungs-
erbringung planen, organisieren und überwa-
chen, 

5. Leistungen erbringen/Produkte herstellen [bei 
Gewerben mit vorproduzierenden AGP], insbe-
sondere  

a) [gewerbespezifische Darstellung der Ge-
schäfts- und Arbeitsprozesse zur Leistungs-
erbringung, die das Gewerbe prägen und 
prüfungsrelevant sind] 

b) [gewerbespezifische Darstellung der Ge-
schäfts- und Arbeitsprozesse zur Leistungs-
erbringung, die das Gewerbe prägen und 
prüfungsrelevant sind] 

6. technische, organisatorische und rechtliche 
Gesichtspunkte bei der Leistungserbringung be-
rücksichtigen, insbesondere 

a) [gewerbespezifische Ergänzungen: z. B. 
Fertigungstechniken, Montagetechniken, In-
standhaltungsalternativen, Herstellungsver-
fahren, Gestaltungsgesichtspunkte usw.], 

b) die berufsbezogenen Rechtsvorschriften und 
technischen Normen, 

c) die allgemein anerkannten Regeln der 
Technik, 

d) das einzusetzende/benötigte Personal sowie 
die Materialien, Geräte / Maschinen / Werk-
zeuge und 

e) die Möglichkeiten zum Einsatz von Auszu-
bildenden, 

7. Pläne, Skizzen, [technische] Zeichnungen, 
Rezepturen, Schnittmuster, auch unter Einsatz 
von Informations- und Kommunikationstechno-
logien, anfertigen, bewerten und korrigieren, 

8. Arten und Eigenschaften von zu be- und verar-
beitenden Materialien berücksichtigen, 

9. Unteraufträge, insbesondere unter Berücksich-
tigung von Qualität und Rechtsvorschriften, ver-
geben und deren Ausführung kontrollieren, 

10. Qualitätskontrollen durchführen, Fehler, Mängel 
und Störungen analysieren und beseitigen, Er-
gebnisse bewerten und dokumentieren, 

11. erbrachte Leistungen kontrollieren, dokumentie-
ren und übergeben sowie Nachkalkulationen 

che 13/9388), S. 35) 

Aus prüfungsdidaktischen Gründen wird das Meisterprü-
fungsberufsbild weiter gefasst als die konkreten Prüfungs-
anforderungen. Deshalb müssen nicht alle einem Meister-
prüfungsberufsbild zugeordneten Fertigkeiten und Kennt-
nisse in die Prüfungsanforderungen übernommen werden: 
„Der Prüfling hat (…) nachzuweisen, dass er wesentliche 
Tätigkeiten seines Gewerbes meisterhaft verrichten kann“ 
(§ 45 Absatz 3 HwO).  

Umgekehrt müssen sich aber alle abzuprüfenden Qualifi-
kationsmerkmale aus den Prüfungsanforderungen der 
Teile I und II im Meisterprüfungsberufsbild wiederfinden. 

Das Meisterprüfungsberufsbild kann folglich nicht mit den 
Tätigkeiten gleichgesetzt werden, die für dieses Handwerk 
bzw.  handwerksähnliche Gewerbe tatsächlich und wirt-
schaftlich wesentlich sind. „In der täglichen Praxis der 
Behörden, unteren Gerichte und Handwerksorganisationen 
werden die für die einzelnen Handwerke erlassenen Meis-
terprüfungsverordnungen vielfach wie folgt missverstan-
den: Mit den in den Berufsbildern genannten Tätigkeiten 
sei zugleich festgelegt oder es könne aus ihnen unmittel-
bar abgleitet werden, dass diese Tätigkeiten dem jeweili-
gen Handwerk „vorbehalten“ sind. Damit wird die Bedeu-
tung der „Berufsbilder“ überbewertet; dies entspricht auch 
nicht den von der Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts aufgestellten Grundsätzen, wonach § 45 
HwO keine Ermächtigung zur Festlegung von Vorbehalts-
bereichen ist, aber „ergänzend“ zur Auslegung mit heran-
gezogen werden kann.“ (DEUTSCHER BUNDESTAG 1997 
(Bundestagsdrucksache 13/9388), S. 20f.)  

Die Darstellung des Meisterprüfungsberufsbildes erfolgt 
durch die Beschreibung ganzheitlicher meisterlicher Qua-
lifikationen, die sich sowohl in Tiefe als auch Breite im 
von handwerkstypischen Gesellenqualifikationen unter-
scheiden. Dabei sollen insbesondere auch zentrale hand-
werksunternehmerische Aspekte – bspw. die Verwaltung 
und Organisation eines Betriebes betreffend – bei den 
technischen Abläufen berücksichtigt werden. Zudem muss 
beachtet werden, dass sich die Ausrichtung der meisterli-
chen Tätigkeit an komplexen Kundenaufträgen zu orien-
tieren hat. Diese erfordern ein umfangreiches Spektrum an 
Fertigkeiten und Kenntnissen für die handwerksbezogenen 
Dienstleistungen. Die Anordnung der einzelnen Berufs-
bildpositionen erfolgt anhand eines Arbeits- und Ge-
schäftsprozesses, der für das jeweilige Handwerk bzw.  
handwerksähnliche Gewerbe typisch ist. Dieser wird 
durch einen Kundenauftrag ausgelöst. Entsprechend wer-
den auch Aspekte der Kundenorientierung in das Meister-
prüfungsberufsbild integriert.  
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durchführen, Auftragsabwicklung auswerten und 
Abnahmeprotokolle erstellen und 

12. ggf. Nennung weiterer handwerksspezifischer 
Fertigkeiten und Kenntnisse 

Formulierung ohne Situationsaufgabe 

[Grundsatz] 

§ 3 

Ziel und Gliederung der Prüfung in Teil I 

(1) In der Prüfung in Teil I hat der Prüfling um-
fängliche und zusammenhängende berufliche Auf-
gaben zu lösen und dabei nachzuweisen, dass er 
wesentliche [Anlage A, entfällt bei Anlage B1 und B 
2] Tätigkeiten des x-Handwerks / Gewerbes meis-
terhaft verrichtet. 

 

(2) Die Prüfung in Teil I gliedert sich in ein Meister-
prüfungsprojekt nach § 4 und ein darauf bezogenes 
Fachgespräch nach § 5. Das Meisterprüfungspro-
jekt und das Fachgespräch bilden einen Prüfungs-

bereich. 

 

oder 

 

Formulierung mit Situationsaufgabe 

[Ausnahme] 

§ 3 

Ziel und Gliederung der Prüfung in Teil I 

(1) In der Prüfung in Teil I hat der Prüfling um-
fängliche und zusammenhängende berufliche Auf-
gaben zu lösen und dabei nachzuweisen, dass er 
wesentliche [Anlage A, entfällt bei Anlage B1 und B 
2] Tätigkeiten des x-Handwerks / Gewerbes meis-
terhaft verrichtet. 

 

(2) Die Prüfung in Teil I gliedert sich in folgende 
Prüfungsbereiche: 

1. ein Meisterprüfungsprojekt nach § 4 und ein 
darauf bezogenes Fachgespräch nach § 5 so-
wie 

eine Situationsaufgabe nach § 6. 

Der Teil I der Meisterprüfung besteht grundsätzlich aus 
einem Meisterprüfungsprojekt und einem darauf bezo-
genen Fachgespräch.  

Mit „umfängliche und zusammenhängende berufliche 
Aufgaben lösen“ wird auf Veranlassung des Redaktions-
stabs ‚Deutsche Rechtssprache’ der Ausdruck ‚komplexe 
Aufgaben lösen’ umschrieben, der wiederrum für berufli-
che Handlungskompetenz steht. 

Diese Ausrichtung auf Handlungsorientierung findet sich 
als strukturgebendes Merkmal in allen vier Teilen der 
Meisterprüfung, so auch im Teil I wieder.  

Im Teil I steht die Berücksichtigung der Anforderungen 
im Mittelpunkt, die das „unmittelbare Tagesgeschäft“ des 
Meisters mit zumeist vielfältigen Kundenanforderungen 
betreffen. Hierbei ist für das Erreichen des meisterlichen 
Niveaus kennzeichnend, dass der Gesamtprozess von der 
Analyse der Kundenwünsche und Rahmenbedingungen 
bis zur Übergabe der Leistung bzw. des Produkts be-
herrscht wird. 

Der Begriff „Prüfungsbereich“ wird als Strukturelement 
zur Gliederung der Prüfung im Teil I eingeführt. Innerhalb 
des Prüfungsbereiches werden verschiedene Prüfungsin-
strumente (Projektarbeit und Fachgespräch) vorgeschrie-
ben, die die konkrete Aufgabenstellung und den Gegen-
stand der Bewertung beschreiben.  

Die Meisterprüfungsverordnung sieht ein Meisterprü-
fungsprojekt und ein darauf bezogenes Fachgespräch vor, 
die zusammen einen Prüfungsbereich darstellen. Dies 
dient dem Zweck, die unterschiedlichen (komplexen) 
handwerklich-fachlichen und berufsbezogen-
unternehmerischen Anforderungen der Praxis angemessen 
im Rahmen der Prüfung von Teil I der Meisterprüfung 
abbilden zu können. 

In der Meisterprüfungsverfahrensverordnung wird auf die 
Prüfungsbereiche Bezug genommen, z. B.  bei der Befrei-
ung von Prüflingen von einzelnen Prüfungsbereichen (§ 
12 Absatz 2 MPVerfVO) sowie bei der Befreiung von 
Prüfungsbereichen im Rahmen der Wiederholungsprüfun-
gen (§ 22 Absatz 2). 

   Die unterschiedlichen (komplexen) handwerklich-
fachlichen und berufsbezogen-unternehmerischen Anfor-
derungen der Praxis müssen angemessen im Rahmen der 
Prüfung von Teil I der Meisterprüfung abgebildet werden.  

In den Handwerken bzw.  handwerksähnlichen Gewerben, 
in denen die Breite des Handwerks bzw. Gewerbes nicht 
oder nur unzureichend über das Meisterprüfungsprojekt 
abgeprüft werden kann, vervollständigt eine Situations-
aufgabe - abweichend vom Regelfall - den Nachweis der 
beruflichen Handlungskompetenz. 
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§ 4 

Meisterprüfungsprojekt 

(1) Der Prüfling hat ein Meisterprüfungsprojekt 
durchzuführen, das einem Kundenauftrag [bei 
dienstleistungsorientierten Gewerben: einer Dienst-
leistung; bei vorproduzierenden Gewerben: einer 
Produktentwicklung/Produktoptimierung] entspricht. 
Das Meisterprüfungsprojekt besteht aus Planungs-, 
Durchführungs-, Kontroll- und Dokumentationsar-
beiten.  

 

(2) Als Meisterprüfungsprojekt ist [eine der] fol-
gende[n] Arbeit[en] durchzuführen: 

[z. B. eine gebäudetechnische Anlage der In-
stallateur- und Heizungsbautechnik einschließlich 
regelungs- und steuerungstechnischer Komponen-
ten zu planen. Die Planungsarbeiten bestehen aus 
Entwurf, Berechnung und Kalkulation. Auf dieser 
Grundlage sind Montagearbeiten durchzuführen. 
Dabei sind Ver- und Entsorgungsleitungen sicher-
heitstechnisch zu überprüfen und in Betrieb zu 
nehmen sowie Regelungs-, Steuerungs- oder För-
derungseinrichtungen elektrisch anzuschließen und 
in Betrieb zu nehmen, eine Wärmeerzeugungsan-
lage zu messen und einzustellen sowie Messproto-
kolle und Prüfberichte zu erstellen. - handwerks-
spezifische Anforderungen formulieren] 

 

[z. B. eine auf einem Kundenwunsch basieren-
de Dienstleistung zu planen, die umfangreiche 
Schnitt-, Färbe- und Pflegeleistungen beinhaltet. 
Die Planungsarbeiten bestehen aus Skizze, Be-
rechnung und Kalkulation. Auf dieser Grundlage ist 
die Dienstleistung zu erbringen. Dabei sind ver-
schiedene Schnitt-, Färbe- und Pflegetechniken 
anzuwenden. Anschließend prüft der Prüfling die 
Qualität der Leistung anhand relevanter Qualitäts-
kriterien und dokumentiert dies. - handwerksspezi-
fische Anforderungen formulieren] 

 

[z. B. ein Produkt unter Berücksichtigung vorge-
gebener Kundenanforderungen zu entwickeln. Die 
Planungsarbeiten bestehen aus Entwurf, Berech-
nung und Kalkulation. Auf dieser Grundlage stellt 
der Prüfling das Produkt her. Er hat auf etwaige 
Störungen im Herstellungsprozess einzugehen, 
Lösungsalternativen vorzuschlagen und Konse-
quenzen für die Herstellung des Produkts zu be-
gründen. Anschließend prüft er die Qualität des 
Produkts anhand relevanter Qualitätskriterien und 
dokumentiert dies. - handwerksspezifische An-
forderungen formulieren] 

 
 

 

Im Teil I der Meisterprüfung wird mit der konsequenten 
Ausrichtung auf das Prinzip der Kompetenz- bzw. Hand-
lungsorientierung die Intention verfolgt, die Anforderun-
gen, die in der Praxis an handwerksunternehmerisches 
Handeln gestellt werden, umfassend und ganzheitlich in 
der Prüfung abzubilden. Durch die Verankerung des Pro-
jektgedankens im Prüfungsbereich „Meisterprüfungspro-
jekt“ wird vom Prüfling die ganzheitliche Betrachtung 
sämtlicher zu leistender Arbeiten im Rahmen eines Kun-
denauftrags eingefordert. Folgende Merkmale sind hierfür 
zentral: 

• Das Meisterprüfungsprojekt basiert auf einem kon-
kreten Kundenauftrag, einer konkreten Dienstleistung 
bzw. einer konkreten Produktentwicklung/-
optimierung (das heißt das Projekt hat einen realen 
oder sehr nah an die Realität reichenden Kontext zur 
Grundlage). Es verlangt vom Prüfling die Lösung ei-
nes komplexen Problems, das für die betriebliche 
Praxis des betreffenden Handwerks oder handwerks-
ähnlichen Gewerbes typisch ist. 

• Anhand der vollständigen Abwicklung eines Kun-
denauftrages, einer Dienstleistung oder einer Pro-
duktentwicklung/-optimierung mit den Phasen der 
Planung, Durchführung und Kontrol-
le/Dokumentation zeigt der Prüfling sein Experten-
wissen. Er hat bspw. zu zeigen, dass er 

o Kundenanforderungen analysieren, Informatio-
nen beschaffen, technische und organisatorische 
Schnittstellen klären, alternative Herangehens-
weisen und Problemlösungen unter technischen, 
kaufmännisch - betriebswirtschaftlichen und 
ökologischen Gesichtspunkten bewerten und 
auswählen, 

o Arbeitsabläufe planen und abstimmen, Teilauf-
gaben festlegen, Planungsunterlagen erstellen, 
Arbeitsabläufe und Zuständigkeiten am Einsatz-
ort berücksichtigen, 

o (Teil-)Umsetzungen ausführen, Funktion und Si-
cherheit prüfen und dokumentieren, Normen, 
Qualitäts- und Sicherheitskriterien bei Produkten 
beachten sowie Ursachen von Fehlern und Män-
geln systematisch suchen, 

o Produkte und erbrachte Leistungen kontrollieren 
und dokumentieren sowie eine Nachkalkulation 
durchführen und den Gesamtprozess bewerten 

kann. 

• Das Meisterprüfungsprojekt zeichnet sich durch ein 
hohes Maß an Selbstorganisation und Selbstverant-
wortung aus. 

Der ganzheitliche Projektgedanke hat auch Auswirkungen 
auf die Bewertung: „Im Mittelpunkt der Bewertung des 
Meisterprüfungsprojekts steht für den Prüfungsausschuss 
die Einschätzung darüber, ob der Prüfling (und zukünftige 
Handwerksmeister) aufgrund der Leistungen im Projekt 
(vermutlich) in der Lage sein wird, die komplexen Anfor-
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derungen (technischer, kaufmännischer, organisatori-
scher, ökologischer etc. Art), die in der Praxis gestellt 
werden, am Markt erfolgreich zu erfüllen. Auch wenn 
dies im Rahmen der Prüfung immer nur exemplarisch 
erfolgen kann, so sind Bewertungskriterien und -maßstäbe 
der Prüfungsausschussmitglieder grundsätzlich hieran 
auszurichten“ (vgl. zur ausführlichen Erläuterung der 
Bewertung handlungsorientierter Aufgaben in der Meis-
terprüfung SCHAUMANN 2003b, S. 74 ff.; vgl. auch 
WEICHBRODT 2003, S. 103 ff.). 

Weitere Literaturhinweise: 

Exemplarische Prüfungsaufgaben mit Lösungshinweisen 
wurden im Rahmen des Projektes „Reform des Meister-
prüfungsprüfungssystems als Aufgabe der Organisations-
entwicklung“ erarbeitet (vgl. hierzu ausführlich: ESSER 
2003, S. 167 ff.). 

   (3) Die Anforderungen an das Meisterprüfungs-
projekt im Einzelnen werden vom Meisterprüfungs-
ausschuss festgelegt. Der Meisterprüfungsaus-
schuss soll dabei Vorschläge des Prüflings berück-
sichtigen.  

Der Prüfungsausschuss ist für die Prüfungsaufgaben ver-
antwortlich. Nach § 15 Absatz 1 MPVerfVO beschließen 
alle (das heißt alle fünf) Mitglieder des Meisterprüfungs-
ausschusses die Prüfungsaufgaben. 

Um eine größere Variabilität sowie Praxisnähe in Meis-
terprüfungen zu gewährleisten, sollen jedoch (auch nach 
§ 15 Absatz 2 MPVerfVO) Vorschläge des Prüflings zum 
Meisterprüfungsprojekt berücksichtigt werden. Dies be-
deutet, dass innerhalb einer vom Prüfungsausschuss vor-
gegebenen Bandbreite unterschiedliche Projektgestaltun-
gen für das Meisterprüfungsprojekt möglich sind. 

Die Vorschläge des Prüflings sind zu berücksichtigen,   

1. wenn der Vorschlag den Prüfungsanforderungen, 
d.h. konkret den auftragsbezogenen Anforderun-
gen, entspricht und  

2. wenn der finanzielle und zeitliche Aufwand für 
den Prüfungsausschuss dem nicht entgegensteht.  

Das Interesse des Prüflings ist demnach gegen den Auf-
wand abzuwägen (vgl. § 15 Absatz 2 MPVerfVO). 

Das Vorschlagsrecht des Prüflings ist zudem insofern 
eingeschränkt, als das meisterliche Niveau des Projekts 
nicht unterlaufen werden darf. 

 

(4) Anhand der Anforderungen erarbeitet der 
Prüfling ein Umsetzungskonzept für die zu erbrin-
gende Dienstleistung einschließlich einer Zeitpla-
nung und einer Materialbedarfsplanung. Das Um-
setzungskonzept hat er vor der Durchführung des 
Meisterprüfungsprojekts dem Meisterprüfungsaus-
schuss zur Genehmigung vorzulegen. Der Meister-
prüfungsausschuss prüft, ob das Umsetzungskon-
zept den Anforderungen entspricht. 

 

Die Erarbeitung eines Umsetzungskonzepts durch den 
Prüfling ist der eigentlichen Durchführung des Meister-
prüfungsprojekts vorgeschaltet. Der Prüfling muss eine 
erste Idee, eine Vorstellung zu (s)einem Kundenauftrag 
entwickeln und dabei die vom Prüfungsausschuss vorge-
gebenen auftragsbezogenen Anforderungen berücksichti-
gen. Hierbei muss er auch eine Einschätzung über die von 
ihm für die Durchführung des Projektes benötigte Zeit 
sowie den benötigten Materialeinsatz vornehmen. 

Der Prüfungsausschuss hat dann die Aufgabe das Umset-
zungskonzept dahingehend zu überprüfen, ob es seinen 
Ansprüchen (meisterliches Niveau in puncto technisches 
und unternehmerisches Anforderungsniveau) entspricht. 
Mit der Genehmigung trifft der Prüfungsausschuss eine 
Entscheidung darüber, ob das Umsetzungskonzept grund-
sätzlich den Anforderungen entspricht, die er für den 
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Kundenauftrag bzw. die Dienstleistung bzw. die Produkt-
entwicklung festgelegt hat. Er sagt damit jedoch noch 
nichts darüber aus, wie die Leistung im Projekt zu bewer-
ten ist. 

Im Umsetzungskonzept festgestellte Mängel sind vom 
Prüfling innerhalb einer vom Meisterprüfungsausschuss 
zu bestimmenden Frist zu beheben. Geschieht dies nicht 
fristgerecht, kann das Prüfungsverfahren nicht beginnen. 

 

 Allgemeine Verfahrensregelungen zu § 4 (Meister-
prüfungsprojekt) ergeben sich aus der Meisterprü-
fungsverfahrensverordnung: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 15 Absatz 3 MPVerfVO 

„Der Meisterprüfungsausschuss kann für alle 
Prüflinge einheitlich festlegen, dass die 
Durchführung des Meisterprüfungsprojekts 
(…) unter ständiger Aufsicht zum selben 
Zeitpunkt am gleichen Ort (Klausur) er-
folgt“.  

Die Durchführungsform des Meisterprüfungsprojekts ist 
prinzipiell variabel gestaltbar. Folgende Organisations-
formen sind denkbar, wobei die Besonderheiten des jewei-
ligen Handwerks bzw.  handwerksähnlichen Gewerbes 
jeweils zu berücksichtigen sind:  

• Die Durchführung „in Klausur“ (Ablegung am 
gleichen Ort zur gleichen Zeit),  

• Die Arbeit in der „eigenen“ Werkstatt oder 
• Die Durchführung am zu bearbeitenden, viel-

leicht sogar ortsfesten Objekt 

Die Durchführung eines Meisterprüfungsprojektes in 
Klausur kann dann gerechtfertigt, das heißt sachgerecht 
und zweckmäßig, sein, wenn besondere Gründe in der 
Organisation der Prüfung es notwendig machen, mehrere 
Prüflinge zeitgleich und unter ständiger Aufsicht zu prü-
fen, etwa bei beschränkten Werkstattkapazitäten,  

Es liegt letztlich im Ermessen des Ausschusses, welche 
Organisationsform der Prüfung er wählt. Wichtig ist hier 
jedoch, dass objektive und nachvollziehbare Gründe vor-
liegen. Nicht legitim wäre bspw. der Grund, die Arbeit des 
Ausschusses einfacher oder komfortabler zu gestalten. 

 

 

§ 16 Absätze 1 bis 3 MPVerfVO 

„(1) Der Prüfling hat dem Meister-
prüfungsausschuss den Beginn der Durchfüh-
rung des Meisterprüfungsprojekts oder der 
Anfertigung der Meisterprüfungsarbeit 
rechtzeitig mitzuteilen, sofern diese 
Prüfungsleistung nicht in Klausur erbracht 
wird. 
 
(2) Der Vorsitzende kann eine Person, die 
nicht Mitglied des Meisterprüfungsausschus-
ses sein muss, mit der Aufsicht beauftra-
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gen. Die Aufsicht führende Person fertigt 
ein Protokoll an, aus dem auch hervorgehen 
muss, ob der Prüfling das Meisterprüfungs-
projekt oder die Meisterprüfungsarbeit 
selbständig und nur unter Einsatz der er-
laubten Arbeits- und Hilfsmittel durchge-
führt oder angefertigt hat. 
(3) Der Prüfling hat das Meisterprüfungs-
projekt oder die Meisterprüfungsarbeit mit 
den vorgeschriebenen Unterlagen am festge-
setzten Ort zur festgesetzten Zeit dem 
Meisterprüfungsausschuss vorzustellen. Der 
Vorsitzende kann bei Vorliegen eines wich-
tigen Grundes auf Antrag eine Fristverlän-
gerung gewähren. Soweit er das Vorliegen 
eines wichtigen Grundes für nicht gegeben 
hält, entscheiden alle Mitglieder des Meis-
terprüfungsausschusses.“  

Das heißt: Erfolgt die Prüfung des Meisterprüfungspro-
jekts nicht in Klausur, so hat der Prüfling den Beginn der 
Durchführung des Meisterprüfungsprojekts dem Meister-
prüfungsausschuss mitzuteilen (vgl. § 16 Absatz 1 
MPVerfVO) sowie nach dessen Abschluss die Arbeitser-
gebnisse (das Meisterprüfungsprojekt mit vorgeschriebe-
nen Unterlagen) am festgesetzten Ort zur festgesetzten 
Zeit vorzustellen (vgl. § 16 Absatz 3 MPVerfVO). 

Zur Verhinderung unredlichen Verhaltens des Prüflings 
kann der Vorsitzende des Prüfungsausschusses eine Auf-
sicht veranlassen (vgl. § 16 Absatz 2 MPVerfVO). Diese 
Person muss nicht dem Meisterprüfungsausschuss angehö-
ren, sollte aber sachkundig sein, um das in § 16 Absatz 2 
Satz 2 MPVerfVO vorgesehene Protokoll fachgerecht 
führen zu können. 

 

(5) Für die Bearbeitung des Meisterprüfungspro-
jekts stehen dem Prüfling x - Arbeitstage zur Verfü-
gung.  

 

  

 

 

Die Prüfungsdauer des Meisterprüfungsprojekts variiert in 
den einzelnen Meisterprüfungsverordnungen. Die Gründe 
für die unterschiedlichen Prüfungsdauern liegen in den 
jeweiligen Besonderheiten der Handwerke bzw. Gewerbe, 
das heißt bspw. in der Komplexität der Kundenanforde-
rungen und -aufträge sowie der durchzuführenden Arbei-
ten.  

Die Formulierung „stehen dem Prüfling zur Verfügung“ 
berücksichtigt die Möglichkeit, dass der Prüfling die 
Durchführung des Meisterprüfungsprojekts bereits vor 
Ablauf der vereinbarten Frist von X Arbeitstagen abge-
schlossen haben kann. Die gewählte Formulierung legt 
eine Höchstdauer für die Bearbeitung des Projekts fest.  

(6) Für die Bewertung des Meisterprüfungspro-
jekts werden die einzelnen Bestandteile wie folgt 
gewichtet: 

1. die Planungsarbeiten anhand der Planungsun-
terlagen bestehend aus [gewerbespezifische 
Ergänzungen, z. B. Entwurf, Berechnung und 
Kalkulation], mit [30 – 40] Prozent, 

2. die Durchführungsarbeiten mit [40 – 60] Prozent 
und 

3. die Kontroll- und die Dokumentationsarbeiten 
anhand der Dokumentationsunterlagen beste-
hend aus [gewerbespezifische Ergänzungen, z. 

Wie weiter oben bereits erläutert, wird im Meisterprü-
fungsprojekt über die vollständige Abwicklung des Kun-
denauftrages in den Phasen Planung, Durchführung und 
Kontrolle/Dokumentation die Komplexität des Exper-
tenwissens repräsentiert.  

Der Strukturentwurf sieht in materieller Hinsicht einen 
Korridor für die Gewichtung der einzelnen Phasen (Pla-
nung, Durchführung, Kontrolle/Dokumentation) vor, der 
die aufgezeigten berufspädagogischen Überlegungen 
berücksichtigt, jedoch einen gewerbespezifischen Spiel-
raum ermöglicht. Dieser Korridor lässt eine Gewichtung 
der Planungsarbeiten von 30 – 40 Prozent, der durchge-
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B. Messprotokollen, Prüfberichten], mit [10 – 30] 
Prozent. 

 

führten Arbeiten von 40 – 60 Prozent sowie der Kontroll- 
und Dokumentationsarbeiten von 10 – 30 Prozent zu. Eine 
Abweichung bzw. Ausweitung einzelner Phasen über die 
oberen Grenzwerte hinaus würde den oben angeführten 
Anforderungen der Bewertung einer komplexen Prüfungs-
leistung zur Feststellung beruflicher Handlungskompetenz 
eines Handwerksunternehmers im Meisterprüfungsprojekt 
widersprechen. Die Betonung der Planungs- sowie der 
Kontroll- und Dokumentationsarbeiten ist auch vor dem 
Hintergrund der Abgrenzung zur Gesellenprüfung von 
besonderer Bedeutung.  

§ 5 

Fachgespräch 

(1) Im Fachgespräch hat der Prüfling nachzu-
weisen, dass er in der Lage ist, 

1. die fachlichen Zusammenhänge aufzuzeigen, 
die dem Meisterprüfungsprojekt zugrunde lie-
gen,  

2. den Kunden zu beraten, insbesondere im Hin-
blick auf den jeweiligen Kundenwunsch; dabei 
hat der Prüfling wirtschaftliche Gesichtspunkte 
sowie rechtliche und technische Anforderungen 
in das Beratungsgespräch einzubeziehen,  

3. sein Vorgehen bei der Planung und Durchfüh-
rung des Meisterprüfungsprojekts zu begründen 
und 

4. mit dem Meisterprüfungsprojekt verbundene 
berufsbezogene Probleme sowie deren Lösun-
gen darzustellen und dabei aktuelle Entwicklun-
gen im x-Handwerk / Gewerbe zu berücksichti-
gen. 

. 

 

Im Fachgespräch „verteidigt“ der Prüfling sein Meister-
prüfungsprojekt vor einem Expertenkreis (Meisterprü-
fungsausschuss). Das Fachgespräch steht in einem fachli-
chen und praxisbezogenen Bezug zum Meisterprüfungs-
projekt. § 5 des Strukturentwurfs sieht vor, dass der Prüf-
ling über das abgeschlossene Meisterprüfungsprojekt in 
einem Fachgespräch nachzuweisen hat, dass er in der 
Lage ist, die fachlichen Zusammenhänge, die dem Meis-
terprüfungsprojekt zugrunde liegen, aufzuzeigen, den 
Ablauf des (eigenen) Meisterprüfungsprojekts zu begrün-
den und mit dem Meisterprüfungsprojekt verbundene 
berufsbezogene Probleme sowie deren Lösungen darzu-
stellen und dabei neue Entwicklungen zu berücksichtigen. 
Außerdem soll im Fachgespräch die Beratungskompetenz 
des Prüflings geprüft werden. Hierbei wird die hohe Ori-
entierung der meisterlichen Tätigkeiten an Kundenwün-
schen und -problemen berücksichtigt und geprüft, inwie-
fern der Prüfling wirtschaftliche Aspekte mit technischen 
und rechtlichen Anforderungen vereinen sowie diese ei-
nem Kunden verständlich darlegen kann.  

Da das Meisterprüfungsprojekt eine konkrete Umsetzung 
eines Kundenauftrags darstellt, hat der Prüfungsausschuss 
im Fachgespräch vor allem die Aufgabe, die Qualität der 
Umsetzung der auftragsbezogenen Anforderungen durch 
das Projekt zu überprüfen.  

Als sehr hilfreich für die Gestaltung des Fachgesprächs 
hat sich in der Prüfungspraxis bspw. die Übernahme der 
Rolle des Kunden durch einen oder mehrere Prüfungsaus-
schussmitglieder erwiesen. Durch die Aufnahme einer 
solchen (wohlwollenden) Kundenperspektive – die ab-
lauforganisatorisch dem Prüfling bekannt gegeben werden 
sollte – werden die wesentlichen Aspekte eines praxisori-
entierten Kundengesprächs in die Prüfung integriert. So 
soll neben einer stärkeren Praxisorientierung der „mündli-
chen Prüfung“ auch dem Umstand Rechnung getragen 
werden, dass den kommunikativen Fertigkeiten und 
Kenntnissen des Meisters sowohl betriebsintern als auch 
im Kundenverhältnis eine besondere Bedeutung zukommt. 

Damit lassen sich folgende Merkmale des Fachgesprächs 
herausstellen:  

- es wird als Auseinandersetzung unter Fachleuten 
geführt, 

- es berücksichtigt die individuellen Projektleistungen 
der Prüflinge, 

- es stellt kein von der Praxis losgelöstes Fachbuch-
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wissen in den Vordergrund“ (SCHAUMANN, U. 
(2003b), S. 70). 

 

Weitere Literaturhinweise: 

Zur Frage der Bewertung des Fachgesprächs als mündli-
che Prüfungsleistung vgl. WEICHBRODT 2003, S. 109 ff. 
Hier findet sich auch ein exemplarischer Bewertungs- 
bzw. Prüferbogen nebst beispielhaften Bewertungskrite-
rien zum Fachgespräch 

(2) Das Fachgespräch soll höchstens 30 Minu-
ten dauern. 

 

Die Festlegung der Prüfungsdauer von 30 Minuten soll 
dem Prüfungsausschuss als zeitlicher Rahmen für die 
Gestaltung des Fachgesprächs dienen. Die festgelegte 
Dauer soll nicht überschritten werden.  

Die hier gewählte Formulierung weicht von den sonstigen 
im Strukturentwurf gewählten Formulierungen zur Anga-
be der Prüfungsdauer ab.  Es wird hier lediglich eine zeit-
liche Obergrenze (30 Minuten) festgelegt. Der Verzicht 
auf die Festlegung einer Mindestprüfungsdauer ist der 
Besonderheit einer mündlichen Prüfungssituation ge-
schuldet, in der weniger planbar ist, wie lange Prüfer und 
Prüfling brauchen, um alle Frage in ausreichendem Maße 
zu erörtern.  

§ 6 

[ggf.] Situationsaufgabe 

(1) Die Situationsaufgabe orientiert sich an ei-
nem Kundenauftrag und vervollständigt den Nach-
weis der beruflichen Handlungskompetenz für die 
Meisterprüfung im x-Handwerk / Gewerbe. 

 

(2) Die Situationsaufgabe wird vom Meisterprü-
fungsausschuss festgelegt. Dabei hat er aus fol-
genden Arbeiten auszuwählen: 

[Beispiele bei auftragsorientierten AGP] 

1. z. B. eine Schriftarbeit mit Symbolen oder Orna-
menten entwerfen und herstellen, 

2. z. B. Fehler- und Störungssuche an Anlagen 
durchführen, Fehler beheben und Arbeiten doku-
mentieren, 

X. z. B. Fehler und Mängel an Fertigungserzeug-
nissen sowie Störungen an Fertigungseinrichtungen 
unter Berücksichtigung von Qualität, Zeit, Material-
einsatz und Arbeitsorganisation feststellen, ein-
grenzen und beheben sowie Ergebnisse dokumen-
tieren; bei der Aufgabenstellung sind Fertigungser-
zeugnisse zu wählen, die nicht Gegenstand des 
Meisterprüfungsprojekts waren. 

 

[Beispiele bei dienstleistungsorientierten AGP] 

1. z. B. Fehlsichtigkeit durch eine Augenglasbe-

Die Situationsaufgabe vervollständigt den Nachweis der 
beruflichen Handlungskompetenz in den Handwerken 
bzw.  handwerksähnlichen Gewerben, in denen die Breite 
des Handwerks bzw. Gewerbes nicht gänzlich oder nur 
unzureichend über das Meisterprüfungsprojekt abgebildet 
werden kann.  

Als Situationsaufgabe sind die in der jeweiligen Meister-
prüfungsverordnung näher beschriebenen berufstypischen 
(Arbeits-)Aufgaben (aus der betrieblichen Praxis) durch-
zuführen. Auch hier muss sich das Niveau der Leistungen 
deutlich vom Gesellenniveau unterscheiden. Die Situati-
onsaufgabe orientiert sich an einem für das Handwerk 
bzw.  handwerksähnlichen Gewerbe typischen Kunden-
auftrag. Dabei muss nicht zwingend ein kompletter Kun-
denauftrag Gegenstand der Situationsaufgabe sein. Es ist 
auch denkbar, dass der Prüfling einen Ausschnitt eines 
Kundenauftrags erfüllt, indem er z.B. einen Entwurf für 
einen durchzuführenden Auftrag erstellt und erläutert oder 
einen Mangel an einer Anlage beseitigt.  

Der Prüfling soll in der Situationsaufgabe nachweisen, 
dass er  

• die (Arbeits-)Aufgabe, die ihm gestellt wurde, in 
sinnvolle Arbeitsschritte gliedern und seine Vorge-
hensweise inhaltlich und zeitlich angemessen planen 
kann, 

• in der Lage ist, die einzelnen Arbeitsschritte fachge-
recht durchzuführen, 

• die einzelnen Arbeitsschritte reflektieren sowie die 
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stimmung feststellen, Ergebnisse beurteilen und 
Korrektionsbedarf entsprechend der individuellen 
Sehaufgabe festlegen, 

2. z. B. Fehler- und Störungssuche an Anlagen 
durchführen, Fehler beheben und Arbeiten doku-
mentieren, 

X. z. B. Fehler und Mängel zuvor erbrachter Dienst-
leistungen feststellen, eingrenzen und beheben 
sowie Ergebnisse dokumentieren; bei der Aufga-
benstellung sind Dienstleistungen zu wählen, die 
nicht Gegenstand des Meisterprüfungsprojekts 
waren. 

[Beispiele bei dienstleistungsorientierten AGP] 

1. z. B. ein Konzept für die Produktpräsentation im 
Laden entwickeln und erläutern, 

2. z. B. Fehler- und Störungssuche im Herstel-
lungsprozess durchführen, Fehler beheben und 
Arbeiten dokumentieren, 

X. z. B. Fehler und Mängel an Produkten unter 
Berücksichtigung von Qualität, Zeit, Materialeinsatz 
und Arbeitsorganisation feststellen, eingrenzen und 
beheben sowie Ergebnisse dokumentieren; bei der 
Aufgabenstellung sind Produkte zu wählen, die 
nicht Gegenstand des Meisterprüfungsprojekts 
waren. 

 

Arbeitsergebnisse kontrollieren, Fehler vermeiden 
und beheben kann. 

Weitere Literaturhinweise: 

Zur ausführlichen Erläuterung der Bewertung handlungs-
orientierter Aufgaben in der Meisterprüfung vgl. 
SCHAUMANN 2003b, S. 74 ff.; vgl. auch WEICHBRODT 
2003, S. 103 ff. 

Exemplarische Prüfungsaufgaben mit Lösungshinweisen 
wurden im Rahmen des Projektes „Reform des Meister-
prüfungsprüfungssystems als Aufgabe der Organisations-
entwicklung“ entwickelt (vgl. hierzu ausführlich: ESSER 
2003, S. 167 ff.). 

 

 

 

(3) Für die Bearbeitung der Situationsaufgabe 
stehen dem Prüfling [x, max. acht] Stunden zur 
Verfügung. 

 

Bei der Situationsaufgabe kommt es vor allem auf die 
Ausführung der Arbeiten (Arbeitsprozess) an; dies bedingt 
eine Prozessbeobachtung durch die Prüfer.  

Für die Situationsaufgabe stehen dem Prüfling maximal 
acht Stunden zur Verfügung. Ebenso wie für das Meister-
prüfungsprojekt wurde auch für die Situationsaufgabe die 
Möglichkeit berücksichtigt, dass der Prüfling die Ausfüh-
rung der Aufgabe(n) bereits vor Ablauf der vereinbarten 
Frist von X Stunden beendet hat. Durch die Formulierung 
„stehen dem Prüfling zur Verfügung“ wird eine Höchst-
dauer für die Bearbeitung der Situationsaufgabe festge-
legt, die auch eine kürzere Bearbeitungsdauer des Prüf-
lings zulässt.  

 

(4) Jede Arbeit nach Absatz 2 Nummer 1 bis x 
wird gesondert bewertet. Die Gesamtbewertung der 
Situationsaufgabe entspricht dem arithmetischen 
Mittel der Bewertungen der ausgeführten Arbeiten 
nach Absatz 2. [entfällt bei einer Arbeit] 

 

Wird nur eine Arbeit als Situationsaufgabe gewählt, ent-
fällt § 6 Absatz 4. 
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Formulierung ohne Situationsaufgabe 

 

§ 6 (Nummerierung der folgenden § passt sich an) 

Gewichtung; Bestehen der Prüfung in Teil I 

(1) Das Meisterprüfungsprojekt und das Fach-
gespräch werden gesondert bewertet. Für das 
Gesamtergebnis der Prüfung in Teil I der Meister-
prüfung ist die Bewertung des Meisterprüfungspro-
jekts und die Bewertung des Fachgesprächs im 
Verhältnis 3:1 zu gewichten.  

 

(2) Der Prüfling hat den Teil I der Meisterprü-
fung bestanden, wenn  

1. das Meisterprüfungsprojekt und das Fachge-
spräch jeweils mit mindestens 30 Punkten be-
wertet worden ist und 

2. das Gesamtergebnis der Prüfung mindestens 
„ausreichend“ ist. 

 

 

Formulierung mit Situationsaufgabe 

 

§ 7 

Gewichtung; Bestehen der Prüfung in Teil I 

(1) Das Meisterprüfungsprojekt, das Fachge-
spräch und die Situationsaufgabe werden geson-
dert bewertet. Für das Gesamtergebnis der Prüfung 
in Teil I der Meisterprüfung werden zunächst die 
Bewertung des Meisterprüfungsprojekts und die 
Bewertung des Fachgesprächs im Verhältnis 3:1 
gewichtet. Anschließend wird das hieraus folgende 
Ergebnis mit der Bewertung der Situationsaufgabe 
im Verhältnis 2:1 gewichtet. 

 

(2) Der Prüfling hat den Teil I der Meisterprü-
fung bestanden, wenn  

1. das Meisterprüfungsprojekt, das Fachgespräch 
und die Situationsaufgabe jeweils mit mindes-
tens 30 Punkten bewertet worden ist und  

2. das Gesamtergebnis der Prüfung mindestens 
„ausreichend“ ist. 

 

Die Formulierung des § 7 bzw. §6 variiert, je nachdem, ob 
für den Teil I in der Meisterprüfungsverordnung des je-
weiligen Handwerks bzw. handwerksähnlichen Gewerbes 
eine Situationsaufgabe vorgesehen ist oder nicht.). 

Die Prüfungsleistungen im Teil I, das heißt das Meister-
prüfungsprojekt, das darauf bezogene Fachgespräch sowie 
die Situationsaufgabe, sind vom Meisterprüfungsaus-
schuss gesondert zu bewerten. Die Prüfungsleistungen 
sind jedoch keine eigenständigen Prüfungsbereiche.  

Die Prüfungsleistungen im Meisterprüfungsprojekt und im 
Fachgespräch werden im Verhältnis 3:1 gewichtet. Hie-
raus wird eine Gesamtbewertung gebildet, die zum Prü-
fungsergebnis der Situationsaufgabe im Verhältnis 2:1 
gewichtet wird. In den Verordnungen, die keine Situati-
onsaufgabe vorsehen, bilden die Prüfungsleistungen des 
Meisterprüfungsprojekts und des Fachgesprächs die Ge-
samtbewertung des Teils I. Da nach § 23 MPVerfVO über 
jeden Teil der Meisterprüfung eine Niederschrift anzufer-
tigen ist, in der auch Angaben über die Bewertung der 
Prüfungsbereiche enthalten sein müssen, muss der Meis-
terprüfungsausschuss alle Bewertungen in einem Protokoll 
dokumentieren. 

 

Mindestvoraussetzung für das Bestehen des Teils I ist, wie 
in allen vier Teilen der Meisterprüfung, eine insgesamt 
ausreichende Prüfungsleistung, das heißt es sind mindes-
tens 50 Punkte nach dem Bewertungsschlüssel nach 
§ 20 MPVerfVO zu erzielen. Zu dieser insgesamt ausrei-
chenden Prüfungsleistung im Teil I müssen das Meister-
prüfungsprojekt, das Fachgespräch sowie die Situations-
aufgabe im Einzelnen mit mindestens 30 Punkten, das 
heißt mindestens mit der Note mangelhaft, bewertet wur-
den. Sollte eine dieser Prüfungsleistungen mit weniger als 
30 Punkten bewertet worden sein, so gilt der Teil I der 
Meisterprüfung als „nicht bestanden“. 
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§ 8 

Ziel und Gliederung der Prüfung in Teil II 

(1) In Teil II der Meisterprüfung hat der Prüfling 
umfängliche und zusammenhängende berufliche 
Aufgaben zu lösen und dabei nachzuweisen, dass 
er die erforderlichen / besonderen fachtheoreti-
schen Kenntnisse im x-Handwerk / Gewerbe an-
wendet. Grundlage für den Nachweis bilden die 
Qualifikationen in den folgenden Handlungsfeldern: 

 

1. nach Maßgabe des § 9 Anforderungen von Kun-
den eines x-Betriebs analysieren, Lösungen er-
arbeiten und anbieten, 

2.  nach Maßgabe des § 10 Leistungen eines x-
Betriebs erbringen [bei Gewerben mit vorprodu-
zierenden AGP:  Produkte eines x-Betriebs her-
stellen,], kontrollieren und übergeben und 

3.  nach Maßgabe des § 11 einen x-Betrieb führen 
und organisieren. 

 

Anmerkung zur Differenzierung nach erforderlichen vs. 
Besonderen fachtheoretischen Kenntnissen:  

Der Begriff „erforderlich“ wird bei den Gewerben nach 
Anlage A der Handwerksordnung verwendet und leitet 
sich aus den rechtlichen Bezugspunkten in der Hand-
werksordnung ab: 

Nach § 45 Absatz 3 der Handwerksordnung hat 
„der Prüfling [...] in vier selbständigen Prüfungsteilen nachzu-
weisen, dass er wesentliche Tätigkeiten seines Handwerks 
meisterhaft verrichten kann (Teil I), die erforderlichen fach-
theoretischen Kenntnisse (Teil II), die erforderlichen be-
triebswirtschaftlichen, kaufmännischen und rechtlichen Kennt-
nisse (Teil III) sowie die erforderlichen berufs- und arbeitspä-
dagogischen Kenntnisse (Teil IV) besitzt. 
Der Begriff „besonderen“ wird bei den Handwerken und 
handwerksähnlichen Gewerben nach Anlage B der Hand-
werksordnung verwendet und leitet sich aus § 51a Absatz 
3 ab: 
„Durch die Meisterprüfung ist festzustellen, ob der Prüfling 
eine besondere Befähigung in einem zulassungsfreien 
Handwerk oder in einem handwerksähnlichen Gewerbe er-
worben hat und Lehrlinge ordnungsgemäß ausbilden kann. Zu 
diesem Zweck hat der Prüfling in vier selbständigen Prüfungs-
teilen nachzuweisen, dass er Tätigkeiten seines zulassungs-
freien Handwerks oder seines handwerksähnlichen Gewerbes 
meisterhaft verrichten kann (Teil I), besondere fachtheoreti-
sche Kenntnisse (Teil II), besondere betriebswirtschaftliche, 
kaufmännische und rechtliche Kenntnisse (Teil III) sowie die 
erforderlichen berufs- und arbeitspädagogischen Kenntnisse 
(Teil IV) besitzt. 
 

Der Strukturentwurf für den Teil II der Meisterprüfung 
sieht drei Handlungsfelder vor, in denen der Prüfling seine 
berufliche Handlungskompetenz nachzuweisen hat. Die 
Qualifikationen dieser Handlungsfelder werden in den §§ 
9 bis 11 näher erläutert. In den Handlungsfeldern 1 und 2 
werden Qualifikationen erfasst, die sich entlang eines 
typischen Kundenauftrags bzw. der Dienstleistung oder 
Produktentwicklung anordnen lassen. Hierzu gehören die 
Analyse von Kundenanforderungen, die Erarbeitung von 
Lösungen und die Erstellung bzw. Präsentation von Ange-
boten. Ebenso lässt sich hier die Vorbereitung und die 
Durchführung der handwerklichen Leistung sowie deren 
Übergabe an den Kunden anführen. Im dritten Handlungs-
feld werden Qualifikationen geprüft, die sich auf die ge-
werbespezifische Anforderungen an die Betriebsführung 
und -organisation näher beziehen.  

Nach § 8 Absatz 1 soll die Prüfung im Teil II die berufli-
che Handlungskompetenz des Prüflings, insbesondere in 
der Anwendung der erforderlichen fachtheoretischen 
Kenntnisse während der Lösung komplexer beruflicher 
Aufgabenstellungen, ersichtlich werden lassen. Diese 
Problemlösungen erfordern in der betrieblichen Praxis in 
der Regel ein ganzheitliches Denken bzw. Handeln.  
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(2) Der Prüfling hat in jedem der drei Hand-
lungsfelder mindestens eine fallbezogene Aufgabe 
zu bearbeiten, die den Anforderungen des Absat-
zes 1 entspricht. Bei jeder Aufgabenstellung kön-
nen die Qualifikationen der drei Handlungsfelder 
handlungsfeldübergreifend verknüpft werden. 

 

 

Aus berufspädagogischer Sicht kann durch den Einsatz 
von fallbezogenen Aufgaben der Berufs- und Praxisbezug 
besonders deutlich erreicht werden. Deshalb ist in jedem 
der Handlungsfelder des Teils II mindestens eine solche 
komplexe fallbezogene Aufgabe zu bearbeiten. Um eine 
möglichst hohe Orientierung an der beruflichen Realität 
des jeweiligen Handwerks bzw.  handwerksähnlichen 
Gewerbes zu erzielen, können Prüfungsaufgaben auch 
über einzelne Handlungsfelder hinweg geprüft werden. Es 
muss jedoch sichergestellt sein, dass in jedem Handlungs-
feld eine separate Benotung erfolgen kann, d. h., dass die 
möglichen Lösungsbestandteile einem Handlungsfeld 
zugeordnet werden können. 

 

Anforderungen an fallbezogene Aufgaben in Teil II 

Fallbezogene Aufgaben stellen eine aus berufspädagogi-
scher Sicht besonders geeignete Methode dar, den Prüfling 
mit einer aus der Handwerkspraxis gewonnenen Situation 
zu konfrontieren. Diese Situation gilt es zunächst zu ana-
lysieren und hierauf aufbauend Lösungsmöglichkeiten zu 
entwickeln und zu begründen. Im Besonderen veranlassen 
die fallbezogenen Aufgaben den Prüfling im Teil II dazu, 
sich mit der Lösung einer komplexen technischen (Kun-
den-)anforderung auseinanderzusetzen und diese mit der 
Erstellung, Kontrolle und Übergabe einer Leistung zu 
verknüpfen.  

Aus berufspädagogischer Sicht lassen sich folgende 
Merkmale handlungsorientierter Fallaufgaben herausstel-
len (vgl. hierzu auch WEICHBRODT 2003, S. 94 ff.):  

- Fall- bzw. Situationsbeschreibung mit komplexer, 
herausfordernder und praxisbezogener Problem-
stellung, das heißt 

o dem Problem kann auf unterschiedlichen Wegen 
begegnet werden 

o das Problem stellt eine Barriere oder Schwierig-
keit für den Prüfling dar, zu dessen Lösung er 
sein Wissen aktivieren und neu kombinieren 
bzw. vervollständigen muss 

o das Problem ist auf eine typische berufliche 
Handlungssituation bezogen 

- die Problemlösung erfordert ein Analysieren und 
Bewerten des Problems, Aufzeigen und Dokumentie-
ren von Lösungswegen sowie eine begründete Ent-
scheidung 

- die zur Fallbearbeitung benötigten Hilfsmittel und 
Zusatzinformationen stehen dem Prüfling zur Verfü-
gung 

- die für die Fallbearbeitung zur Verfügung stehende 
Zeit entspricht der jeweiligen Komplexität des Falls 

Weitere Literaturhinweise: 
Als Empfehlung zur Gestaltung fallbezogener Aufgaben in 
der Meisterprüfung im Handwerk vgl. Schaumann 2003a. 

(3) Die Aufgaben sind schriftlich zu bearbeiten.  Da es sich beim Teil II um eine schriftliche Prüfung han-
delt, sind die in den Handlungsfeldern aufgeführten Quali-
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An dieser Stelle ergeben sich grundlegende Unterschiede zwischen den verschiedenen Vari-
anten des Strukturentwurfs: 

 
Abbildung 8: Untergliederung in Prozessschritte im Handlungsfeld 1 

 

fikationsformulierungen rein kognitiver Natur, das heißt 
der Prüfling hat die berufsbezogenen Sachverhalte bspw. 
zu analysieren und zu bewerten sowie Problemlösungen 
aufzuzeigen und zu begründen.  

(4) Für die Bearbeitung der Aufgaben stehen 
dem Prüfling in jedem Handlungsfeld drei Stunden 
zur Verfügung. Eine Prüfungsdauer von sechs 
Stunden an einem Tag darf nicht überschritten 
werden. 

 

Analog zur Bearbeitungszeit des Meisterprüfungsprojekts 
sowie ggf. der Situationsaufgabe wird auch für die schrift-
liche Prüfung eine Höchstdauer für die Bearbeitung ange-
geben. Die Verwendung der Formulierung „stehen dem 
Prüfling zur Verfügung“ stellt sicher, dass Prüflinge die 
Lösung der Aufgaben auch vor Ende der Bearbeitungszeit 
abgeben dürfen.  

Im Hinblick auf die Organisation der schriftlichen Prüfung 
im Teil II sollte aus prüfungspsychologischer Sicht neben 
der Einhaltung der maximalen Prüfungsdauer von 6 Stun-
den auch darauf geachtet werden, dass ausreichende Pau-
senzeiten gewährt werden... 

§ 9 

Handlungsfeld „Anforderungen von Kunden 
eines x-Betriebs analysieren, Lösungen erarbei-

ten und anbieten“ 

(1) Im Handlungsfeld „Anforderungen von Kun-
den eines x-Betriebs analysieren, Lösungen erar-
beiten und anbieten“ hat der Prüfling nachzuwei-
sen, dass er in der Lage ist, in einem x- Betrieb 
Anforderungen erfolgs-, kunden- und qualitätsorien-
tiert, auch unter Anwendung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien, zu analysieren, Lö-
sungen zu planen und anzubieten. Dabei hat er 
wirtschaftliche, ökologische, ressourceneffiziente 
[gewerbespezifische Ergänzungen: z.B. bauphysi-
kalische, lebensmittelspezifische, gestalterische, 
physiologische] Gesichtspunkte sowie die allgemein 
anerkannten Regeln der Technik zu berücksichti-
gen. Bei der jeweiligen Aufgabenstellung sollen 
mehrere der in Absatz 2 genannten Qualifikationen 
verknüpft werden. 

 

Die Qualifikationen in den Handlungsfeldern 1 und 2 
werden entlang eines typischen Kundenauftrags geglie-
dert. Im § 9 finden sich zunächst die Qualifikationen, die 
zur Analyse von Kundenanforderungen sowie zur Erarbei-
tung von Lösungen und der Erstellung von Angeboten 
notwendig sind. Hierbei ist für die Erstellung von Prü-
fungsaufgaben die Verknüpfung mehrerer Qualifikationen 
vorgesehen.  
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§ 9 Absatz 2 Nr. 2 und 3 bei Gewerben mit primär auftragsorientierten Arbeits- und 
Geschäftsprozessen 

(2) Das Handlungsfeld „Anforderungen von 
Kunden eines x-Betriebs analysieren, Lösungen 
erarbeiten und anbieten“ besteht aus folgenden 
Qualifikationen: 

2. Kundenwünsche und die Rahmenbedingungen 
zu deren Erfüllung analysieren und bewerten 
und daraus Anforderungen ableiten; hierzu zäh-
len insbesondere: 

a) Vorgehensweise zur strukturierten Ermitt-
lung der Kundenwünsche und der jeweiligen 
Rahmenbedingungen erläutern und bewer-
ten, insbesondere unter Berücksichtigung 
von Faktoren für eine zielorientierte Ge-
sprächsführung, 

b) Ausschreibungen analysieren und bewerten, 

c) (Mess-) Verfahren zur Feststellung der 
Rahmenbedingungen [gewerbespezifische 
Ergänzungen: z.B. bei Kunden / an Bauwer-
ken / an Fahrzeugen] erläutern und bewer-
ten; fehlerhafte (Vor-) Leistungen erkennen, 

[alternativ bei Gewerben mit vorproduzie-
renden AGP:] 

Marktsituation produktbezogen analysieren 
und bewerten, 

 

d) Ergebnisse dokumentieren und bewerten, 
daraus Anforderungen für die Umsetzung 
ableiten und 

e) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

Um die Kundenwünsche und auftragsspezifischen Rah-
menbedingungen zu erfassen, wird der Prüfling aufgefor-
dert, darzustellen, auf welche Weise er die Kundenwün-
sche sowie die auftragsspezifischen Rahmenbedingungen 
ermittelt. Als ‚Kundenwünsche’ werden die idealen und 
noch nicht auf ihre Umsetzbarkeit geprüften Wünsche und 
Vorstellungen bezeichnet. Unter den Rahmenbedingungen 
werden Faktoren erfasst, die sich im Rahmen der Diagno-
se, Analyse und Betrachtung der Situation bzw. den Ge-
gebenheiten vor Ort, beim Kunden oder am Werkstück 
ergeben. Hierunter können beispielsweise die Bodenbe-
schaffenheit, der Zustand eines Fahrzeugs, die Beschaf-
fenheit des Haars oder finanziellen Möglichkeiten des 
Kunden gehören. Möglicherweise ist es notwendig, Mess-
verfahren einzusetzen, um die Rahmenbedingungen objek-
tiv beurteilen zu können.  

Für einige Branchen ist bei der Auftragsannahme zur 
Ermittlung der Kundenwünsche auch notwendig, Aus-
schreibungen auszuwerten und zu bewerten. 

Bei Gewerben mit vorproduzierenden Arbeits- und Ge-
schäftsprozessen ist jedes einzelne Produkt im Hinblick 
auf die Marktsituation zu analysieren und zu bewerten. 
D.h. es werden produktbezogene und kundengruppenbe-
zogene Gesichtspunkte betrachtet. 

In Abwägung der Kundenwünsche sowie der Rahmenbe-
dingungen ergeben sich die Anforderungen an den Kun-
denauftrag. Diese berücksichtigen die tatsächliche Um-
setzbarkeit des Kundenauftrags – also sowohl die Kun-
denperspektive als auch die technischen, wirtschaftlichen 
und rechtlichen Rahmenbedingungen. 

 Die zusammengetragenen Informationen werden doku-
mentiert, um sie für die Entwicklung von Lösungsmög-
lichkeiten zu nutzen.  

3. Lösungsmöglichkeiten entwickeln, erläutern und 
begründen; hierzu zählen insbesondere: 

a) Möglichkeiten und Notwendigkeiten des Ein-
satzes von [gewerbespezifische Ergänzun-
gen: z.B. Materialien / Rohstoffen / Zutaten / 
Bauteilen / Farben / Maschinen / Werkzeu-
gen / Geräten / Personal], auch unter Be-
rücksichtigung einzusetzender Verfahren, 
darstellen, erläutern und begründen, 

b) Sicherheits-, Gesundheits- und Haftungsrisi-
ken bewerten und Konsequenzen ableiten, 

c) Skizzen / technische Zeichnungen / Rezep-
turen / Schnittmuster / Konstruktionen für 
[gewerbespezifische Ergänzungen: z.B. 
Bauwerke / Backwaren /...] unter Berück-
sichtigung von Anforderungen erstellen, be-
werten und korrigieren, 

d) Kriterien für die Vergabe von Unteraufträgen 
festlegen, insbesondere unter Berücksichti-

Darüber hinaus weist der Prüfling in diesem Handlungs-
feld nach, dass er Lösungsmöglichkeiten für die Kunden-
anforderungen entwickeln und diese erläutern sowie be-
gründen kann. Im Rahmen der Entwicklung von Lö-
sungsmöglichkeiten wird die Grundlage für die spätere 
Durchführung der Leistung geschaffen. Im Regelfall be-
steht in der Planung unter Berücksichtigung technischer, 
rechtlicher und ökonomischer Aspekte der Anspruch einer 
Meisterprüfung. 
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§ 9 Absatz 2 Nr. 2 Gewerben mit primär dienstleistungsorientierten Arbeits- und Ge-
schäftsprozessen 

gung von Qualität und Rechtsvorschriften 
sowie Angebote bewerten, 

e) Vor- und Nachteile verschiedener Lösungs-
möglichkeiten im Hinblick auf Anforderun-
gen, Kostengesichtspunkte, [sowie z.B. ge-
stalterische, rechtliche, sicherheitstechni-
sche Gesichtspunkte] erläutern und abwä-
gen; Lösung auswählen sowie Auswahl be-
gründen und 

f) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

4. Angebote kalkulieren, erstellen und erläutern 
sowie Leistungen mit Kunden vereinbaren; hier-
zu zählen insbesondere: 

a) Personal-, Material- und Geräteaufwand auf 
der Grundlage der Planungen kalkulieren, 

b) auf der Grundlage entwickelter Lösungs-
möglichkeiten Angebotspositionen bestim-
men und zu Angebotspaketen zusammen-
fassen, Preise kalkulieren, 

c) Vertragsbedingungen unter Berücksichti-
gung von Haftungsbestimmungen formulie-
ren und beurteilen, 

d) Angebotsunterlagen vorbereiten, Angebote 
erstellen, 

e) Angebotspositionen und Vertragsbedingun-
gen gegenüber Kunden erläutern und be-
gründen sowie Leistungen vereinbaren und 

ggf. gewerbespezifische Ergänzungen. 

Zudem wird geprüft, ob der Prüfling Angebote kalkulieren 
und Leistungen vereinbaren kann. Hierzu gehören u.a. die 
Kalkulation relevanter Angebotspositionen sowie die 
Erstellung des Angebots und seine Erläuterung gegenüber 
den Kunden.  

2. Lösungsmöglichkeiten entwickeln, erläutern 
und begründen sowie Leistungen vereinbaren; 
hierzu zählen insbesondere: 

a) Möglichkeiten und Notwendigkeiten des Ein-
satzes von [gewerbespezifische Ergänzun-
gen: z.B. Materialien / Rohstoffen / Zutaten / 
Bauteilen / Farben / Maschinen / Werkzeu-
gen / Geräten / Personal], auch unter Be-
rücksichtigung einzusetzender Verfahren, 
darstellen, erläutern und begründen, 

b) Sicherheits-, Gesundheits- und Haftungsrisi-
ken bewerten und Konsequenzen ableiten, 

c) Kriterien für die Vergabe von Unteraufträgen 
festlegen, insbesondere unter Berücksichti-
gung von Qualität und Rechtsvorschriften 
sowie Angebote bewerten, 

d) Vor- und Nachteile verschiedener Lösungs-
möglichkeiten im Hinblick auf Anforderun-
gen, Kostengesichtspunkte, [sowie z.B. ge-
stalterische, rechtliche, sicherheitstechni-
sche Gesichtspunkte] erläutern und abwä-
gen; Lösung auswählen sowie Auswahl be-
gründen, 

Darüber hinaus weist der Prüfling in diesem Handlungs-
feld nach, dass er Lösungsmöglichkeiten für die Kunden-
anforderungen entwickeln und diese erläutern sowie be-
gründen kann. Im Rahmen der Entwicklung von Lö-
sungsmöglichkeiten wird die Grundlage für die spätere 
Durchführung der Leistung geschaffen. Im Regelfall be-
steht in der Planung unter Berücksichtigung technischer, 
rechtlicher und ökonomischer Aspekte der Anspruch einer 
Meisterprüfung. 

 

Dadurch, dass bei den Gewerben mit dienstleistungsorien-
tierten AGP die Prozessschritte Lösungsentwicklung und 
Angebotserstellung in einem Gespräch erfolgen sind hier 
diese Schritte zusammengefasst. 
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§ 9 Absatz 2 Nr. 2 und 3 bei Gewerben mit primär vorproduzierenden Arbeits- und Ge-
schäftsprozessen 

 

e) auf der Grundlage entwickelter Lösungs-
möglichkeiten Angebotspositionen bestim-
men und zu Angebotspaketen zusammen-
fassen, Angebotsunterlagen vorbereiten, 
Angebote erstellen, 

f) Dienstleistungs- und Produktpreise erläu-
tern, 

g) Leistungen unter Berücksichtigung vorab 
kalkulierter Preise vereinbaren und 

h) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

2. Lösungsmöglichkeiten entwickeln, erläutern 
und begründen; hierzu zählen insbesondere: 

a) Möglichkeiten und Notwendigkeiten des Ein-
satzes von [gewerbespezifische Ergänzun-
gen: z.B. Materialien / Rohstoffen / Zutaten / 
Bauteilen / Farben / Maschinen / Werkzeu-
gen / Geräten / Personal], auch unter Be-
rücksichtigung einzusetzender Verfahren, 
darstellen, erläutern und begründen, 

b) Sicherheits-, Gesundheits- und Haftungsrisi-
ken bewerten und Konsequenzen ableiten, 

c) Skizzen / technische Zeichnungen / Rezep-
turen / Schnittmuster / Konstruktionen für 
[gewerbespezifische Ergänzungen: z.B. 
Bauwerke / Backwaren /...] unter Berück-
sichtigung von Anforderungen erstellen, be-
werten und korrigieren, 

d) Kriterien für die Vergabe von Unteraufträ-
gen, insbesondere unter Berücksichtigung 
von Qualität und Rechtsvorschriften festle-
gen und Angebote bewerten, 

e) Vor- und Nachteile verschiedener Produkt-
vorschläge im Hinblick auf Anforderungen, 
Kostengesichtspunkte, (sowie z.B. gestalte-
rische, rechtliche, sicherheitstechnische Ge-
sichtspunkte) erläutern und abwägen; Lö-
sung auswählen sowie begründen, 

f) Personal-, Material- und Geräteaufwand kal-
kulieren, 

g) Produktpreise kalkulieren und 

h) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

Darüber hinaus weist der Prüfling in diesem Handlungs-
feld nach, dass er Lösungsmöglichkeiten in Form von 
konkreten Produkten für die Kundenanforderungen entwi-
ckeln und diese erläutern sowie begründen kann. Im Rah-
men der Entwicklung von Lösungsmöglichkeiten wird die 
Grundlage für die spätere Durchführung der Leistung 
geschaffen. Im Regelfall besteht in der Planung unter 
Berücksichtigung technischer, rechtlicher und ökonomi-
scher Aspekte der Anspruch einer Meisterprüfung. 

Unter der Berücksichtigung der Marktsituation erfolgt die 
Kalkulation der Produktpreise bereits im Rahmen der 
Produktentwicklung. 

 

  

3. Produkte präsentieren; hierzu zählen insbe-
sondere: 

a) Konzepte zur Produktpräsentation entwi-
ckeln und begründen, 

b) Kennzeichnung von Produkten erläutern und 
begründen und Berücksichtigung rechtlicher 
Gesichtspunkte,  

c) Vorgehensweise zur Empfehlung der Pro-
dukte erläutern unter Berücksichtigung von 

Bei Gewerben mit primär vorproduzierenden AGP stellt 
die Planung der Produktpräsentation und -kennzeichnung 
sowie die Planung von verkaufsunterstützenden Maßnah-
men eine besondere Rolle. Die Kenntnisse und Fertigkei-
ten bezogen auf die entsprechenden Schritte sind im drit-
ten Prozessschritt durch den Prüfling nachzuweisen. 
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[gewerbespezifische Ergänzungen: z.B. Re-
zepturen / Design], 

d) auf der Grundlage entwickelter Produktvor-
schläge Angebotspositionen bestimmen und 
zu Angebotspaketen zusammenfassen, An-
gebotsunterlagen vorbereiten, Angebote er-
stellen, 

e) Dienstleistungs- und Produktpreise erläutern 
und 

f) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

§ 10 

Handlungsfeld „Leistungen [bei Gewerben mit 
vorproduzierenden AGP: Produkte] eines x-

Betriebs erbringen, kontrollieren und überge-
ben“  

(1) Im Handlungsfeld „Leistungen eines x-
Betriebs erbringen, kontrollieren und übergeben“ 
hat der Prüfling nachzuweisen, dass er in der Lage 
ist, Leistungen eines x-Betriebs erfolgs-, kunden- 
und qualitätsorientiert, auch unter Anwendung von 
Informations- und Kommunikationstechnologien, zu 
erbringen, zu kontrollieren und zu übergeben. Da-
bei hat er wirtschaftliche, ökologische, ressourcen-
effiziente [gewerbespezifische Ergänzungen: z.B. 
bauphysikalische, lebensmittelspezifische, gestalte-
rische, physiologische] Gesichtspunkte sowie die 
allgemein anerkannten Regeln der Technik zu 
berücksichtigen. Bei der jeweiligen Aufgabenstel-
lung sollen mehrere der in Absatz 2 genannten 
Qualifikationen verknüpft werden. 

 

Im zweiten Handlungsfeld, im § 10, werden die Vorberei-
tung und die Erstellung der Leistung sowie ihre Kontrolle 
und Übergabe an den Kunden in den Mittelpunkt gerückt. 
Für die Erstellung von Prüfungsaufgaben ist es nicht not-
wendig, jedoch möglich, dass sich die Aufgaben zur 
Überprüfung der Qualifikationen aus § 10 auf denselben 
Kundenauftrag aus § 9 beziehen. 

 
 (2) Das Handlungsfeld „Leistungen eines x-

Betriebs erbringen, kontrollieren und übergeben“ 
besteht aus folgenden Qualifikationen: 

1. die Erbringung der Leistungen vorbereiten [bei 
Gewerben mit vorproduzierenden AGP: die 
Herstellung der Produkte vorbereiten]; hierzu 
zählen insbesondere: 

a) Methoden der Arbeitsplanung und -
organisation erläutern, auswählen und Aus-
wahl begründen; dabei unter Berücksichti-
gung einzusetzender [gewerbespezifische 
Ergänzungen: z.B. Fertigungs-, Herstel-
lungs- und Instandsetzungsverfahren / 
Haarfärbetechniken] den Einsatz von Perso-
nal, Material, Geräten / Maschinen / Werk-
zeugen planen, 

b) mögliche Störungen, auch in der Zusam-
menarbeit mit anderen Arbeitsbereichen / 
Gewerben, vorhersehen und Auswirkungen 
bewerten sowie Lösungen entwickeln, 

c) Handhabungshinweise und Produktinforma-
tionen [gewerbespezifische Ergänzungen: 
z.B. für Geräte / Maschinen / Werkzeuge 
sowie Materialien / Rohstoffe / Zutaten / 
Bauteile / Farben] leistungsbezogen auswer-

Das zweite Handlungsfeld umfasst u.a. solche Qualifikati-
onen, die die Vorbereitung der Leistungserstellung betref-
fen. Hierzu gehören u.a. die Auswahl von Methoden der 
Arbeitsplanung und -organisation sowie die Berücksichti-
gung von Handhabungshinweisen und Produktinformatio-
nen. Darüber hinaus soll der Prüfling auch nachweisen, 
dass er in der Lage ist, mögliche Störungen vorherzusehen 
und Lösungen zu deren Vermeidung und Behebung? her-
beizuführen.  
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ten und erläutern, 

d) technische Arbeitspläne / Fertigungsskizzen 
/ Zeichnungen / Montageanweisungen erar-
beiten, bewerten und korrigieren und 

e) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

2. die Leistungen erbringen [bei Gewerben mit 
vorproduzierenden AGP: die Produkte herstel-
len]; hierzu zählen insbesondere: 

a) berufsbezogene Rechtsvorschriften und 
technische Normen sowie allgemein aner-
kannte Regeln der Technik anwenden und 
beurteilen, 

b) Maßnahmen zur Gefahrenvermeidung und -
beseitigung erläutern und Folgen ableiten, 

c) Fehler und Mängel in der Erstellung der 
Leistungen erläutern sowie Maßnahmen zu 
deren Beseitigung ableiten, 

d) Vorgehensweise zur Erstellung von Leistun-
gen unter Berücksichtigung [gewerbespezifi-
sche Ergänzungen: z.B. unterschiedlicher 
Fertigungs- / Herstellungs- / Instandset-
zungsverfahren / Haarfärbetechniken] erläu-
tern und begründen und 

e) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

Darüber hinaus weist der Prüfling nach, dass er in der 
Lage ist, Maßnahmen und Vorgehensweisen zur Leis-
tungserbringung zu erläutern und ihre Anwendung zu 
begründen. Dies betrifft sowohl Maßnahmen zur Anwen-
dung sicherheitsrelevanter Aspekte und technischer Nor-
men als auch zur Vermeidung von Fehlern und Mängeln 
in der Leistungserstellung.  

3. die Leistungen [bei Gewerben mit vorproduzie-
renden AGP: die Produkte] kontrollieren, doku-
mentieren, übergeben und abrechnen; hierzu 
zählen insbesondere: 

a) Kriterien zur Feststellung der Qualität der 
erbrachten Leistungen erläutern, 

b) Leistungen dokumentieren, 

c) Prüfergebnisse dokumentieren und bewer-
ten, 

d) Vorgehensweise bei Übergabe der Leistun-
gen und Information der Kunden über Hand-
habung, Pflege und Wartung erläutern, 

e) Leistungen abrechnen, 

f) auftragsbezogene Nachkalkulationen durch-
führen und Konsequenzen ableiten, 

g) Möglichkeiten der Herstellung von Kunden-
zufriedenheit und der Kundenbindung erläu-
tern und beurteilen, 

h) Serviceleistungen erläutern und bewerten 
und 

i) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

Schließlich umfasst §10 auch Qualifikationen, die zur 
Kontrolle, Dokumentation und Übergabe sowie zur Ab-
rechnung der Leistungen notwendig sind. Prüf- und Mess-
verfahren, Vorschriften zur Dokumentation der Leistun-
gen wie auch die Nachkalkulation stehen hier im Fokus.  



 

 32 

§ 11 

Handlungsfeld „Einen x-Betrieb führen und 
organisieren“ 

(1) Im Handlungsfeld „Einen x-Betrieb führen 
und organisieren“ hat der Prüfling nachzuweisen, 
dass er in der Lage ist, Aufgaben der Betriebsfüh-
rung und der Betriebsorganisation in einem x-
Betrieb unter Berücksichtigung der Rechtsvorschrif-
ten, auch unter Anwendung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien, wahrzunehmen. 
Dabei hat er den Nutzen zwischenbetrieblicher 
Kooperationen, insbesondere den Nutzen gewer-
beübergreifender Zusammenarbeit, zu prüfen und 
zu bewerten. Bei der jeweiligen Aufgabenstellung 
sollen mehrere der in Absatz 2 genannten Qualifi-
kationen verknüpft werden. 

 

 Im dritten Handlungsfeld, § 11, muss der Prüfling, nach-
weisen, dass er Aufgaben der Betriebsführung und -
organisation wahrnehmen kann. Im Gegensatz zum Teil 
III der Meisterprüfung werden hier gewerbespezifische 
Charakteristika der Betriebsführung in den Mittelpunkt 
gerückt. Der Prüfling hat in diesem Handlungsfeld auch 
den Nutzen zwischenbetrieblicher Kooperationen darzu-
stellen Ebenso wie in den vorangegangenen beiden Hand-
lungsfeldern sind für die Gestaltung von Prüfungsaufga-
ben mehrere der in § 11 Absatz 2 angeführten Qualifikati-
onen miteinander zu verknüpfen.  

(2) Das Handlungsfeld „Einen x-Betrieb führen 
und organisieren“ besteht aus folgenden Qualifika-
tionen: 

1. Betriebliche Kosten analysieren und für die 
Preisgestaltung und Effizienzsteigerung nutzen; 
hierzu zählen insbesondere: 

a) betriebliche Kosten ermitteln, dabei be-
triebswirtschaftliche Zusammenhänge be-
rücksichtigen, 

b) betriebliche Kostenstrukturen überprüfen, 

c) betriebliche Kennzahlen ermitteln und ver-
gleichen, 

d) Maßnahmen zur Effizienzsteigerung ablei-
ten, 

e) [Bei Gewerben mit Auftragsorientierten 
AGP: Stundenverrechnungssätze anhand 
vorgegebener Kostenstrukturen berechnen 
und] 

[Standard bei Gewerben mit dienstleistungsori-
entierten AGP:] 

f) Personal-, Material- und Geräteaufwand für 
standardisierte Leistungen kalkulieren, 

g) Preise für standardisierte Leistungen ermit-
teln und anpassen 

[Standard bei Gewerben mit vorproduzierenden 
AGP:] 

f) Preise für Produkte und standardisierte Leis-
tungen kalkulieren und anpassen 

 

g) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

Die Kalkulation von Preisen geschieht in auftragsorien-
tierten Handwerken/Gewerben individuell für jeden Kun-
den und ist deshalb bereits in Handlungsfeld 1 (§ 9) er-
fasst. Im Rahmen des dritten Handlungsfeldes wird ge-
prüft, ob der Prüfling in der Lage ist, betriebliche Kosten 
zu ermitteln und die Kostenstrukturen des Betriebs zu 
überprüfen. Unter anderem auf der Basis betrieblicher 
Kennzahlen leitet er darüber hinaus Maßnahmen ab, die 
zur Steigerung der betrieblichen Effizienz beitragen.  

2. Marketingmaßnahmen zur Kundengewin-
nung und -pflege erarbeiten; hierzu 
zählen insbesondere: 

a) Auswirkungen technologischer, 
wirtschaftlicher, rechtlicher und ge-
sellschaftlicher Entwicklungen sowie 
veränderter Kundenanforderungen auf 
das Leistungsangebot darstellen und 

Bezüglich der Erarbeitung konkreter Marketingmaßnah-
men soll der Prüfling nachweisen, dass er in der Lage ist, 
die Entwicklungen seines Handwerks bzw.  handwerks-
ähnlichen Gewerbes und deren Einfluss auf die Kunden-
gewinnung und -pflege darzustellen. Darüber hinaus gilt 
es, verschiedene Möglichkeiten der Auftragsbeschaffung 
sowie zur Nutzung verschiedener Vertriebswege zu be-
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begründen, 

b) Möglichkeiten der Auftragsbe-
schaffung darstellen und Marketingmaß-
nahmen zur Kundengewinnung und -pflege 
entwickeln, 

c) Informationen über Produkte und 
über das Leistungsspektrum des Be-
triebs erstellen, 

d) Informations- und kommunikati-
onsgestützte Vertriebswege ermitteln 
und bewerten und 

e) ggf. gewerbespezifische Ergän-
zungen 

werten.  

 

3. Betriebliches Qualitätsmanagement 
entwickeln; hierzu zählen insbeson-
dere: 

a) Bedeutung des betrieblichen Qua-
litätsmanagements darstellen und beur-
teilen, 

b) Qualitätsmanagementsysteme un-
terscheiden und beurteilen, 

c) Maßnahmen zur Kontrolle und Do-
kumentation der Leistungen erläutern, 
begründen und bewerten, insbesondere 
unter Berücksichtigung von Qualitäts-
standards, Rechtsvorschriften und 
technischen Normen, 

d) Maßnahmen zur kontinuierlichen 
Verbesserung von Arbeits- und Ge-
schäftsprozessen festlegen und bewer-
ten, 

e) Maßnahmen zur Rückverfolgbarkeit 
von Produkten erläutern und 

f) ggf. gewerbespezifische Ergän-
zungen. 

 

Darüber hinaus hat der Prüfling nachzuweisen, dass er in 
der Lage ist, ein betriebliches Qualitätsmanagement zu 
entwickeln. Hierzu gilt es, die Bedeutung des betriebli-
chen Qualitätsmanagements darzustellen und verschiedene 
Systeme zu unterscheiden sowie vor dem Hintergrund 
ihrer betrieblichen Einsatzmöglichkeiten zu bewerten. 
Auch sollte der Prüfling darstellen, welche Maßnahmen 
zur kontinuierlichen Verbesserung der Arbeits- und Ge-
schäftsprozesse beitragen.  

4. Personal unter Berücksichtigung 
gewerbespezifischer Bedingungen 
planen und anleiten, Personalent-
wicklung planen; hierzu zählen ins-
besondere: 

a) Einsatz von Personal disponie-
ren, 

b) Einsatz von Auszubildenden auf 
Grundlage des betrieblichen Ausbil-
dungsplans disponieren, 

c) Methoden zur Anleitung von Per-
sonal erläutern, 

d) Qualifikationsbedarfe ermit-
teln, 

e) Maßnahmen zur kontinuierlichen 
Weiterqualifizierung insbesondere un-
ter Berücksichtigung des Berufslauf-
bahnkonzepts im x-Handwerk / Gewerbe 
planen und 

f) ggf. gewerbespezifische Ergän-
zungen. 

Die Einsatzplanung von Mitarbeitern und Auszubildenden 
sind Fähigkeiten, die der Prüfling im Rahmen des dritten 
Handlungsfelds nachzuweisen hat. Darüber hinaus sollte 
er Methoden zur Anleitung des betrieblichen Personals 
beherrschen. Auch die Ermittlung von betrieblichem Qua-
lifikationsbedarf und die Ableitung konkreter Maßnahmen 
zur Weiterqualifizierung der Mitarbeiter werden in diesem 
Zusammenhang geprüft. Im Kontext der Gewinnung und 
Bindung von Mitarbeitern gilt es, die Personalentwicklung 
als strategische Aufgabe der Betriebsführung zu erkennen. 
In dem Zusammenhang sollten Meister in der Lage sein, 
unter Berücksichtigung des Berufslaufbahnkonzepts ihres 
Handwerks, Mitarbeiter bei der Gestaltung von Karriere-
wegen im Handwerk zu unterstützen.  
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5. Betriebs- und Lagerausstattung so-
wie Abläufe planen; hierzu zählen 
insbesondere: 

a) Durchführung einer Gefährdungs-
beurteilung erläutern, Konsequenzen 
aus dem Ergebnis ableiten, 

b) betriebsspezifische Ausstattung 
(gewerbespezifische Ergänzungen: z.B. 
des Betriebes / des Lagers / der Werk-
statt / der Fahrzeuge), insbesondere 
unter Berücksichtigung der Vorschrif-
ten der Unfallverhütung, des Arbeits-
schutzes, der Gefahrgutlagerung, der 
Ressourceneffizienz sowie des Umwelt-
schutzes planen und begründen, 

c) betriebsspezifische Maßnahmen, 
insbesondere zur Unfallverhütung, zum 
Arbeitsschutz, zur Gefahrgutlagerung 
und zur Ressourceneffizienz sowie zum 
Umweltschutz planen und begründen, 

d) Instandhaltung von Werkzeugen / 
Geräten / Maschinen / Fahrzeugen pla-
nen, 

e) Betriebsabläufe planen und opti-
mieren, unter Berücksichtigung der 
Nachfrage, der betrieblichen Auslas-
tung, des Einsatzes von Personal, Ma-
terial und Werkzeugen / Geräten / Ma-
schinen / Fahrzeugen, 

f) Betriebs-/Lager-/Fahrzeug-
/Werkstattausstattung unter Berück-
sichtigung logistischer Aspekte planen 
und 

g) ggf. gewerbespezifische Ergän-
zungen 

Schließlich wird in § 11 geprüft, ob der Prüfling in der 
Lage ist, die Betriebs- und Lagerausstattung zu planen. 
Hierfür sollte er nachweisen, dass er eine Gefährdungsbe-
urteilung durchführen kann, die Betriebsausstattung ent-
sprechend der relevanten Vorschriften der Unfallverhü-
tung und des Arbeitsschutzes planen sowie konkrete Maß-
nahmen hieraus ableiten kann. Auch die Planung der In-
standhaltung von Werkzeugen / Geräten / Maschinen und 
Fahrzeugen sowie von Betriebsabläufen kann Bestandteil 
der Prüfung sein. 

§ 12 

Gewichtung; Bestehen der Prüfung in 
Teil II 

(1) Für das Gesamtergebnis der Prü-
fung in Teil II der Meisterprüfung ist 
das arithmetische Mittel der Bewertun-
gen der drei Handlungsfelder nach den 
§§ 9 bis 11 zu bilden. 

(2) Wurden in höchstens zwei der 
drei Handlungsfelder jeweils mindes-
tens 30 und weniger als 50 Punkte er-
reicht, so kann in einem dieser Hand-
lungsfelder eine mündliche Ergänzungs-
prüfung durchgeführt werden, wenn die-
se für das Bestehen der Prüfung in 
Teil II der Meisterprüfung ausschlag-
gebend ist. 

 

 

Der Teil II sieht in einem von höchstens zwei mit der Note 
„mangelhaft“ bewerteten Handlungsfeldern eine mündli-
che Ergänzungsprüfung vor. Allerdings nur, wenn die 
Ergänzungsprüfung das Bestehen des Teils II (das heißt 
eine insgesamt ausreichende Prüfungsleistung) ermög-
licht. Damit wird die Ergänzungsprüfung auf Handlungs-
felder begrenzt, die mit mangelhafter Leistung abgelegt 
wurden. Somit wird auch klargestellt, dass eine Ergän-
zungsprüfung nur ein Prüfelement zum Bestehen der Prü-
fung ist, nicht aber zur Notenverbesserung. 
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 § 17 Absatz 2 MPVerfVO 

„Die Ergänzungsprüfung wird auf Antrag des 
Prüflings durchgeführt. Sie ist als Einzel-
gespräch zu führen und soll je Prüfling 
höchstens 20 Minuten dauern. Das Ergebnis 
der jeweiligen schriftlichen Prüfung und 
der Ergänzungsprüfung ist im Verhältnis 2:1 
zu gewichten.“  

Die Ergänzungsprüfung ist nach § 17 Absatz 2 
MPVerfVO auf Antrag des Prüflings durchzuführen. Sie 
wird als Einzelgespräch geführt und soll je Prüfling höchs-
tens 20 Minuten dauern. 

Wurde eine Ergänzungsprüfung durchgeführt, dann sind 
das Ausgangsergebnis der schriftlichen Prüfung im jewei-
ligen Handlungsfeld und das Ergebnis der mündlichen 
Ergänzungsprüfung im Verhältnis 2:1 zu gewichten (vgl. § 
17 Absatz 2 Satz 3 MPVerfVO). 

 

 

 

(3) Der Prüfling hat den Teil II 
der Meisterprüfung bestanden, wenn  

1. jedes der drei Handlungsfelder mit 
mindestens 30 Punkten bewertet wor-
den ist, 

2. nach durchgeführter Ergänzungsprü-
fung nach Absatz 2 höchstens ein 
Handlungsfeld mit weniger als 50 
Punkten bewertet worden ist und 

3. das Gesamtergebnis der Prüfung min-
destens „ausreichend“ ist. 

§ 12 Absatz 3 regelt die Voraussetzungen für das Beste-
hen des Teils II. Hierzu werden die folgenden Vorausset-
zungen angeführt:  

1. In jedem Handlungsfeld (§§ 9 bis 11) muss der Prüf-
ling mindestens 30 Punkte, also die Note „mangel-
haft“, erreichen. Erzielt der Prüfling in einem der drei 
Handlungsfelder die Note „ungenügend“ gilt die Prü-
fung als nicht bestanden. 

2. Nach durchgeführter Ergänzungsprüfung darf der 
Prüfling in höchstens einem Handlungsfeld weniger 
als 50 Punkte, also die Note „mangelhaft“, aufweisen 

3. Das Gesamtergebnis der Prüfung muss insgesamt 
„ausreichend“ sein. 

 

§ 13 

Allgemeine Prüfungs- 
und Verfahrensregelungen, 

weitere Regelungen zur Meisterprüfung 

(1) Die Vorschriften der Meister-
prüfungsverfahrensverordnung vom 17. 
Dezember 2001 (BGBl. I S. 4154) in der 
jeweils geltenden Fassung bleiben un-
berührt. 

(2) Die Prüfung in den Teilen III 
und IV der Meisterprüfung bestimmt 
sich nach der Allgemeinen Meisterprü-
fungsverordnung vom 26. Oktober 2011 
(BGBl. I. S. 2149) in der jeweils gel-
tenden Fassung. 

Mit dem § 13 erfolgt im Strukturentwurf der Hinweis auf 
das Zulassungs- und allgemeine Prüfungsverfahren, gere-
gelt durch die MPVerfVO vom 17. Dezember 2001(BGBl. 
I S. 4154), zuletzt geändert durch Verordnung vom 26. 
Oktober 2011 (BGBl. I S. 2145. Das heißt, für alle Rege-
lungen, die das allgemeine Prüfungsverfahren der Meis-
terprüfung betreffen, ist die Meisterprüfungsverfahrens-
verordnung (MPVerfVO) heranzuziehen bzw. anzuwen-
den. 

Darüber hinaus wird in Absatz 2 auf die Regelungen der 
AMVO (Prüfung in den Teilen III und IV) verwiesen. 

 

§ 14  
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Übergangsvorschrift 

(1) Die bis zum [Datum] begonnenen 
Prüfungsverfahren werden nach den bis-
herigen Vorschriften zu Ende geführt. 
Erfolgt die Anmeldung zur Prüfung bis 
zum Ablauf des [Datum], so sind auf 
Verlangen des Prüflings die bis zum 
[Datum] geltenden Vorschriften weiter 
anzuwenden. 

 (2) Prüflinge, die die Prüfung 
nach den bis zum [Datum] geltenden 
Vorschriften nicht bestanden haben und 
sich bis zum [Datum] zu einer Wieder-
holungsprüfung anmelden, können auf 
Verlangen die Wiederholungsprüfung 
nach den bis zum [Datum] geltenden 
Vorschriften ablegen. 

 

§ 15 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am [Datum] 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ver-
ordnung [konkrete Bezeichnung, Datum 
und Fundstelle inkl. ggf. letzter Än-
derung] außer Kraft. 

 

 

Berlin, den ....................... 

Der Bundesminister für Wirtschaft und 
Energie 

In Vertretung 
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6. Verordnung über die Meisterprüfung in den Teilen III 
und IV im Handwerk und in handwerksähnlichen 
Gewerben (Allgemeine Meisterprüfungsverordnung – 
AMVO) 

Das zu Beginn dieser Erläuterungen beschriebene neue Selbstverständnis des Handwerks-
meisters prägt auch die Verordnung über die Meisterprüfung in den Teilen III und IV.15 Durch 
den Nachweis betriebswirtschaftlicher, kaufmännischer und rechtlicher (Teil III) sowie be-
rufs- und arbeitspädagogischer Kenntnisse (Teil IV) hat der Prüfling die Befähigung erlangt, 
einen Betrieb selbständig zu führen, kaufmännische und personalwirtschaftliche Leitungsauf-
gaben wahrzunehmen sowie die Ausbildung durchzuführen.  
Insbesondere durch die Überarbeitung der Teile III (in 2011) und IV (in 2010) ist es gelungen, 
die Ausrichtung auf das Prinzip der Kompetenz- bzw. Handlungsorientierung nun in allen vier 
Teilen der Meisterprüfung zu implementieren. So bedarf es durch die Auflösung der vormals 
rein fachsystematischen Strukturen im Teil III nun nicht mehr (ausschließlich) der Reproduk-
tion von Fachwissen („Grundlagen …. kennen“). Die neuen ganzheitlich formulierten Anfor-
derungen handwerksunternehmerischen Handelns greifen vielmehr durch die Aufnahme des 
Unternehmenslebenszyklusgedankens die konkreten beruflichen Handlungssituationen im 
Kontext der Gründung bzw. Übernahme sowie Führung eines Unternehmens auf. 
 

 
Erläuterung  

neuerer Entwicklungen bei den Rechtsverordnungen und deren Konsequenzen 
für die Meisterprüfung im Handwerk und in handwerksähnlichen Gewerben 

 

                                                   
15 Sowohl das Selbstverständnis des Meisters als auch das Prinzip der Kompetenz- bzw. Handlungsorientierung 

findet sich auch der AMVO zugehörigen Rahmenlehrplänen wieder. Für den Rahmenlehrplan zum Teil III vgl. 
GLASL / GREILINGER 2011, für den Rahmenlehrplan zum Teil IV vgl. FORSCHUNGSINSTITUT FÜR BERUFSBIL-
DUNG 2010. 

Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie 

 

Verordnung über die Meisterprüfung in 
den Teilen III und IV im Handwerk und 

in handwerksähnlichen Gewerben 

(Allgemeine Meisterprüfungsverordnung - 
AMVO) 

Vom 26. Oktober 2011 (BGBl. I S. 2149) 

 

  
 Auf Grund des § 45 Absatz 1 und des 

§ 51a Absatz 2 der Handwerksordnung, die 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
11. Juli 2011 (BGBl. I S. 1341) geändert 
worden sind, verordnet das Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Technologie im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Bildung und Forschung: 

 

§ 1 Auch in der AMVO wird mit der Formulierung des 
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Gegenstand 

Die Meisterprüfung besteht aus vier 
selbständigen Prüfungsteilen. Diese Ver-
ordnung regelt die betriebs-
wirtschaftliche, kaufmännische und 
rechtliche Prüfung (Teil III) sowie die 
berufs- und arbeitspädagogische Prüfung 
(Teil IV) in der Meisterprüfung im Hand-
werk und in handwerksähnlichen Gewerben. 

 

Gegenstandes der Verordnung in § 1 ein neues struk-
turgebendes Element in die Rechtsverordnung aufge-
nommen. 

a) Vier selbstständige Prüfungsteile: Die Meister-
prüfung besteht aus vier rechtlich selbständigen 
Prüfungsteilen (vgl. Erläuterungen zu § 1 Struk-
turentwurf). 

b) Gegenstand der Verordnung: Der Regelungs-
gehalt dieser Verordnung bezieht sich auf die 
betriebswirtschaftliche, kaufmännische und 
rechtliche Prüfung (Teil III) sowie die berufs- 
und arbeitspädagogische Prüfung (Teil IV) in 
der Meisterprüfung im Handwerk und in hand-
werksähnlichen Gewerben. Dabei wird die Prü-
fung in beiden Teilen zum einen über die Prü-
fungsanforderungen und zum anderen über die 
handwerks- und gewerbespezifischen Verfah-
rensregelungen beschrieben. Die vormals in den 
§ 2 und § 3 der Verordnung über gemeinsame 
Anforderungen in der Meisterprüfung im Hand-
werk geordneten Bestimmungen zum „Bestehen 
der Meisterprüfung, Bewertungssystem“ und zur 
„Wiederholung der Meisterprüfung“ werden, da 
es sich um allgemeine Verfahrensregelungen 
handelt, die für alle Meisterprüfungsverfahren 
gleichermaßen gelten, nun in den § 20 (Bewer-
tungsschlüssel) und § 22 (Wiederholung der 
Meisterprüfung) MPVerfVO geregelt. Zur Klar-
stellung der Eingrenzung des Gegenstandes die-
ser Verordnung erfolgt der Hinweis auf die Re-
gelung der anderen beiden Prüfungsteile in 
§ 6 Absatz 2 AMVO. Ebenso erfolgt ein Hin-
weis auf die Vorschriften über das Zulassungs- 
und allgemeine Prüfungsverfahren in 
§ 6 Absatz 1 AMVO. 

§ 2 

Ziel, Gliederung und Inhalt  
des Teils III 

(1) Durch die Prüfung in Teil III hat 
der Prüfling in den in Absatz 2 Nummer 1 
bis 3 genannten Handlungsfeldern seine 
berufliche Handlungskompetenz dadurch 
nachzuweisen, dass er als Betriebs-
inhaber, Betriebsinhaberin oder Füh-
rungskraft betriebswirtschaftliche, 
kaufmännische und rechtliche Probleme 
analysieren und bewerten sowie Lösungs-
wege aufzeigen und dokumentieren und da-
bei aktuelle Entwicklungen berücksichti-
gen kann. 

 

 

Die Zielformulierung findet sich als strukturgebendes 
Merkmal in allen vier Teilen der Meisterprüfung, so 
auch im Teil III, wieder. Es wird angegeben, welche 
Anforderungen im Teil III zum Nachweis der berufli-
chen Handlungskompetenz an den Prüfling gestellt 
werden. 

Mit der Meisterprüfung in Teil III soll die Befähigung 
nachgewiesen werden, das betreffende Handwerk im 
Rahmen eines selbstständig und eigenverantwortlich 
geführten Unternehmens ausüben zu können. Dabei 
verfolgt der Teil III den Anspruch, die „betriebswirt-
schaftlichen, kaufmännischen und rechtlichen Kennt-
nisse“ (§ 45 Absatz 3 HwO bzw. § 51a Absatz 3 HwO) 
zu sichern, um damit die Voraussetzung zu schaffen, 
als Handwerks-unternehmer oder Führungskraft das 
Unternehmen am Markt zu etablieren und dessen wirt-
schaftliche Existenz langfristig und nachhaltig zu si-
chern. 

Wie auch in den anderen Teilen der Meisterprüfung 
sind nun auch in den Teil III Handlungsfelder als struk-
turgebendes Element aufgenommen. Die Handlungs-
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felder greifen den Lebenszyklus von Unternehmen aus 
Sicht selbständiger Gewerbetreibender auf: Diese 
müssen ein Unternehmen gründen oder übernehmen 
und es auf- oder ausbauen bzw. strategisch fortentwi-
ckeln. Für beide Aktivitäten ist es erforderlich, die 
gegebene und zukünftige Wettbewerbsfähigkeit des 
Unternehmens einschätzen zu können. In diesen Fel-
dern muss der Meister in der Praxis als Betriebsinhaber 
oder Führungskraft planen, beurteilen und Entschei-
dungen treffen sowie letztlich auch verantworten kön-
nen. Der meisterliche Aspekt in den beruflichen Hand-
lungen wird durch die Verwendung ganzheitlicher 
Formulierungen deutlich, die, taxonomisch betrachtet, 
ein entsprechendes Niveau widerspiegeln. 

 

(2) In jedem der nachfolgend aufge-
führten Handlungsfelder ist mindestens 
eine komplexe fallbezogene Aufgabe zu 
bearbeiten. 

Anforderungen an fallbezogene Aufgaben in Teil III  

Die Anforderungen, die von berufspädagogischer Seite 
an fallbezogene Aufgaben im Allgemeinen gestellt 
werden, wurden bereits weiter vorne beschrieben. 
(vgl. Erläuterungen zu § 8 des Strukturentwurfs) 

Im Besonderen sollten die komplexen fallbezogenen 
Aufgaben im Teil III den Prüfling dazu veranlassen, 
sich mit der Lösung komplexer Fragestellungen der 
handwerklichen Unternehmensführung auseinanderzu-
setzen. Dabei ist die in der Fallbeschreibung dargebo-
tene Situation vom Prüfling zunächst zu analysieren, 
um anschließend für die mit ihr einhergehenden Prob-
leme geeignete Lösungs-möglichkeiten entwickeln und 
begründen zu können. 

Dem Meisterprüfungsausschuss ist es freigestellt, 
welche Aufgaben er innerhalb des jeweiligen Hand-
lungsfeldes zur Bearbeitung vorgibt. Dabei können bei 
den Aufgabenstellungen auch mehrere der unter den 
Handlungsfeldern aufgeführten Qualifikationen mitei-
nander verknüpft werden (vgl. § 2 Absatz 2 Nummer 1 
bis 3 AMVO). Das Wort „mindestens“ bedeutet, dass 
im Einzelfall auch mehrere Aufgabenstellungen fallbe-
zogen formuliert werden können. Der Meisterprü-
fungsausschuss hat hierbei jedoch den Grundsatz der 
Gleichbehandlung zu beachten und eine Überforde-
rung der Prüflinge zu vermeiden (vgl. SCHWANNECKE 
2011, Kommentar 270a, S. 5). 

 

Weitere Literaturhinweise: 
Als Empfehlung zur Gestaltung fallbezogener Aufga-
ben in der Meisterprüfung im Handwerk vgl. 
SCHAUMANN 2003a. 
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1. Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen 
beurteilen 

Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er 
betriebswirtschaftliche, kaufmännische 
und rechtliche Voraussetzungen für die 
Wettbewerbsfähigkeit eines Unterneh-
mens und berufliche Entwicklungs-
potenziale im Handwerk bewerten sowie 
Entscheidungsnotwendigkeiten darstel-
len kann. Bei der Aufgaben-stellung 
sollen mehrere der unter den Buchsta-
ben a bis f aufgeführten Qualifikatio-
nen verknüpft werden: 

a) Unternehmensziele analysieren und 
in ein Unternehmenszielsystem ein-
ordnen, 

b) Bedeutung der Unternehmenskultur 
und des Unternehmensimages für die 
betriebliche Leistungs- und Wettbe-
werbsfähigkeit begründen, 

c) Situation eines Unternehmens am 
Markt analysieren und Erfolgspoten-
ziale begründen, 

d) Informationen aus dem Rechnungswe-
sen, insbesondere aus Bilanz sowie 
Gewinn- und Verlustrechnung zur 
Analyse von Stärken und Schwächen 
eines Unternehmens nutzen, 

e) Informationen aus dem internen und 
externen Rechnungswesen zur Ent-
scheidungsvorbereitung nutzen, 

f) Rechtsvorschriften, insbesondere 
des Gewerbe- und Handwerksrechts 
sowie des Handels- und Wettbewerbs-
rechts bei der Analyse von Unter-
nehmenszielen und -konzepten anwen-
den; 

 

Im ersten Handlungsfeld wird die Intention verfolgt, im 
Vorfeld der eigentlichen Gründung oder Übernahme 
eines Unternehmens eine Einschätzung über die Wett-
bewerbsfähigkeit eines Unternehmens abgeben zu 
können. Bevor ein Unternehmen übernommen oder 
neu gegründet wird, ist es wichtig zu prüfen, ob es 
überhaupt sinnvoll ist und eine realistische Chance 
besteht, langfristig am Markt zu bestehen. In diesem 
Zusammenhang hat der Prüfling nachzuweisen, dass er 
betriebswirtschaftliche, kaufmännische und rechtliche 
Voraussetzungen für die Wettbewerbsfähigkeit eines 
Unternehmens und berufliche Entwicklungspotenziale 
im Handwerk bewerten sowie Entscheidungsnot-
wendigkeiten darstellen kann.  

Im Kern geht es in diesem Handlungsfeld darum, die 
Situation eines Unternehmens am Markt (in der Praxis 
könnte dieses auch das Unternehmen sein, in dem der 
Prüfling beschäftigt ist und/oder welches er plant zu 
übernehmen) zu analysieren und dessen Erfolgspoten-
ziale zu begründen. Zur Vorbereitung seiner Entschei-
dung sind vom Prüfling beispielsweise die Unterneh-
mensziele zu analysieren, Informationen aus dem 
internen und externen Rechnungswesen, aus Bilanz 
sowie Gewinn- und Verlustrechnung heran-zuziehen 
oder die Bedeutung der Unternehmenskultur zu be-
gründen. 

2. Gründungs- und Übernahmeaktivitäten 
vorbereiten, durchführen und bewerten 

Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er 
in der Lage ist, Aufgaben im Rahmen 
der Gründung und Übernahme eines Un-
ternehmens unter Berücksichtigung per-
sönlicher, rechtlicher und betriebs-
wirtschaftlicher Rahmenbedingungen und 
Ziele vorzubereiten, durchzuführen und 
zu bewerten sowie ihre Bedeutung für 
ein Unternehmenskonzept zu begründen. 
Bei der Aufgabenstellung sollen mehre-
re der unter den Buchstaben a bis j 
aufgeführten Qualifikationen verknüpft 
werden: 

a) Bedeutung persönlicher Vorausset-
zungen für den Erfolg beruflicher 
Selbständigkeit begründen, 

b) wirtschaftliche, gesellschaftliche 
und kulturelle Bedeutung des Hand-
werks sowie Nutzen von Mitglied-
schaften in den Handwerksorgani-

Das zweite Handlungsfeld thematisiert den Prozess der 
Gründung und Übernahme. Der Prüfling hat hier nach-
zuweisen, dass er Aufgaben, die sich im Rahmen der 
Gründung und Übernahme eines Unternehmens stellen, 
unter Berücksichtigung persönlicher, rechtlicher und 
betriebswirtschaftlicher Rahmenbedingungen und Ziele 
vorbereiten, durchführen und bewerten kann. In diesem 
Zusammenhang hat er auch ihre jeweilige Bedeutung 
für ein Unternehmenskonzept (in der Praxis ggf. das 
eigene) zu begründen. So stellt sich bspw. die Frage, 
welche Bedeutung die persönlichen Voraussetzungen 
für den Erfolg der beruflichen Selbständigkeit spielen. 
Im Kontext der Gründung und Übernahme sind aber 
auch bspw. Entscheidungen zum Standort, zur Be-
triebsgröße, zum Personalbedarf, zur Einrichtung und 
Ausstattung des Betriebes, zum Marketingkonzept, 
Investitionsplan und Finanzierungskonzept sowie zur 
Rechtsform begründet zu treffen. 
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sationen darstellen und bewerten, 

c) Möglichkeiten der Inanspruchnahme 
von Beratungsdienstleistungen sowie 
von Förder- und Unterstützungs-
leistungen bei Gründung und Über-
nahme eines Unternehmens aufzeigen 
und bewerten,  

d) Entscheidungen zu Standort, Be-
triebsgröße, Personalbedarf sowie 
zur Einrichtung und Ausstattung ei-
nes Unternehmens treffen und be-
gründen, 

e) Marketingkonzept zur Marktein-
führung entwickeln und bewerten,  

f) Investitionsplan und Finanzierungs-
konzept aufstellen und begründen; 
Rentabilitätsvorschau erstellen und 
Liquiditätsplanung durchführen, 

g) Rechtsform aus einem Unternehmens-
konzept ableiten und begründen, 

h) Rechtsvorschriften, insbesondere 
des bürgerlichen Rechts sowie des 
Gesellschafts- und Steuerrechts, im 
Zusammenhang mit Gründung oder 
Übernahme von Handwerksbetrieben 
anwenden, 

i) Notwendigkeit privater Risiko- und 
Altersvorsorge begründen, Möglich-
keiten aufzeigen, 

j) Bedeutung persönlicher Aspekte so-
wie betriebswirtschaftlicher und 
rechtlicher Bestandteile eines Un-
ternehmenskonzeptes im Zusammenhang 
darstellen und begründen; 

 

3. Unternehmensführungsstrategien entwi-
ckeln 

Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er 
in der Lage ist, unter Berücksich-
tigung unternehmensbezogener Stärken 
und Schwächen sowie marktbezogener 
Chancen und Risiken, ein Unternehmen 
zu führen, betriebliche Wachstums-
potenziale zu identifizieren und Un-
ternehmensstrategien zu entwickeln. 
Bei der Aufgabenstellung sollen mehre-
re der unter den Buchstaben a bis k 
aufgeführten Qualifikationen verknüpft 
werden: 

a) Bedeutung der Aufbau- und Ablaufor-
ganisation für die Entwicklung ei-
nes Unternehmens beurteilen; Anpas-
sungen vornehmen, 

b) Entwicklungen bei Produkt- und 
Dienstleistungsinnovationen sowie 
Marktbedingungen, auch im interna-
tionalen Zusammenhang, bewerten und 
daraus Wachstumsstrategien ablei-
ten,  

c) Einsatzmöglichkeiten von Marke-
tinginstrumenten für Absatz und Be-
schaffung von Produkten und Dienst-

Im dritten Handlungsfeld hat der Prüfling nachzuwei-
sen, dass er ein Unternehmen vor dem Hintergrund 
unternehmensbezogener Stärken und Schwächen sowie 
marktbezogener Chancen und Risiken führen und 
betriebliche Wachstumspotenziale und Unternehmens-
strategien identifizieren kann.  

Wie durch die Zielformulierung bereits angedeutet, 
bezieht sich der Teil III und in Folge die drei Hand-
lungsfelder auf den Zusammenhang unter-
nehmerischer Bewertungen und Entscheidungen im 
Sinne eines strategischen Managements. Dies kommt 
vor allem durch das dritte Handlungsfeld über Aufga-
ben zur Förderung des Wachstums aber auch des Er-
halts zum Ausdruck. Dazu gehört auch die betriebs-
wirtschaftlich begründete Liquidation bzw. die Ab-
wendung einer Insolvenz des Unternehmens, die des-
halb mit in die Prüfung beruflicher Handlungs-
kompetenz aufgenommen wurde. 
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leistungen begründen,  

d) Veränderungen des Kapitalbedarfs 
aus Investitions-, Finanz- und Li-
quiditätsplanung ableiten; Alterna-
tiven der Kapitalbeschaffung dar-
stellen, 

e) Konzepte für Personalplanung, -
beschaffung und -qualifizierung er-
arbeiten und bewerten sowie Instru-
mente der Personalführung und -
entwicklung darstellen, 

f) Bestimmungen des Arbeits- und Sozi-
alversicherungsrechts bei der Ent-
wicklung einer Unternehmensstrate-
gie berücksichtigen, 

g) Chancen und Risiken zwischenbe-
trieblicher Kooperationen darstel-
len, 

h) Controlling zur Entwicklung, Ver-
folgung, Durchsetzung und Modifi-
zierung von Unternehmenszielen nut-
zen, 

i) Instrumente zur Durchsetzung von 
Forderungen darstellen und Einsatz 
begründen, 

j) Notwendigkeit der Planung einer Un-
ternehmensnachfolge, auch unter Be-
rücksichtigung von Erb- und Fami-
lienrecht sowie steuerrechtlicher 
Bestimmungen, darstellen und be-
gründen,  

k) Notwendigkeit der Einleitung eines 
Insolvenzverfahrens anhand von Un-
ternehmensdaten prüfen; insolvenz-
rechtliche Konsequenzen für die 
Weiterführung oder Liquidation ei-
nes Unternehmens aufzeigen. 
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§ 3 

Prüfungsdauer und Bestehen  
des Teils III 

(1) Die Prüfung in Teil III ist 
schriftlich durchzuführen und dauert in 
jedem Handlungsfeld zwei Stunden. 

(2) Die Gesamtbewertung des Teils III 
wird aus dem arithmetischen Mittel der 
Einzelbewertungen der Handlungsfelder 
nach § 2 Absatz 2 gebildet. 

Die Regelungen zur Prüfungsdauer im Teil III sind 
sprachlich präzisiert und zeitlich erweitert worden: 
Damit soll folgenden Punkten Rechnung getragen 
werden: 

1. Die Handlungsfelder gehen in gleichen Teilen 
in die Ermittlung des Endergebnisses des Teil 
III ein, was auch eine Gleichbehandlung im 
Hinblick auf die Quantität und Qualität der Prü-
fungsaufgaben in den drei Handlungsfeldern mit 
sich bringen sollte. Die gleiche zeitliche Vorga-
be liefert einen Hinweis auf diese Gleichbe-
handlung. 

2. Der Wortlaut „nicht länger als“ hatte in der Prü-
fungspraxis immer wieder zu Auslegungs-
schwierigkeiten geführt, so dass nun eine Klar-
stellung erfolgt. 

3. Die Komplexität der Prüfungsanforderungen im 
Teil III ist gegenüber früheren Regelungen 
nochmals erhöht worden, was eine Ausweitung 
der Prüfungszeit mit sich bringt. 
 

(3) Wurden in höchstens zwei der in § 
2 Absatz 2 genannten Handlungsfelder je-
weils mindestens 30 und weniger als 50 
Punkte erreicht, kann in einem dieser 
Handlungsfelder eine mündliche Ergän-
zungsprüfung durchgeführt werden, wenn 
diese das Bestehen des Teils III der 
Meisterprüfung ermöglicht. 

Der Teil III sieht in einem von höchstens zwei mit der 
Note „mangelhaft“ bewerteten Handlungsfeldern eine 
mündliche Ergänzungsprüfung vor. Allerdings nur, 
wenn dadurch das Bestehen des Teils III ermöglicht 
wird. Damit wird die Ergänzungsprüfung gegenüber 
früheren Regelungen auf Handlungsfelder begrenzt, 
die mit mangelhafter Leistung abgelegt wurden. Somit 
wird auch klargestellt, dass eine Ergänzungsprüfung 
nur ein Prüfelement zum Bestehen der Prüfung ist, 
nicht aber zur Notenverbesserung. 

 (vgl. Erläuterungen zu § 12 Absatz 2des Strukturent-
wurfs.) 
  

(4) Mindestvoraussetzung für das Be-
stehen des Teils III der Meister-prüfung 
ist eine insgesamt ausreichende Prü-
fungsleistung. Die Prüfung des Teils III 
ist nicht bestanden, wenn 

1. ein Handlungsfeld mit weniger als 30 
Punkten bewertet worden ist oder 

2. nach durchgeführter Ergänzungsprüfung 
zwei Handlungsfelder jeweils mit we-
niger als 50 Punkten bewertet worden 
sind. 

Die Bestehensregelungen in Teil III sind – ebenfalls 
wie in Teil II – modifiziert worden. (vgl. Erläuterun-
gen zu § 12 des Strukturentwurfs) 

 

§ 4 

Ziel, Gliederung und Inhalt des Teils IV 

(1) Durch die Prüfung in Teil IV hat 
der Prüfling seine berufs- und arbeits-
pädagogischen Kenntnisse nachzuweisen 
und dass er die zur ordnungsgemäßen Aus-
bildung von Lehrlingen (Auszubildenden) 

Die Zielformulierung findet sich als strukturgebendes 
Merkmal auch in Teil IV wieder. Es wird angegeben, 
welche Anforderungen zum Nachweis der beruflichen 
Handlungskompetenz an den Prüfling gestellt werden. 
So hat der Prüfling durch die Meisterprüfung im Teil 
IV nachzuweisen, dass er die zur ordnungsgemäßen 
Ausbildung von Lehrlingen (Auszubildenden) erforder-
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erforderliche Kompetenz zum selbständi-
gen Planen, Durchführen und Kontrollie-
ren der Berufsausbildung besitzt.  

(2) Die Prüfung in Teil IV besteht aus 
einem schriftlichen und einem prakti-
schen Teil. 

liche Kompetenz zum selbständigen Planen, Durchfüh-
ren und Kontrollieren der Berufsausbildung besitzt. 
Seine „berufs- und arbeitspädagogischen Kenntnisse“ 
(§ 45 Absatz 3 HwO bzw. § 51a Absatz 3 HwO) hat er 
in vier Handlungsfeldern nachzuweisen. 

 

(3) Im schriftlichen Teil der Prüfung 
sind fallbezogene Aufgaben in jedem der 
nachfolgend aufgeführten Handlungsfelder 
zu bearbeiten: 

1. Ausbildungsvoraussetzungen prüfen und 
Ausbildung planen 

Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er 
in der Lage ist, Ausbildungs-
voraussetzungen auf der Grundlage be-
trieblicher, berufsbezogener und 
rechtlicher Bestimmungen zu prüfen und 
zu bewerten sowie die Ausbildung, auch 
unter Berücksichtigung außerbetriebli-
cher Ausbildungszeiten, zu planen. Bei 
der Aufgabenstellung sollen mehrere 
der unter den Buchstaben a bis g auf-
geführten Qualifikationen verknüpft 
werden: 

a) Vorteile und Nutzen betrieblicher 
Ausbildung darstellen und begrün-
den, 

b) betrieblichen Ausbildungsbedarf auf 
der Grundlage rechtlicher, tarif-
vertraglicher und betrieblicher 
Rahmenbedingungen planen sowie 
hierzu Entscheidungen vorbereiten 
und treffen, 

c) Strukturen des Berufsbildungssys-
tems und seine Schnittstellen dar-
stellen, 

d) Ausbildungsberufe für den Betrieb 
auswählen und Auswahl begründen, 

e) Eignung des Betriebes für die Aus-
bildung in angestrebten Ausbil-
dungsberufen prüfen, insbesondere 
unter Berücksichtigung von Ausbil-
dung im Verbund, überbetrieblicher 
und außerbetrieblicher Ausbildung, 

f) Möglichkeiten des Einsatzes von be-
rufsausbildungsvorbereitenden Maß-
nahmen prüfen und bewerten, 

g) innerbetriebliche Aufgabenvertei-
lung für die Ausbildung unter Be-
rücksichtigung von Funktionen und 
Qualifikationen der an der Ausbil-
dung Mitwirkenden koordinieren; 

 

2. Ausbildung vorbereiten und Einstel-
lung von Auszubildenden durchführen 

Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er 
in der Lage ist, Aufgaben der Ausbil-
dungsvorbereitung wahrzunehmen, Aus-
wahlkriterien für Einstellungen fest-
zulegen sowie Einstellungs-verfahren 

Im schriftlichen Teil der Prüfung sind in jedem der 
Handlungsfelder fallbezogene Aufgaben zu bearbeiten.  

Die Anforderungen der berufs- und arbeitspädagogi-
schen Eignung werden in vier Handlungsfeldern for-
muliert, die den betrieblichen Ausbildungszyklus auf-
greifen:  

1. Ausbildungsvoraussetzungen prüfen und 
Ausbildung planen 

2. Ausbildung vorbereiten und Einstellung von 
Auszubildenden durchführen 

3. Ausbildung durchführen 

4. Ausbildung abschließen 

So geht es im Vorfeld der eigentlichen Durchführung 
der Ausbildung (Handlungsfeld 3) darum, die Voraus-
setzungen für die Ausbildung im Betrieb sowie Beruf 
zu prüfen und die Ausbildung zu planen (Handlungs-
feld 1). Hierbei hat der Prüfling die Ausbildungsvo-
raussetzungen auf der Grundlage betrieblicher, berufs-
bezogener und rechtlicher Bestimmungen zu prüfen 
und zu bewerten sowie die Ausbildung, auch unter 
Berücksichtigung außerbetrieblicher Ausbildungszei-
ten, zu planen. Außerdem ist die Ausbildung vorzube-
reiten und in diesem Zusammenhang die Einstellung 
der Bewerber unter Hinzuziehung geeigneter Aus-
wahlkriterien sowie Einstellungsverfahren vorzuneh-
men (Handlungsfeld 2). Das vierte Handlungsfeld zielt 
darauf, die Ausbildung zu einem erfolgreichen Ab-
schluss zu führen und dem Auszubildenden Perspekti-
ven von weiteren Lern- und Qualifizierungswegen 
aufzuzeigen. 

 

Anforderungen an fallbezogene Aufgaben in Teil IV 

Zur ausführlichen Erläuterung der Anforderungen, die 
von berufspädagogischer Seite an fallbezogene Aufga-
ben im Allgemeinen gestellt werden, vergleiche die 
Erläuterungen zu § 8 des Strukturentwurfs.  

Im Besonderen sollen die fallbezogenen Aufgaben im 
Teil IV den Prüfling dazu veranlassen, sich mit der 
Lösung komplexer Fragestellungen im Rahmen der 
Planung, Vorbereitung und Durchführung sowie eines 
erfolgreichen Abschlusses der Ausbildung auseinan-
derzusetzen. Dabei ist die in der Fallbeschreibung 
dargebotene Situation vom Prüfling zunächst zu analy-
sieren, um anschließend für die mit ihr einhergehenden 
Probleme geeignete Lösungsmöglichkeiten entwickeln 
und begründen zu können. 

 

 



 

 45 

durchzuführen, auch unter Berücksich-
tigung betrieblicher Arbeits- und Ge-
schäftsprozesse sowie rechtlicher As-
pekte. Bei der Aufgabenstellung sollen 
mehrere der unter den Buchstaben a bis 
f aufgeführten Qualifikationen ver-
knüpft werden: 

a) auf der Grundlage einer Ausbil-
dungsordnung einen betrieblichen 
Ausbildungsplan erstellen, der sich 
insbesondere an berufstypischen Ar-
beits- und Geschäftsprozessen ori-
entiert, 

b) Möglichkeiten der Mitwirkung und 
Mitbestimmung der betrieblichen In-
teressenvertretungen in der Berufs-
bildung darstellen und begründen, 

c) Kooperationsbedarf ermitteln und 
inhaltliche sowie organisatorische 
Abstimmung mit Kooperationspart-
nern, insbesondere der Berufsschu-
le, durchführen, 

d) Kriterien und Verfahren zur Auswahl 
von Auszubildenden auch unter Be-
rücksichtigung ihrer Verschiedenar-
tigkeit anwenden,  

e) Berufsausbildungsvertrag vorberei-
ten und abschließen sowie die Ein-
tragung bei der zuständigen Stelle 
veranlassen,  

f) Möglichkeiten prüfen, ob Teile der 
Berufsausbildung im Ausland durch-
geführt werden können; 

 

3. Ausbildung durchführen 

Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er 
in der Lage ist, Lernprozesse hand-
lungsorientiert zu planen und zu kon-
trollieren sowie selbständiges Lernen 
zu fördern. Dabei sind berufstypische 
Arbeits- und Geschäftsprozesse sowie 
Einsatz-möglichkeiten und Lernvoraus-
setzungen der Auszubildenden zu be-
rücksichtigen. Bei der Aufgabenstel-
lung sollen mehrere der unter den 
Buchstaben a bis j aufgeführten Quali-
fikationen verknüpft werden: 

1. lernförderliche Bedingungen und mo-
tivierende Lernkultur schaffen, 
Rückmeldungen geben und empfangen, 

2. Probezeit organisieren, gestalten 
und bewerten, 

3. aus dem betrieblichen Ausbildungs-
plan und den berufstypischen Ar-
beits- und Geschäftsprozessen be-
triebliche Lern- und Arbeitsaufga-
ben entwickeln und gestalten,  

4. Ausbildungsmethoden und -medien 
zielgruppengerecht auswählen und 
situationsspezifisch einsetzen, 

5. Auszubildende bei Lernschwierigkei-
ten durch individuelle Gestaltung 
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der Ausbildung und Lernberatung un-
terstützen, ausbildungsunterstüt-
zende Hilfen einsetzen und Möglich-
keiten zur Verlängerung der Ausbil-
dungszeit prüfen, 

6. für Auszubildende zusätzliche Aus-
bildungsangebote, insbesondere Zu-
satzqualifikationen, prüfen und 
vorschlagen; Möglichkeiten der Ver-
kürzung der Ausbildungsdauer und 
der vorzeitigen Zulassung zur Ab-
schluss- oder Gesellenprüfung prü-
fen, 

7. soziale und persönliche Entwicklun-
gen von Auszubildenden fördern; 
Probleme und Konflikte rechtzeitig 
erkennen und auf Lösungen hinwir-
ken, 

8. Lernen und Arbeiten im Team entwi-
ckeln, 

9. Leistungen von Auszubildenden fest-
stellen und bewerten, Leistungsbe-
urteilungen Dritter und Prüfungser-
gebnisse auswerten, Beurteilungsge-
spräche führen, Rückschlüsse für 
den weiteren Ausbildungsverlauf 
ziehen,  

10. interkulturelle Kompetenzen im Be-
trieb fördern; 

 

4. Ausbildung abschließen 

Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er 
in der Lage ist, die Ausbildung zu ei-
nem erfolgreichen Abschluss zu führen 
und Perspektiven von weiteren Lern- 
und Qualifizierungswegen aufzuzeigen. 
Bei der Aufgabenstellung sollen mehre-
re der unter den Buchstaben a bis d 
aufgeführten Qualifikationen verknüpft 
werden: 

a) Auszubildende auf die Abschluss- 
oder Gesellenprüfung unter Berück-
sichtigung der Prüfungstermine vor-
bereiten und die Ausbildung zu ei-
nem erfolgreichen Abschluss führen, 

b) für die Anmeldung der Auszubilden-
den zu Prüfungen bei der zuständi-
gen Stelle Sorge tragen und diese 
auf durchführungsrelevante Beson-
derheiten hinweisen, 

c) schriftliche Zeugnisse auf der 
Grundlage von Leistungsbeurteilun-
gen erstellen, 

d) Auszubildende über betriebliche 
Entwicklungswege und berufliche 
Weiterbildungsmöglichkeiten infor-
mieren und beraten. 

 

 

(4) Der praktische Teil der Prüfung 
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besteht aus 

1. einer Präsentation oder einer 
praktischen Durchführung einer 
Ausbildungssituation und 

2. einem Fachgespräch. 

Für die Präsentation oder die prakti-
sche Durchführung wählt der Prüfling 
eine berufstypische Ausbildungssitua-
tion aus. Die Auswahl und Gestaltung 
der Ausbildungssituation sind im Fach-
gespräch zu erläutern. 

 

§ 5 

Prüfungsdauer und Bestehen des Teils IV 

(1) Der schriftliche Teil der Prüfung 
dauert drei Stunden. Der praktische Teil 
der Prüfung soll insgesamt höchstens 30 
Minuten dauern, wobei die Präsentation 
oder die praktische Durchführung einer 
Ausbildungssituation 15 Minuten nicht 
überschreiten soll. 

(2) Die Bewertung des schriftlichen 
Teils der Prüfung wird aus dem arithme-
tischen Mittel der Einzel-bewertungen 
der gleich zu gewichtenden Handlungsfel-
der gebildet. Der schriftliche und der 
praktische Teil der Prüfung sind in der 
Gesamtbewertung gleich zu gewichten. 

Die schriftliche Prüfung bezieht sich auf alle vier 
Handlungsfelder, die in gleichen Teilen in die Ermitt-
lung des Ergebnisses des schriftlichen Prüfungsteils 
eingehen. Hierzu ist insgesamt eine Prüfungsdauer von 
drei Stunden vorgesehen. 

Für den praktischen Prüfungsteil (Präsentation oder 
praktische Durchführung sowie Fachgespräch) ist 
insgesamt eine Prüfungsdauer von höchstens 30 Minu-
ten geregelt, wobei die Präsentation oder die prakti-
sche Durchführung einer Ausbildungssituation dabei 
15 Minuten nicht überschreiten soll. 

 

(3) Wurden in höchstens zwei der in § 
4 Absatz 3 genannten Handlungsfelder je-
weils mindestens 30 und weniger als 50 
Punkte erreicht, kann in einem dieser 
Handlungsfelder eine mündliche Ergän-
zungsprüfung durchgeführt werden, wenn 
diese das Bestehen der schrift-lichen 
Prüfung des Teils IV der Meisterprüfung 
ermöglicht. 

 

Der Teil IV sieht ebenfalls in einem von höchstens 
zwei mit der Note „mangelhaft“ bewerteten Hand-
lungsfeldern eine mündliche Ergänzungsprüfung vor. 
Allerdings nur, wenn dadurch das Bestehen des Teils 
IV ermöglicht wird. Damit wurde auch in diesem Fall 
die Ergänzungsprüfung gegenüber der früheren Rege-
lung auf Handlungsfelder begrenzt, die mit mangelhaf-
ter Leistung abgelegt wurden (vgl. Erläuterungen zu § 
12 des Strukturentwurfs). 

(4) Voraussetzung für das Bestehen des 
Teils IV der Meisterprüfung ist die Be-
wertung des schriftlichen und des prak-
tischen Teils der Prüfung mit jeweils 
mindestens 50 Punkten 

Der schriftliche und der praktische Prüfungsteil gehen 
zu gleichen Teilen in die Ermittlung des Endergebnis-
ses des Teils IV ein. Der Teil IV der Meisterprüfung 
ist bestanden, wenn der schriftliche und praktische Teil 
der Prüfung mit jeweils mindestens 50 Punkten bewer-
tet wurden. 
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§ 6 

Allgemeine Prüfungs- und Verfahrensrege-
lungen, weitere Regelungen zur Meister-

prüfung 

(1) Die Vorschriften der Meister-
prüfungsverfahrensverordnung vom 17. De-
zember 2001 (BGBl. I S. 4154) in der je-
weils geltenden Fassung bleiben unbe-
rührt. 

(2) Die Prüfung in den Teilen I und II 
der Meisterprüfung bestimmt sich nach 
den für die einzelnen Gewerbe der Anla-
gen A und B zur Handwerksordnung erlas-
senen Rechtsverordnungen oder nach den 
gemäß § 119 Absatz 5 und § 122 der Hand-
werksordnung weiter anzuwendenden Vor-
schriften.  

 

Mit dem § 6 erfolgt in der AMVO der Hinweis auf das 
Zulassungs- und allgemeine Prüfungsverfahren, gere-
gelt durch die MPVerfVO vom 17. Dezember 2001 
(BGBl. I S. 4154), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 26. Oktober 2011 (BGBl. I S. 2145). Das heißt, 
für alle Regelungen, die das allgemeine Prüfungsver-
fahren der Meisterprüfung betreffen, ist zusätzlich die 
Meisterprüfungs-verfahrensverordnung (MPVerfVO) 
heranzuziehen bzw. anzuwenden. 

Darüber hinaus erfolgt in Absatz 2 ein Verweis auf die 
Regelungen für die Prüfung in den Teilen I und II. 

 

 

§ 7  

Übergangsvorschriften 

(1) Die bis zum 31. Dezember 2011 be-
gonnen Prüfungsverfahren, werden nach 
den bisherigen Vorschriften zu Ende ge-
führt. Erfolgt die Anmeldung zur Prüfung 
bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 
sind auf Verlangen des Prüflings die 
bisherigen Vorschriften anzuwenden. 

(2) Prüflinge, die die Prüfung nach 
den bis zum 31. Dezember 2011 geltenden 
Vorschriften nicht bestanden haben und 
sich bis zum 31.Dezember 2014 zu einer 
Wiederholungsprüfung anmelden, können 
auf Verlangen die Wiederholungsprüfung 
nach den bis zum 31. Dezember 2011 gel-
tenden Vorschriften ablegen. 

 

 

§ 8 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 
2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Verordnung über gemeinsame Anforderungen 
in der Meisterprüfung im Handwerk und in 
handwerksähnlichen Gewerben vom 18. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1078), die zuletzt 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. 
Dezember 2009 (BGBl. I. S. 3858) geän-
dert worden ist, außer Kraft. 

 

 

Berlin, den 26. Oktober 2011 

Der Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie 

In Vertretung 

B. Heitzer 

 



 

 49 

7. Glossar 
Allgemeine Meisterprüfungsver-
ordnung (AMVO) 

Die Verordnung über die Meisterprüfung in den Teilen III und IV im 
Handwerk und in handwerksähnlichen Gewerben (Allgemeine Meisterprü-
fungsverordnung - AMVO) vom 26. Oktober 2011 (BGBl. I S. 2149) re-
gelt die Prüfungsanforderungen sowie die allgemeinen – und damit für alle 
Gewerbe gleichermaßen geltenden – Verfahrensregelungen in den Teilen 
III (betriebswirtschaftlicher, kaufmännischer und rechtlicher Teil) und IV 
(berufs- und arbeitspädagogischer Teil) der Meisterprüfung. Da die Teile 
III und IV gewerbeübergreifend (und damit eben nicht handwerkspezifisch 
wie die Teile I und II) geregelt sind, spricht man an dieser Stelle auch von 
„allgemeine Meisterprüfungsverordnung“ im Sinne von allgemeingültig.  

allgemeine Verfahrensregelungen Hierunter werden die in der Meisterprüfungsverfahrensverordnung festge-
legten Regelungen verstanden, die das (Meister-)Prüfungsverfahren betref-
fen und die in allen Gewerben gleichermaßen zum Tragen kommen. Hier-
von wiederum werden die handwerks- und gewerbespezifischen Verfah-
rensregelungen unterschieden (siehe Schlagwort „handwerks- und gewer-
bespezifische Verfahrensregelungen“). 

berufliche Handlungskompetenz Aus berufspädagogischer Sicht bezeichnet der Begriff berufliche Hand-
lungskompetenz „das Potenzial beruflicher Fähigkeiten […], das es dem 
Menschen erlaubt, den Leistungsanforderungen in konkreten beruflichen 
Situationen entsprechend zu handeln“ (REETZ, L./HEWLETT, C. 2008, S. 
24). 

Bewertungskriterien 
und -maßstäbe 

Mit den Bewertungskriterien werden zulässige und erforderliche Aufga-
benlösungen bzw. Lösungskorridore benannt, um eine Prüfungsaufgabe als 
richtig gelöst bewerten zu können (Ausweis der inhaltlichen Korrektheit 
sowie Bandbreite von Aufgabenlösungen als qualitatives Merkmal). 

Über den Bewertungsmaßstab trifft der Prüfungsausschuss eine Aussage 
darüber, wie Lösungen (bzw. Lösungsansätze) anteilig zur Bewertung der 
Aufgabe als ‚richtig’ beitragen und welchen Anteil die Prüfungsaufgabe an 
dem Prüfungsergebnis insgesamt hat (Ausweis der Gewichtung und relati-
ven Bedeutung von Lösungen bzw. Lösungsbeiträgen als quantitatives 
Merkmal). 

Bewertungskriterien und -maßstäbe einer Prüfungsaufgabe legen zusam-
men die Ansprüche dar, nach denen alle tatsächlichen Prüfungsleistungen 
bei Bearbeitung einer Prüfungsaufgabe bewertet und gewichtet werden. 

Ganzheitlichkeit Die Idee der Ganzheitlichkeit geht auf die aristotelische These zurück, dass 
das Ganze mehr als die Summe seiner Teile ist. In der Pädagogik fußt die 
Idee der Ganzheitlichkeit u. a. auf Pestalozzis Überlegungen zu einer Er-
ziehung, die beim Individuum „Kopf, Herz und Hand“ („Wissen, Wollen 
und Können“) anzusprechen habe (vgl. LIPSMEIER, A./MÜNK, D., S. 258).  

Die gegenwärtig in der Berufspädagogik vorherrschende Handlungsorien-
tierung wird der Idee der Ganzheitlichkeit auf didaktischer Ebene insofern 
gerecht, als dass in komplexen Lernsituationen über den Prozess einer 
vollständigen Handlung kognitive, affektive, psychomotorische und sozi-
alkommunikative Verhaltensanforderungen untrennbar miteinander ver-
bunden sind. 

Für die Prüfungsebene ist entscheidend, dass die erforderlichen Leistungen 
des Prüflings einem umfassenden beruflichen Alltagszusammenhang zuge-
ordnet werden können und keine separierten Einzelthemen Gegenstand von 
Prüfungen sind. Denn aufgrund gestiegener Qualifikationsanforderungen 
in der Wirtschaft sind nicht einzelne Fachwissensinhalte Gegenstand von 
Prüfungen, sondern „Ganzheiten“, die auf der Meisterebene insbesondere 
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durch eine Verzahnung unterschiedlicher technischer und kaufmännisch-
betriebswirtschaftlicher Prüfungsanforderungen repräsentiert werden. Dar-
über hinaus wird diesem Umstand durch das Ziel des selbstständigen Pla-
nens, Durchführens und Kontrollierens in Prüfungsanforderungen Rech-
nung getragen. Die Repräsentation eines differenzierten (Prü-
fungs-)Anforderungsspektrums in den Meisterprüfungsverordnungen stellt 
einen entscheidenden Unterschied zu früheren Meisterprüfungsanforde-
rungen dar und wird durch den Begriff „ganzheitlich“ nach neuem Struk-
turentwurf explizit ausgedrückt.  

Handlungsfeld Berufliche Handlungsfelder können als berufliche Aufgabenbereiche in-
nerhalb eines umfassenden, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Hand-
lungssystems verstanden werden. Sie setzen sich wiederum aus einer Viel-
zahl beruflicher Handlungssituationen zusammen, die berufstypische oder 
berufsübergreifende Arbeitsverfahren und Vorgehensweisen repräsentie-
ren. 

Handlungsorientierung Handlungsorientierung verfolgt die Intention, (vollständige) Handlungen 
mit dem Ziel in den Lernprozess zu integrieren (‚lernen durch selbständi-
ges Handeln’), anstehende (berufliche) Probleme zielorientiert auf Basis 
angeeigneter Handlungsschemata selbständig lösen, die gefundenen Lö-
sungen bewerten und das Repertoire der Handlungsschemata weiterentwi-
ckeln zu können (‚lernen, selbständig zu handeln’). 

handwerks- und gewerbe-
spezifische Verfahrensregelungen 

Unter handwerks- und gewerbespezifischen Verfahrensregelungen werden 
eben nicht die allgemeinen, für alle Meisterprüfungsverfahren gleicherma-
ßen geltenden Verfahrensregelungen verstanden, sondern die im jeweiligen 
Handwerk oder Gewerbe vorherrschenden Verfahrensregelungen wie 
bspw. Angaben zur Prüfungsdauer, aber auch Gewichtungs- und Beste-
hensregelungen in den unterschiedlichen Prüfungsteilen und -bereichen. 

Kollegialprinzip Unter dem Kollegialprinzip wird ein Verfahren der gemeinsamen Willens-
bildung in organisatorischen Einheiten verstanden. Entscheidungen, die die 
Organisationseinheit als Ganzes betreffen, werden dabei von sämtlichen 
zur Einheit gehörenden Handlungsträgern getroffen (vgl. GABLER Wirt-
schaftslexikon Online). Im Hinblick auf das Kollegialsystem „Meisterprü-
fungsausschuss“ sind bspw. Beschlüsse über die Noten, über das Bestehen 
oder Nichtbestehen des jeweiligen Teils der Meisterprüfung sowie über das 
Bestehen oder Nichtbestehen der Meisterprüfung insgesamt von sämtli-
chen Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu treffen. 

Meisterprüfungsverfahrens-
verordnung (MPVerfVO) 

Die Meisterprüfungsverfahrensverordnung (MPVerfVO) regelt – wie im 
Gegenstand der Verordnung (§ 1) beschrieben – das Zulassungs- und all-
gemeine Prüfungsverfahren für die Meisterprüfung im Handwerk und in 
handwerksähnlichen Gewerben. Sie enthält damit Regelungen beispiels-
weise zum zuständigen Meisterprüfungsausschuss und dessen Beschluss-
fähigkeit, zur Zulassung und Anmeldung zur Meisterprüfung, zur Organi-
sation der Prüfung, zur Durchführung des Meisterprüfungsprojekts, der 
Situationsaufgabe, der Ergänzungsprüfung, schriftlicher Prüfungen, zur 
Bewertung sowie zu den Beschlüssen über die Noten und das Bestehen 
sowie zur Wiederholung der Meisterprüfung. Diese Regelungen betreffen 
alle Gewerbe gleichermaßen und sind somit dem „allgemeinen“ Prüfungs-
verfahren zuzurechnen. 

Prüfungsanforderungen Aus berufspädagogischer Sicht werden über die Prüfungsanforderungen 
die Erwartungen an ein Prüfungsereignis, hier an die Meisterprüfung, be-
schrieben. Sie werden als einheitliche Rahmenbedingungen im Sinne von 
Qualitätsstandards oder qualitativen Mindestanforderungen in den (Meis-
ter-)Prüfungsverordnungen festgeschrieben. Die Erwartungen können sich 
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dabei auf verschiedene Anforderungsdimensionen beziehen, z. B.: 

- sachlich-inhaltliche Anforderungen (repräsentiert beispielsweise 
durch die Angabe von gewerbespezifischen Abläufen, Produkten und 
Dienstleistungen, Verrichtungen und Tätigkeiten bzw. Techniken) 

- prozessbezogene Anforderungen (repräsentiert beispielsweise durch 
die Angabe von zu realisierenden Handlungen oder Handlungsabläu-
fen durch die Prüflinge) 

- zeitliche Anforderungen (repräsentiert beispielsweise durch die An-
gabe von Prüfungsdauern in unterschiedlichen Prüfungsbereichen) 

- bewertungsbezogen-diagnostische Anforderungen (repräsentiert bei-
spielsweise durch die Angabe von Gewichtungsregelungen) 

prüfungsdiagnostisch Bei den Kriterien, die an die Qualität von Prüfungen gestellt werden, las-
sen sich grundsätzlich diagnostische oder testtheoretische Gütekriterien 
von solchen Kriterien unterscheiden, die im Rahmen der Erfassung von 
beruflicher Handlungskompetenz von Bedeutung sind (so genannte kon-
zeptionelle Qualitätskriterien) (vgl. REETZ, L./HEWLETT, C. 2008, S. 43). 

Als testtheoretisch-diagnostische Qualitätskriterien werden drei Hauptgü-
tekriterien genannt:  

- Validität (Gültigkeit: Aussagekraft): „Prüfungen und die dabei ver-
wendeten Prüfungsaufgaben sollen gute Indikatoren für die berufli-
chen Fähigkeiten enthalten, die mit ihrer Hilfe festgestellt werden sol-
len“ 

- Reliabilität (Messgenauigkeit: Zuverlässigkeit): „Aufgaben, die in 
einer Prüfung vorgelegt werden, sollten in einer vergleichbaren Situa-
tion/Prüfung zu denselben Leistungen führen“ 

- Objektivität (Personenunabhängigkeit): „Die Prüfung und ihre Prü-
fungsaufgaben sollten so beschaffen sein, dass die Prüfungsergebnis-
se weitestgehend unabhängig vom einzelnen Prüfer und seinen sub-
jektiven Auffassungen zustande kommen“ (REETZ, L./HEWLETT, C. 
2008, S. 57). 
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Sachverständige in 
(Neu-)Ordnungsverfahren 

Im Rahmen des Vorbereitungsverfahrens zur (Neu-)Ordnung von Meister-
prüfungsverordnungen für die selbstständigen Prüfungsteile I und II der 
Meisterprüfung hat das betreffende Handwerk die Aufgabe, einen Verord-
nungsentwurf zu erstellen.  

Hierzu benennt in der Regel der zuständige Fachverband so genannte 
Sachverständige, als Experten aus den Bereichen Berufsbildung und/oder 
Prüfungswesen, die auf Grundlage des Strukturentwurfs (siehe hierzu 
Schlagwort „Strukturentwurf“) das Meisterprüfungsberufsbild sowie die 
Prüfungsanforderungen in den Teilen I und II erarbeiten. 

Strukturentwurf Die Meisterprüfungsverordnungen für die selbstständigen Prüfungsteile I 
und II der Meisterprüfung im Handwerk und in handwerksähnlichen Ge-
werben werden nach einer bundeseinheitlichen Struktur erarbeitet. Hierzu 
wurde erstmalig im Nachgang der Handwerksrechtsnovelle von 1998 ein 
sog. „Strukturentwurf“ unter Federführung des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Technologie (Verordnungsgeber) im Konsens mit dem 
Bundesministerium für Bildung und Forschung (Einvernehmensministeri-
um), dem Bundesministerium der Justiz (zuständig für die rechtssystemati-
sche und rechtsförmliche Prüfung) und den Sozialpartnern (Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerseite) erarbeitet und abgestimmt, der als Vorlage für die 
Regelung des handwerksbezogenen Meisterprüfungsberufsbildes, der Prü-
fungsanforderungen sowie der handwerksspezifischen Verfahrensregelun-
gen in den Teilen I und II dient. Der Strukturentwurf wurde am 7. Dezem-
ber 2010 aktualisiert und mit den Sozialpartnern am 20./21. Juni 2011 für 
das Erarbeitungsverfahren von Meisterprüfungsverordnungen verabredet. 

Wird in einem zulassungspflichtigen oder zulassungsfreien Handwerk 
sowie in einem handwerksähnlichen Gewerbe eine Meisterprüfungsver-
ordnung für die Prüfungsteile I und II erarbeitet oder überarbeitet, so ge-
schieht dies auf Grundlage des Strukturentwurfs. 

taxonomisch Die Taxonomie betreffend: Taxonomien stellen entsprechend der beiden 
griechischen Wörter 'taxis' (= Ordnung) und 'nomos' (= Gesetz) eine „ge-
setzmäßige Ordnung“ dar und können auch als Ordnungstheorien aufge-
fasst werden. Damit erhebt eine Taxonomie anders als beispielsweise eine 
Klassifikation den Anspruch, nicht nur irgendeine Zuordnung zu bewirken, 
sondern sie legt ein durchgängiges Hierarchisierungsprinzip zugrunde. 
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8. Abkürzungsverzeichnis 
AMVO Verordnung über die Meisterprüfung in den Teilen III und IV im 

Handwerk und in handwerksähnlichen Gewerben (Allgemeine Meis-
terprüfungsverordnung - AMVO) 

BGBl. Bundesgesetzblatt 

bzw. beziehungsweise 

f.  folgende 

ff.  fortfolgende 

Hrsg. Herausgeber 

HwO Gesetz zur Ordnung des Handwerks (Handwerksordnung – HwO) 

MPVerfVO Verordnung über das Zulassungs- und allgemeine Prüfungsverfahren 
für die Meisterprüfung im Handwerk und in handwerksähnlichen 
Gewerben (Meisterprüfungsverfahrensverordnung - MPVerfVO) 

MstrV Meisterprüfungsverordnung 

Vgl. vergleiche 

z. B. zum Beispiel 
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10.  Anlage 1: Strukturentwurf – Variante für Gewerbe 
mit primär auftragsorientierten Arbeits- und Ge-
schäftsprozessen 

 

VII B 4 –       Stand: 26. September 2018 
 

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
 

Struktur-Entwurf für Handwerke/Gewerbe 
mit primär auftragsorientierten Arbeits- und Geschäftsprozessen 

 
 

Verordnung 
über die Meisterprüfung in den Teilen I und II im x-Handwerk/Gewerbe 

(x - meisterverordnung – Kürzel-MstrV) 
 

Vom .......... 

 

Auf Grund des § 45 Absatz 1 / § 51a Absatz 2 
der Handwerksordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 24. September 1998 (BGBl. I S. 
3074; 2006 I S. 2095), der zuletzt durch Artikel 283 
der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 
1474) geändert worden ist, verordnet das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Bildung 
und Forschung: 

 

 

§ 1 

Gegenstand 

Diese Verordnung regelt das Meisterprüfungsbe-
rufsbild sowie die in der Prüfung in den Teilen I und 
II der Meisterprüfung im x-Handwerk / Gewerbe zu 
stellenden Anforderungen.  

 

 

§ 2 

Meisterprüfungsberufsbild 

In den Teilen I und II der Meisterprüfung im x-
Handwerk / Gewerbe hat der Prüfling den Teil sei-
ner beruflichen Handlungskompetenz nachzuwei-
sen, der sich auf wesentliche [bei Anlage A, entfällt 

bei Anlage B1 und B2] Tätigkeiten seines Gewerbes 
und die erforderlichen fachtheoretischen Kenntnisse 
bezieht. Grundlage dafür sind folgende Fertigkeiten 
und Kenntnisse: 

 

4. einen x-Betrieb führen und organisieren und 
dabei technische, kaufmännische und personal-
wirtschaftliche Entscheidungen treffen und be-
gründen, insbesondere unter Berücksichtigung  

l) der Kostenstrukturen,  
m) der Wettbewerbssituation,  
n) der betrieblichen Aus- und Weiterbil-

dung,  
o) der Betriebsorganisation,  
p) des Qualitätsmanagements,  
q) des Arbeitsschutzrechtes,  
r) des Datenschutzes,  
s) der Datenverarbeitung, 
t) des Umweltschutzes,  
u) der Ressourceneffizienz und,  
v) technologischer sowie gesellschaftli-

cher Entwicklungen, insbesondere digi-
taler Technologien, 
 

13. Konzepte für Betriebsstätten einschließlich Be-
triebs- und Lagerausstattung sowie für logisti-
sche Geschäfts- und Arbeitsprozesse entwickeln 
und umsetzen, 
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14. Kundenwünsche und jeweilige Rahmenbedin-
gungen ermitteln, Anforderungen ableiten, Kun-
den beraten, Serviceleistungen anbieten, Lö-
sungen entwickeln, Verhandlungen führen und 
Ziele festlegen, Leistungen kalkulieren und An-
gebote erstellen sowie Verträge schließen, 

15. Geschäfts- und Arbeitsprozesse zur Leistungs-
erbringung planen, organisieren und überwa-
chen, 

16. Leistungen erbringen, insbesondere  

c) [gewerbespezifische Darstellung der Ge-
schäfts- und Arbeitsprozesse zur Leistungs-
erbringung, die das Gewerbe prägen und 
prüfungsrelevant sind] 

d) [gewerbespezifische Darstellung der Ge-
schäfts- und Arbeitsprozesse zur Leistungs-
erbringung, die das Gewerbe prägen und 
prüfungsrelevant sind] 

17. technische, organisatorische und rechtliche 
Gesichtspunkte bei der Leistungserbringung be-
rücksichtigen, insbesondere 

a) [gewerbespezifische Ergänzungen: z. B. Fer-
tigungstechniken, Montagetechniken, In-
standhaltungsalternativen, Herstellungsver-
fahren, Gestaltungsgesichtspunkte usw.], 

b) die berufsbezogenen Rechtsvorschriften und 
technischen Normen, 

c) die allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik, 

d) das einzusetzende/benötigte Personal sowie 
die Materialien, Geräte / Maschinen / Werk-
zeuge und 

e) die Möglichkeiten zum Einsatz von Auszubil-
denden, 

18. Pläne, Skizzen, [technische] Zeichnungen, Re-
zepturen, Schnittmuster, auch unter Einsatz von 
Informations- und Kommunikationstechnologien, 
anfertigen, bewerten und korrigieren, 

19. Arten und Eigenschaften von zu be- und verar-
beitenden Materialien berücksichtigen, 

20. Unteraufträge, insbesondere unter Berücksichti-
gung von Qualität und Rechtsvorschriften, ver-
geben und deren Ausführung kontrollieren, 

21. Qualitätskontrollen durchführen, Fehler, Mängel 
und Störungen analysieren und beseitigen, Er-
gebnisse bewerten und dokumentieren, 

22. erbrachte Leistungen kontrollieren, dokumentie-
ren und übergeben sowie Nachkalkulationen 
durchführen, Auftragsabwicklung auswerten und 
Abnahmeprotokolle erstellen und 

23. ggf. Nennung weiterer handwerksspezifischer 
Fertigkeiten und Kenntnisse. 

 

Formulierung ohne Situationsaufgabe 

[Grundsatz] 

§ 3 

Ziel und Gliederung der Prüfung in Teil I 

(1) In der Prüfung in Teil I hat der Prüfling um-
fängliche und zusammenhängende berufliche Auf-
gaben zu lösen und dabei nachzuweisen, dass er 
wesentliche [Anlage A, entfällt bei Anlage B1 und B 
2] Tätigkeiten des x-Handwerks / Gewerbes meis-
terhaft verrichtet. 

 

(2) Die Prüfung in Teil I gliedert sich in ein Meis-
terprüfungsprojekt nach § 4 und ein darauf bezoge-
nes Fachgespräch nach § 5. Das Meisterprüfungs-
projekt und das Fachgespräch bilden einen Prü-
fungsbereich. 

 

 

Formulierung mit Situationsaufgabe 

[Ausnahme] 

§ 3 

Ziel und Gliederung der Prüfung in Teil I 

(1) In der Prüfung in Teil I hat der Prüfling um-
fängliche und zusammenhängende berufliche Auf-
gaben zu lösen und dabei nachzuweisen, dass er 
wesentliche [Anlage A, entfällt bei Anlage B1 und B 
2] Tätigkeiten des x-Handwerks / Gewerbes meis-
terhaft verrichtet. 

 

(2) Die Prüfung in Teil I gliedert sich in folgende 
Prüfungsbereiche: 

2. ein Meisterprüfungsprojekt nach § 4 und ein 
darauf bezogenes Fachgespräch nach § 5 sowie 

3. eine Situationsaufgabe nach § 6. 

 

§ 4 

Meisterprüfungsprojekt 

(1) Der Prüfling hat ein Meisterprüfungsprojekt 
durchzuführen, das einem Kundenauftrag ent-
spricht. Das Meisterprüfungsprojekt besteht aus 
Planungs-, Durchführungs-, Kontroll- und Dokumen-
tationsarbeiten.  

 

(2) Als Meisterprüfungsprojekt ist [eine der] fol-
gende[n] Arbeit[en] durchzuführen: 

[z. B. eine gebäudetechnische Anlage der Instal-
lateur- und Heizungsbautechnik einschließlich rege-
lungs- und steuerungstechnischer Komponenten zu 
planen. Die Planungsarbeiten bestehen aus Ent-
wurf, Berechnung und Kalkulation. Auf dieser 
Grundlage sind Montagearbeiten durchzuführen. 
Dabei sind Ver- und Entsorgungsleitungen sicher-
heitstechnisch zu überprüfen und in Betrieb zu 
nehmen sowie Regelungs-, Steuerungs- oder För-
derungseinrichtungen elektrisch anzuschließen und 
in Betrieb zu nehmen, eine Wärmeerzeugungsanla-
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ge zu messen und einzustellen sowie Messprotokol-
le und Prüfberichte zu erstellen. - handwerksspezi-
fische Anforderungen formulieren] 

 

(3) Die Anforderungen an das Meisterprüfungs-
projekt im Einzelnen werden vom Meisterprüfungs-
ausschuss festgelegt. Der Meisterprüfungsaus-
schuss soll dabei Vorschläge des Prüflings berück-
sichtigen.  

 

(4) Anhand der Anforderungen erarbeitet der 
Prüfling ein Umsetzungskonzept für den Kundenauf-
trag einschließlich einer Zeitplanung und einer Ma-
terialbedarfsplanung. Das Umsetzungskonzept hat 
er vor der Durchführung des Meisterprüfungspro-
jekts dem Meisterprüfungsausschuss zur Genehmi-
gung vorzulegen. Der Meisterprüfungsausschuss 
prüft, ob das Umsetzungskonzept den Anforderun-
gen entspricht. 

 

(5) Für die Bearbeitung des Meisterprüfungspro-
jekts stehen dem Prüfling x - Arbeitstage zur Verfü-
gung.  

 

(6) Für die Bewertung des Meisterprüfungspro-
jekts werden die einzelnen Bestandteile wie folgt 
gewichtet: 

1. die Planungsarbeiten anhand der Planungsun-
terlagen bestehend aus [gewerbespezifische Er-
gänzungen, z. B. Entwurf, Berechnung und Kal-
kulation], mit [30 – 40] Prozent, 

2. die Durchführungsarbeiten mit [40 – 60] Prozent 
und 

3. die Kontroll- und die Dokumentationsarbeiten 
anhand der Dokumentationsunterlagen beste-
hend aus [gewerbespezifische Ergänzungen, z. 
B. Messprotokollen, Prüfberichten], mit [10 – 30] 
Prozent. 

 

 

§ 5 

Fachgespräch 

(1) Im Fachgespräch hat der Prüfling nachzu-
weisen, dass er in der Lage ist, 

5. die fachlichen Zusammenhänge aufzuzeigen, 
die dem Meisterprüfungsprojekt zugrunde lie-
gen,  

6. den Kunden zu beraten, insbesondere im Hin-
blick auf den jeweiligen Kundenwunsch; dabei 
hat der Prüfling wirtschaftliche Gesichtspunkte 
sowie rechtliche und technische Anforderungen 
in das Beratungsgespräch einzubeziehen,  

7. sein Vorgehen bei der Planung und Durchfüh-
rung des Meisterprüfungsprojekts zu begründen 
und 

8. mit dem Meisterprüfungsprojekt verbundene 
berufsbezogene Probleme sowie deren Lösun-
gen darzustellen und dabei aktuelle Entwicklun-
gen im x-Handwerk / Gewerbe zu berücksichti-
gen. 

(2) Das Fachgespräch soll höchstens 30 Minu-
ten dauern. 

 

 

§ 6 

[ggf.] Situationsaufgabe 

(1) Die Situationsaufgabe orientiert sich an ei-
nem Kundenauftrag und vervollständigt den Nach-
weis der beruflichen Handlungskompetenz für die 
Meisterprüfung im x-Handwerk / Gewerbe. 

 

(2) Die Situationsaufgabe wird vom Meisterprü-
fungsausschuss festgelegt. Dabei hat er aus fol-
genden Arbeiten auszuwählen: 

1. z. B. eine Schriftarbeit mit Symbolen oder Orna-
menten entwerfen und herstellen, 

2. z. B. Fehler- und Störungssuche an Anlagen 
durchführen, Fehler beheben und Arbeiten doku-
mentieren, 

X. z. B. Fehler und Mängel an Fertigungserzeugnis-
sen sowie Störungen an Fertigungseinrichtungen 
unter Berücksichtigung von Qualität, Zeit, Material-
einsatz und Arbeitsorganisation feststellen, eingren-
zen und beheben sowie Ergebnisse dokumentieren; 
bei der Aufgabenstellung sind Fertigungserzeugnis-
se zu wählen, die nicht Gegenstand des Meisterprü-
fungsprojekts waren. 

 

(3) Für die Bearbeitung der Situationsaufgabe 
stehen dem Prüfling [x, max. acht] Stunden zur 
Verfügung. 

 

(4) Jede Arbeit nach Absatz 2 Nummer 1 bis x 
wird gesondert bewertet. Die Gesamtbewertung der 
Situationsaufgabe entspricht dem arithmetischen 
Mittel der Bewertungen der ausgeführten Arbeiten 
nach Absatz 2. [entfällt bei einer Arbeit] 

 

 

 

Formulierung ohne Situationsaufgabe 

 

§ 7 

Gewichtung; Bestehen der Prüfung in Teil I 

(1) Das Meisterprüfungsprojekt und das Fach-
gespräch werden gesondert bewertet. Für das Ge-
samtergebnis der Prüfung in Teil I der Meisterprü-
fung ist die Bewertung des Meisterprüfungsprojekts 
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und die Bewertung des Fachgesprächs im Verhält-
nis 3:1 zu gewichten.  

 

(2) Der Prüfling hat den Teil I der Meisterprüfung 
bestanden, wenn  

3. das Meisterprüfungsprojekt und das Fachge-
spräch jeweils mit mindestens 30 Punkten be-
wertet worden ist und 

4. das Gesamtergebnis der Prüfung mindestens 
„ausreichend“ ist. 

 

 

Formulierung mit Situationsaufgabe 

 

§ 7 

Gewichtung; Bestehen der Prüfung in Teil I 

(1) Das Meisterprüfungsprojekt, das Fachge-
spräch und die Situationsaufgabe werden gesondert 
bewertet. Für das Gesamtergebnis der Prüfung in 
Teil I der Meisterprüfung werden zunächst die Be-
wertung des Meisterprüfungsprojekts und die Be-
wertung des Fachgesprächs im Verhältnis 3:1 ge-
wichtet. Anschließend wird das hieraus folgende 
Ergebnis mit der Bewertung der Situationsaufgabe 
im Verhältnis 2:1 gewichtet. 

 

(2) Der Prüfling hat den Teil I der Meisterprüfung 
bestanden, wenn  

3. das Meisterprüfungsprojekt, das Fachgespräch 
und die Situationsaufgabe jeweils mit mindes-
tens 30 Punkten bewertet worden ist und  

4. das Gesamtergebnis der Prüfung mindestens 
„ausreichend“ ist. 

 

 

§ 8 

Ziel und Gliederung der Prüfung in Teil II 

(1) In Teil II der Meisterprüfung hat der Prüfling 
umfängliche und zusammenhängende berufliche 
Aufgaben zu lösen und dabei nachzuweisen, dass 
er die erforderlichen / besonderen fachtheoretischen 
Kenntnisse im x-Handwerk / Gewerbe anwendet. 
Grundlage für den Nachweis bilden die Qualifikatio-
nen in den folgenden Handlungsfeldern: 

 

1. nach Maßgabe des § 9 Anforderungen von Kun-
den eines x-Betriebs analysieren, Lösungen er-
arbeiten und anbieten, 

2.  nach Maßgabe des § 10 Leistungen eines x-
Betriebs erbringen, kontrollieren und übergeben 
und 

3.  nach Maßgabe des § 11 einen x-Betrieb führen 
und organisieren. 

 

(2) Der Prüfling hat in jedem der drei Handlungs-
felder mindestens eine fallbezogene Aufgabe zu 
bearbeiten, die den Anforderungen des Absatzes 1 
entspricht. Bei jeder Aufgabenstellung können die 
Qualifikationen der drei Handlungsfelder handlungs-
feldübergreifend verknüpft werden. 

 

(3) Die Aufgaben sind schriftlich zu bearbeiten.  

 

(4) Für die Bearbeitung der Aufgaben stehen 
dem Prüfling in jedem Handlungsfeld drei Stunden 
zur Verfügung. Eine Prüfungsdauer von sechs 
Stunden an einem Tag darf nicht überschritten wer-
den. 

 

 

§ 9 

Handlungsfeld „Anforderungen von Kunden 
eines x-Betriebs analysieren, Lösungen erarbei-

ten und anbieten“ 

(1) Im Handlungsfeld „Anforderungen von Kun-
den eines x-Betriebs analysieren, Lösungen erarbei-
ten und anbieten“ hat der Prüfling nachzuweisen, 
dass er in der Lage ist, in einem x- Betrieb Anforde-
rungen erfolgs-, kunden- und qualitätsorientiert, 
auch unter Anwendung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien, zu analysieren, Lö-
sungen zu planen und anzubieten. Dabei hat er 
wirtschaftliche, ökologische, ressourceneffiziente 
[gewerbespezifische Ergänzungen: z.B. bauphysi-
kalische, lebensmittelspezifische, gestalterische, 
physiologische] Gesichtspunkte sowie die allgemein 
anerkannten Regeln der Technik zu berücksichti-
gen. Bei der jeweiligen Aufgabenstellung sollen 
mehrere der in Absatz 2 genannten Qualifikationen 
verknüpft werden. 

 

(2) Das Handlungsfeld „Anforderungen von 
Kunden eines x-Betriebs analysieren, Lösungen 
erarbeiten und anbieten“ besteht aus folgenden 
Qualifikationen: 

5. Kundenwünsche und die Rahmenbedingungen 
zu deren Erfüllung analysieren und bewerten 
und daraus Anforderungen ableiten; hierzu zäh-
len insbesondere: 

f) Vorgehensweise zur strukturierten Ermittlung 
der Kundenwünsche und der jeweiligen 
Rahmenbedingungen erläutern und bewer-
ten, insbesondere unter Berücksichtigung 
von Faktoren für eine zielorientierte Ge-
sprächsführung, 

g) Ausschreibungen analysieren und bewerten, 

h) (Mess-) Verfahren zur Feststellung der 
Rahmenbedingungen [gewerbespezifische 
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Ergänzungen: z.B. bei Kunden / an Bauwer-
ken / an Fahrzeugen] erläutern und bewer-
ten; fehlerhafte (Vor-) Leistungen erkennen, 

i) Ergebnisse dokumentieren und bewerten, 
daraus Anforderungen für die Umsetzung 
ableiten und 

j) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

6. Lösungsmöglichkeiten entwickeln, erläutern und 
begründen; hierzu zählen insbesondere: 

g) Möglichkeiten und Notwendigkeiten des Ein-
satzes von [gewerbespezifische Ergänzun-
gen: z.B. Materialien / Rohstoffen / Zutaten / 
Bauteilen / Farben / Maschinen / Werkzeu-
gen / Geräten / Personal], auch unter Be-
rücksichtigung einzusetzender Verfahren, 
darstellen, erläutern und begründen, 

h) Sicherheits-, Gesundheits- und Haftungsrisi-
ken bewerten und Konsequenzen ableiten, 

i) Skizzen / technische Zeichnungen / Rezep-
turen / Schnittmuster / Konstruktionen für 
[gewerbespezifische Ergänzungen: z.B. 
Bauwerke / Backwaren /...] unter Berücksich-
tigung von Anforderungen erstellen, bewer-
ten und korrigieren, 

j) Kriterien für die Vergabe von Unteraufträgen 
festlegen, insbesondere unter Berücksichti-
gung von Qualität und Rechtsvorschriften 
sowie Angebote bewerten, 

k) Vor- und Nachteile verschiedener Lösungs-
möglichkeiten im Hinblick auf Anforderun-
gen, Kostengesichtspunkte, [sowie z.B. ge-
stalterische, rechtliche, sicherheitstechnische 
Gesichtspunkte] erläutern und abwägen; Lö-
sung auswählen sowie Auswahl begründen 
und 

l) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

7. Angebote kalkulieren, erstellen und erläutern 
sowie Leistungen mit Kunden vereinbaren; hier-
zu zählen insbesondere: 

f) Personal-, Material- und Geräteaufwand auf 
der Grundlage der Planungen kalkulieren, 

g) auf der Grundlage entwickelter Lösungsmög-
lichkeiten Angebotspositionen bestimmen 
und zu Angebotspaketen zusammenfassen, 
Preise kalkulieren, 

h) Vertragsbedingungen unter Berücksichtigung 
von Haftungsbestimmungen formulieren und 
beurteilen, 

i) Angebotsunterlagen vorbereiten, Angebote 
erstellen, 

j) Angebotspositionen und Vertragsbedingun-
gen gegenüber Kunden erläutern und be-
gründen sowie Leistungen vereinbaren und 

k) ggf. gewerbespezifische Ergänzungen. 

 

 

§ 10 

Handlungsfeld „Leistungen eines x-Betriebs 
erbringen, kontrollieren und übergeben“ 

(1) Im Handlungsfeld „Leistungen eines x-
Betriebs erbringen, kontrollieren und übergeben“ hat 
der Prüfling nachzuweisen, dass er in der Lage ist, 
Leistungen eines x-Betriebs erfolgs-, kunden- und 
qualitätsorientiert, auch unter Anwendung von In-
formations- und Kommunikationstechnologien, zu 
erbringen, zu kontrollieren und zu übergeben. Dabei 
hat er wirtschaftliche, ökologische, ressourceneffizi-
ente [gewerbespezifische Ergänzungen: z.B. bau-
physikalische, lebensmittelspezifische, gestalteri-
sche, physiologische] Gesichtspunkte sowie die 
allgemein anerkannten Regeln der Technik zu be-
rücksichtigen. Bei der jeweiligen Aufgabenstellung 
sollen mehrere der in Absatz 2 genannten Qualifika-
tionen verknüpft werden. 

 
 (2) Das Handlungsfeld „Leistungen eines x-

Betriebs erbringen, kontrollieren und übergeben“ 
besteht aus folgenden Qualifikationen: 

4. die Erbringung der Leistungen vorbereiten; hier-
zu zählen insbesondere: 

f) Methoden der Arbeitsplanung und -
organisation erläutern, auswählen und Aus-
wahl begründen; dabei unter Berücksichti-
gung einzusetzender [gewerbespezifische 
Ergänzungen: z.B. Fertigungs-, Herstellungs- 
und Instandsetzungsverfahren / Haarfärbe-
techniken] den Einsatz von Personal, Mate-
rial, Geräten / Maschinen / Werkzeugen pla-
nen, 

g) mögliche Störungen, auch in der Zusam-
menarbeit mit anderen Arbeitsbereichen / 
Gewerben, vorhersehen und Auswirkungen 
bewerten sowie Lösungen entwickeln, 

h) Handhabungshinweise und Produktinforma-
tionen [gewerbespezifische Ergänzungen: 
z.B. für Geräte / Maschinen / Werkzeuge 
sowie Materialien / Rohstoffe / Zutaten / Bau-
teile / Farben] leistungsbezogen auswerten 
und erläutern, 

i) technische Arbeitspläne / Fertigungsskizzen 
/ Zeichnungen / Montageanweisungen erar-
beiten, bewerten und korrigieren und 

j) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

5. die Leistungen erbringen; hierzu zählen insbe-
sondere: 

h) berufsbezogene Rechtsvorschriften und 
technische Normen sowie allgemein aner-
kannte Regeln der Technik anwenden und 
beurteilen, 

i) Maßnahmen zur Gefahrenvermeidung und -
beseitigung erläutern und Folgen ableiten, 
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j) Fehler und Mängel in der Erstellung der Leis-
tungen erläutern sowie Maßnahmen zu de-
ren Beseitigung ableiten, 

k) Vorgehensweise zur Erstellung von Leistun-
gen unter Berücksichtigung [gewerbespezifi-
sche Ergänzungen: z.B. unterschiedlicher 
Fertigungs- / Herstellungs- / Instandset-
zungsverfahren / Haarfärbetechniken] erläu-
tern und begründen und 

l) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

6. die Leistungen kontrollieren, dokumentieren, 
übergeben und abrechnen; hierzu zählen insbe-
sondere: 

j) Kriterien zur Feststellung der Qualität der er-
brachten Leistungen erläutern, 

k) Leistungen dokumentieren, 

l) Prüfergebnisse dokumentieren und bewer-
ten, 

m) Vorgehensweise bei Übergabe der Leistun-
gen und Information der Kunden über Hand-
habung, Pflege und Wartung erläutern, 

n) Leistungen abrechnen, 

o) auftragsbezogene Nachkalkulationen durch-
führen und Konsequenzen ableiten, 

p) Möglichkeiten der Herstellung von Kunden-
zufriedenheit und der Kundenbindung erläu-
tern und beurteilen, 

q) Serviceleistungen erläutern und bewerten 
und 

r) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

 

 

§ 11 

Handlungsfeld „Einen x-Betrieb führen und or-
ganisieren“ 

(1) Im Handlungsfeld „Einen x-Betrieb führen 
und organisieren“ hat der Prüfling nachzuweisen, 
dass er in der Lage ist, Aufgaben der Betriebsfüh-
rung und der Betriebsorganisation in einem x-
Betrieb unter Berücksichtigung der Rechtsvorschrif-
ten, auch unter Anwendung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien, wahrzunehmen. 
Dabei hat er den Nutzen zwischenbetrieblicher 
Kooperationen, insbesondere den Nutzen gewerbe-
übergreifender Zusammenarbeit, zu prüfen und zu 
bewerten. Bei der jeweiligen Aufgabenstellung sol-
len mehrere der in Absatz 2 genannten Qualifikatio-
nen verknüpft werden. 

(2) Das Handlungsfeld „Einen x-Betrieb führen 
und organisieren“ besteht aus folgenden Qualifikati-
onen: 

2. Betriebliche Kosten analysieren und für die 
Preisgestaltung und Effizienzsteigerung nutzen; 
hierzu zählen insbesondere: 

h) betriebliche Kosten ermitteln, dabei be-
triebswirtschaftliche Zusammenhänge be-
rücksichtigen, 

i) betriebliche Kostenstrukturen überprüfen, 

j) betriebliche Kennzahlen ermitteln und ver-
gleichen, 

k) Maßnahmen zur Effizienzsteigerung ablei-
ten, 

l) Stundenverrechnungssätze anhand vorge-
gebener Kostenstrukturen berechnen und 

m) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

3. Marketingmaßnahmen zur Kundengewinnung 
und -pflege erarbeiten; hierzu zählen insbeson-
dere: 

a) Auswirkungen technologischer, wirtschaftli-
cher, rechtlicher und gesellschaftlicher Ent-
wicklungen sowie veränderter Kundenanfor-
derungen auf das Leistungsangebot darstel-
len und begründen, 

b) Möglichkeiten der Auftragsbeschaffung dar-
stellen und Marketingmaßnahmen zur Kun-
dengewinnung und -pflege entwickeln, 

c) Informationen über Produkte und über das 
Leistungsspektrum des Betriebs erstellen, 

d) informations- und kommunikationsgestützte 
Vertriebswege ermitteln und bewerten und 

e) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

4. betriebliches Qualitätsmanagement entwickeln; 
hierzu zählen insbesondere: 

a) Bedeutung des betrieblichen Qualitätsmana-
gements darstellen und beurteilen, 

b) Qualitätsmanagementsysteme unterschei-
den und beurteilen, 

c) Maßnahmen zur Kontrolle und Dokumentati-
on der Leistungen erläutern, begründen und 
bewerten, insbesondere unter Berücksichti-
gung von Qualitätsstandards, Rechtsvor-
schriften und technischen Normen, 

d) Maßnahmen zur kontinuierlichen Verbesse-
rung von Arbeits- und Geschäftsprozessen 
festlegen und bewerten, 

e) Maßnahmen zur Rückverfolgbarkeit von 
Produkten erläutern und 

f) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

5. Personal unter Berücksichtigung gewerbespezi-
fischer Bedingungen planen und anleiten, Per-
sonalentwicklung planen; hierzu zählen insbe-
sondere: 
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a) Einsatz von Personal disponieren, 

b) Einsatz von Auszubildenden auf Grundlage 
des betrieblichen Ausbildungsplans disponie-
ren, 

c) Methoden zur Anleitung von Personal erläu-
tern, 

d) Qualifikationsbedarfe ermitteln, 

e) Maßnahmen zur fortlaufenden Qualifizie-
rung, insbesondere unter Berücksichtigung 
des Berufslaufbahnkonzepts im x-Handwerk 
/ Gewerbe, planen und 

f) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

6. Betriebs- und Lagerausstattung sowie Abläufe 
planen; hierzu zählen insbesondere: 

a) Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung 
erläutern, Folgen aus dem Ergebnis ableiten, 

b) Ausstattung (gewerbespezifische Ergänzun-
gen: z.B. des Betriebes / des Lagers / der 
Werkstatt / der Fahrzeuge), insbesondere 
unter Berücksichtigung der Vorschriften der 
Unfallverhütung, des Arbeitsschutzes, der 
Gefahrgutlagerung, der Ressourceneffizienz 
sowie des Umweltschutzes planen und be-
gründen, 

c) Maßnahmen, insbesondere zur Unfallverhü-
tung, zum Arbeitsschutz, zur Gefahrgutlage-
rung und zur Ressourceneffizienz sowie zum 
Umweltschutz planen und begründen, 

d) Instandhaltung von Werkzeugen / Geräten / 
Maschinen / Fahrzeugen planen, 

e) Betriebsabläufe planen und verbessern, un-
ter Berücksichtigung der Nachfrage, der be-
trieblichen Auslastung, des Einsatzes von 
Personal, Material und Werkzeugen / Gerä-
ten / Maschinen / Fahrzeugen, 

f) Betriebs-/ Lager-/ Fahrzeug-/ Werkstattaus-
stattung unter Berücksichtigung logistischer 
Gesichtspunkte planen und 

g) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 
 

§ 12 

Gewichtung; Bestehen der Prüfung in Teil II 

(1) Für das Gesamtergebnis der Prüfung in Teil 
II der Meisterprüfung ist das arithmetische Mittel der 
Bewertungen der Handlungsfelder nach den §§ 9 
bis 11 zu bilden. 

 

(2) Wurden in höchstens zwei der drei Hand-
lungsfelder jeweils mindestens 30 und weniger als 
50 Punkte erreicht, so kann in einem dieser Hand-
lungsfelder eine mündliche Ergänzungsprüfung 
durchgeführt werden, wenn diese für das Bestehen 
der Prüfung in Teil II der Meisterprüfung ausschlag-
gebend ist. 

 

(3) Der Prüfling hat den Teil II der Meisterprü-
fung bestanden, wenn  

1. jedes der drei Handlungsfelder mit mindestens 
30 Punkten bewertet worden ist, 

2. nach durchgeführter Ergänzungsprüfung nach 
Absatz 2 höchstens ein Handlungsfeld mit weni-
ger als 50 Punkten bewertet worden ist und 

3. das Gesamtergebnis der Prüfung mindestens 
„ausreichend“ ist. 

 

 

§ 13 

Allgemeine Prüfungs- 
und Verfahrensregelungen, 

weitere Regelungen zur Meisterprüfung 

(1) Die Vorschriften der Meisterprüfungsverfah-
rensverordnung vom 17. Dezember 2001 (BGBl. I 
S. 4154) in der jeweils geltenden Fassung bleiben 
unberührt. 

 

(2) Die Prüfung in den Teilen III und IV der Meis-
terprüfung bestimmt sich nach der Allgemeinen 
Meisterprüfungsverordnung vom 26. Oktober 2011 
(BGBl. I. S. 2149) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

 

§ 14 

Übergangsvorschrift 

(1) Die bis zum [Datum] begonnenen Prüfungs-
verfahren werden nach den bisherigen Vorschriften 
zu Ende geführt. Erfolgt die Anmeldung zur Prüfung 
bis zum Ablauf des [Datum], so sind auf Verlangen 
des Prüflings die bis zum [Datum] geltenden Vor-
schriften weiter anzuwenden. 

 

 (2) Prüflinge, die die Prüfung nach den bis zum 
[Datum] geltenden Vorschriften nicht bestanden 
haben und sich bis zum [Datum] zu einer Wiederho-
lungsprüfung anmelden, können auf Verlangen die 
Wiederholungsprüfung nach den bis zum [Datum] 
geltenden Vorschriften ablegen. 

 
 

§ 15 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am [Datum] in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung … [konkrete Be-
zeichnung, Datum und Fundstelle inkl. ggf. letzter 
Änderung] außer Kraft. 
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Berlin, den ....................... 

 

Der Bundesminister für Wirtschaft und Energie 

 

 

In Vertretung 

 
 
Hinweise 

 

Der Struktur-Entwurf für die Teile I und II dient als Leitfaden für die Erarbeitung von Meisterprü-
fungsregelungen in zulassungspflichtigen Handwerken (Anlage A HwO), für die keine Schwer-
punktbildung vorgesehen ist, sowie für zulassungsfreie Handwerke (Anlage B Abschnitt 1 HwO) 
und handwerksähnliche Gewerbe (Anlage B Abschnitt 2 HwO). 
 
Die Strukturen vom 11. Februar 2016 für die jeweiligen Verordnungen nach § 45 Absatz 1 HwO 
bzw. § 51a Absatz 2 HwO wurden zwischen BMWi und den Spitzenorganisationen der Sozialpart-
ner verabredet (Zustimmung ZDH am 15. April 2016, Zustimmung DGB am 
22. April 2016). Das Bundesministerium der Justiz und für Verbrauchschutz sowie der 
Redaktionsstab Rechtsprache haben in einer Vorabprüfung dem Strukturentwurf zugestimmt. 
 
Es handelt sich um verbindliche, mit den Spitzenorganisationen abgestimmte Standardfor-
mulierungen, die grundsätzlich nicht geändert werden sollen (sog. „harte Standards“); bei den in 
„hellblauer Schrift“ ausgewiesenen Formulierungen handelt es sich um Formulierungsvorschläge 
und Beispiele, die aufgrund handwerksindividueller bzw. handwerksspezifischer Gegebenheiten 
geändert oder auch ergänzt werden können/müssen.  
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11. Anlage 2: Strukturentwurf – Variante für Gewerbe mit 
primär dienstleistungsorientierten Arbeits- und Ge-
schäftsprozessen 

VII B 4 –                     Stand: 26. September 2018 

 
 

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
 

Struktur-Entwurf für Handwerke/ Gewerbe 
mit primär dienstleistungsorientierten Arbeits- und Geschäftsprozessen 

 

Verordnung 
über die Meisterprüfung in den Teilen I und II im x-Handwerk /Gewerbe 

(x - meisterverordnung – Kürzel-MstrV) 
 

Vom .......... 

 
 

Auf Grund des § 45 Absatz 1 / § 51a Absatz 2 der 
Handwerksordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 24. September 1998 (BGBl. I S. 3074; 
2006 I S. 2095), der zuletzt durch Artikel 283 der 
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist, verordnet das Bundesministeri-
um für Wirtschaft und Energie im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Bildung und Forschung: 

 

 

§ 1 

Gegenstand 

Diese Verordnung regelt das Meisterprüfungsbe-
rufsbild sowie die in der Prüfung in den Teilen I und II 
der Meisterprüfung im x-Handwerk / Gewerbe zu 
stellenden Anforderungen.  

 

 

§ 2 

Meisterprüfungsberufsbild 

In den Teilen I und II der Meisterprüfung im x-
Handwerk / Gewerbe hat der Prüfling den Teil seiner 
beruflichen Handlungskompetenz nachzuweisen, der 

sich auf wesentliche [bei Anlage A, entfällt bei Anlage 
B1 und B2] Tätigkeiten seines Gewerbes und die 
erforderlichen fachtheoretischen Kenntnisse bezieht. 
Grundlage dafür sind folgende Fertigkeiten und 
Kenntnisse: 

 

4. einen x-Betrieb führen und organisieren und dabei 
technische, kaufmännische und personalwirt-
schaftliche Entscheidungen treffen und begrün-
den, insbesondere unter Berücksichtigung  

a) der Kostenstrukturen,  
b) der Wettbewerbssituation,  
c) der betrieblichen Aus- und Weiterbildung,  
d) der Betriebsorganisation,  
e) des Qualitätsmanagements,  
f) des Arbeitsschutzrechtes,  
g) des Datenschutzes,  
h) der Datenverarbeitung,  
i) des Umweltschutzes,  
j) der Ressourceneffizienz und  
k) technologischer sowie gesellschaftlicher 

Entwicklungen, insbesondere digitaler 
Technologien, 

24. Konzepte für Betriebsstätten einschließlich Be-
triebs- und Lagerausstattung sowie für logistische 
Geschäfts- und Arbeitsprozesse entwickeln und 
umsetzen, 
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25. Kundenwünsche und jeweilige Rahmenbedingun-
gen ermitteln, Anforderungen ableiten, Kunden 
beraten, Serviceleistungen anbieten, Lösungen 
entwickeln, Verhandlungen führen und Ziele fest-
legen, Leistungen kalkulieren und Angebote er-
stellen sowie Verträge schließen, 

26. Geschäfts- und Arbeitsprozesse zur Leistungser-
bringung planen, organisieren und überwachen, 

 

27. Leistungen erbringen, insbesondere  

a) [gewerbespezifische Darstellung der Ge-
schäfts- und Arbeitsprozesse zur Leistungser-
bringung, die das Gewerbe prägen und prü-
fungsrelevant sind] 

b) [gewerbespezifische Darstellung der der Ge-
schäfts- und Arbeitsprozesse zur Leistungser-
bringung, die das Gewerbe prägen und prü-
fungsrelevant sind] 

28. technische, organisatorische und rechtliche Ge-
sichtspunkte bei der Leistungserbringung berück-
sichtigen, insbesondere 

a) [gewerbespezifische Ergänzungen: z. B. Ferti-
gungstechniken, Montagetechniken, Instand-
haltungsalternativen, Herstellungsverfahren, 
Gestaltungsgesichtspunkte usw.], 

b) die berufsbezogenen Rechtsvorschriften und 
technischen Normen, 

c) die allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik, 

d) das einzusetzende/benötigte Personal sowie 
die Materialien, Geräte / Maschinen / Werk-
zeuge, 

e) die Möglichkeiten zum Einsatz von Auszubil-
denden, 

29. Pläne, Skizzen, [technische] Zeichnungen, Rezep-
turen, Schnittmuster, auch unter Einsatz von In-
formations- und Kommunikationstechnologien, an-
fertigen, bewerten und korrigieren, 

30. Arten und Eigenschaften von zu be- und verarbei-
tenden Materialien berücksichtigen, 

31. Unteraufträge, insbesondere unter Berücksichti-
gung von Qualität und Rechtsvorschriften, verge-
ben und deren Ausführung kontrollieren, 

32. Qualitätskontrollen durchführen, Fehler, Mängel 
und Störungen analysieren und beseitigen, Er-
gebnisse bewerten und dokumentieren, 

33. erbrachte Leistungen kontrollieren, dokumentieren 
und übergeben sowie Nachkalkulationen durch-
führen, Auftragsabwicklung auswerten und Ab-
nahmeprotokolle erstellen und 

34. ggf. Nennung weiterer handwerksspezifischer 
Fertigkeiten und Kenntnisse. 

 

 

Formulierung ohne Situationsaufgabe 

[Grundsatz] 

 

§ 3 

Ziel und Gliederung der Prüfung in Teil I 

(1) In der Prüfung in Teil I hat der Prüfling umfäng-
liche und zusammenhängende berufliche Aufgaben 
zu lösen und dabei nachzuweisen, dass er wesentli-
che [Anlage A, entfällt bei Anlage B 1 und B 2] Tätig-
keiten des x-Handwerks / Gewerbes meisterhaft ver-
richtet. 

 

(2) Die Prüfung in Teil I gliedert sich in ein Meis-
terprüfungsprojekt nach § 4 und ein darauf bezoge-
nes Fachgespräch nach § 5. Das Meisterprüfungspro-
jekt und das Fachgespräch bilden einen Prüfungsbe-
reich. 

 

 

Formulierung mit Situationsaufgabe 

[Ausnahme] 

§ 3 

Ziel und Gliederung der Prüfung in Teil I 

(1) In der Prüfung in Teil I hat der Prüfling umfäng-
liche und zusammenhängende berufliche Aufgaben 
zu lösen und dabei nachzuweisen, dass er wesentli-
che [Anlage A, entfällt bei Anlage B 1 und B 2] Tätig-
keiten des x-Handwerks / Gewerbes meisterhaft ver-
richtet. 

 

(2) Die Prüfung in Teil I gliedert sich in folgende 
Prüfungsbereiche: 

4. ein Meisterprüfungsprojekt nach § 4 und ein da-
rauf bezogenes Fachgespräch nach § 5 sowie 

5. eine Situationsaufgabe nach § 6. 

 

 

§ 4 

Meisterprüfungsprojekt 

(1) Der Prüfling hat ein Meisterprüfungsprojekt 
durchzuführen, das einer Dienstleistung entspricht. 
Das Meisterprüfungsprojekt besteht aus Planungs-, 
Durchführungs-, Kontroll- und Dokumentationsarbei-
ten.  

 

(2) Als Meisterprüfungsprojekt ist [eine der] fol-
gende[n] Arbeit[en] durchzuführen:  

[z. B. eine auf einem Kundenwunsch basierende 
Dienstleistung zu planen, die umfangreiche Schnitt-, 
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Färbe- und Pflegeleistungen beinhaltet. Die Pla-
nungsarbeiten bestehen aus Skizze, Berechnung und 
Kalkulation. Auf dieser Grundlage ist die Dienstleis-
tung zu erbringen. Dabei sind verschiedene Schnitt-, 
Färbe- und Pflegetechniken anzuwenden. Anschlie-
ßend prüft der Prüfling die Qualität der Leistung an-
hand relevanter Qualitätskriterien und dokumentiert 
dies. - handwerksspezifische Anforderungen for-
mulieren] 

 

(3) Die Anforderungen an das Meisterprüfungspro-
jekt im Einzelnen werden vom Meisterprüfungsaus-
schuss festgelegt. Der Meisterprüfungsausschuss soll 
dabei Vorschläge des Prüflings berücksichtigen.  

 

(4) Anhand der Anforderungen erarbeitet der Prüf-
ling ein Umsetzungskonzept für die zu erbringende 
Dienstleistung einschließlich einer Zeitplanung und 
einer Materialbedarfsplanung. Das Umsetzungskon-
zept hat er vor der Durchführung des Meisterprü-
fungsprojekts dem Meisterprüfungsausschuss zur 
Genehmigung vorzulegen. Der Meisterprüfungsaus-
schuss prüft, ob das Umsetzungskonzept den Anfor-
derungen entspricht. 

 

(5) Für die Bearbeitung des Meisterprüfungspro-
jekts stehen dem Prüfling x - Arbeitstage zur Verfü-
gung. 

 

(6) Für die Bewertung des Meisterprüfungspro-
jekts werden die einzelnen Bestandteile wie folgt 
gewichtet: 

1. die Planungsarbeiten anhand der Planungsunter-
lagen, bestehend aus [gewerbespezifische Ergän-
zungen, z. B. Entwurf, Berechnung und Kalkulati-
on], mit [30 - 40] Prozent, 

2. die Durchführungsarbeiten mit [40 - 60] Prozent 
und 

3. die Kontroll- und die Dokumentationsarbeiten 
anhand der Dokumentationsunterlagen, beste-
hend aus [gewerbespezifische Ergänzungen, z. B. 
Messprotokollen, Prüfberichten], mit [10 - 30] Pro-
zent.  

 

 

§ 5 

Fachgespräch 

(1) Im Fachgespräch hat der Prüfling nachzuwei-
sen, dass er in der Lage ist, 

9. die fachlichen Zusammenhänge aufzuzeigen, die 
dem Meisterprüfungsprojekt zugrunde liegen,  

10. Kunden zu beraten, insbesondere im Hinblick auf 
den jeweiligen Kundenwunsch; dabei hat der Prüf-
ling wirtschaftliche Gesichtspunkte sowie rechtli-

che und technische Anforderungen in das Bera-
tungsgespräch einzubeziehen, 

11. sein Vorgehen bei der Planung und Durchführung 
des Meisterprüfungsprojekts zu begründen und 

12. mit dem Meisterprüfungsprojekt verbundene be-
rufsbezogene Probleme sowie deren Lösungen 
darzustellen und dabei aktuelle Entwicklungen im 
x-Handwerk / Gewerbe zu berücksichtigen. 

(2) Das Fachgespräch soll höchstens 30 Minuten 
dauern. 

 

 

§ 6 

[ggf.] Situationsaufgabe 

(1) Die Situationsaufgabe orientiert sich an einer 
Dienstleistung und vervollständigt den Nachweis der 
beruflichen Handlungskompetenz für die Meisterprü-
fung im x-Handwerk / Gewerbe. 

 

(2) Die Situationsaufgabe wird vom Meisterprü-
fungsausschuss festgelegt. Dabei hat er aus folgen-
den Arbeiten auszuwählen: 

1. z. B. Fehlsichtigkeit durch eine Augenglasbestim-
mung feststellen, Ergebnisse beurteilen und Korrekti-
onsbedarf entsprechend der individuellen Sehaufgabe 
festlegen, 

2. z. B. Fehler- und Störungssuche an Anlagen durch-
führen, Fehler beheben und Arbeiten dokumentieren, 

X. z. B. Fehler und Mängel zuvor erbrachter Dienst-
leistungen feststellen, eingrenzen und beheben sowie 
Ergebnisse dokumentieren; bei der Aufgabenstellung 
sind Dienstleistungen zu wählen, die nicht Gegen-
stand des Meisterprüfungsprojekts waren. 

 

(3) Für die Bearbeitung der Situationsaufgabe 
stehen dem Prüfling [X, max. acht] Stunden zur Ver-
fügung. 

 

(4) Jede Arbeit nach Absatz 2 Nummer 1 bis x 
wird gesondert bewertet. Die Gesamtbewertung der 
Situationsaufgabe entspricht dem arithmetischen 
Mittel der Bewertungen der ausgeführten Arbeiten 
nach Absatz 2. [entfällt bei einer Arbeit] 

 

 

Formulierung ohne Situationsaufgabe 

 

§ 7 

Gewichtung; Bestehen der Prüfung in Teil I 

(1) Das Meisterprüfungsprojekt und das Fachge-
spräch werden gesondert bewertet. Für das Gesamt-
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ergebnis der Prüfung in Teil I der Meisterprüfung ist 
die Bewertung des Meisterprüfungsprojekts und die 
Bewertung des Fachgesprächs im Verhältnis 3:1 zu 
gewichten.  

 

(2) Der Prüfling hat den Teil I der Meisterprüfung 
bestanden, wenn  

5. das Meisterprüfungsprojekt und das Fachge-
spräch jeweils mit mindestens 30 Punkten bewer-
tet worden ist und 

6. das Gesamtergebnis der Prüfung mindestens 
„ausreichend“ ist. 

 

Formulierung mit Situationsaufgabe 

 

§ 7 

Gewichtung; Bestehen der Prüfung in Teil I 

(1) Das Meisterprüfungsprojekt, das Fachge-
spräch und die Situationsaufgabe werden gesondert 
bewertet. Für das Gesamtergebnis der Prüfung in Teil 
I der Meisterprüfung werden zunächst die Bewertung 
des Meisterprüfungsprojekts und die Bewertung des 
Fachgesprächs im Verhältnis 3:1 gewichtet. An-
schließend wird das hieraus folgende Ergebnis mit 
der Bewertung der Situationsaufgabe im Verhältnis 
2:1 gewichtet. 

 

(2) Der Prüfling hat den Teil I der Meisterprüfung 
bestanden, wenn  

5. das Meisterprüfungsprojekt, das Fachgespräch 
und die Situationsaufgabe jeweils mit mindestens 
30 Punkten bewertet worden ist und  

6. das Gesamtergebnis der Prüfung mindestens 
„ausreichend“ ist. 

 

 

§ 8 

Ziel und Gliederung der Prüfung in Teil II 

(1) In Teil II der Meisterprüfung hat der Prüfling 
umfängliche und zusammenhängende berufliche 
Aufgaben zu lösen und dabei nachzuweisen, dass er 
die erforderlichen / besonderen fachtheoretischen 
Kenntnisse im x-Handwerk / Gewerbe anwendet. 
Grundlage für den Nachweis bilden die Qualifikatio-
nen in den folgenden Handlungsfeldern: 

 

1.  nach Maßgabe des § 9 Anforderungen von Kun-
den eines x-Betriebs analysieren, Lösungen erar-
beiten und anbieten, 

2.  nach Maßgabe des § 10 Leistungen eines x-
Betriebs erbringen, kontrollieren und übergeben 
und 

3. nach Maßgabe des § 11 einen x-Betrieb führen und 
organisieren. 

 

(2) Der Prüfling hat in jedem der drei Handlungs-
felder mindestens eine fallbezogene Aufgabe zu 
bearbeiten, die den Anforderungen des Absatzes 1 
entspricht. Bei jeder Aufgabenstellung können die 
Qualifikationen der drei Handlungsfelder handlungs-
feldübergreifend verknüpft werden. 

 

(3) Die Aufgaben sind schriftlich zu bearbeiten.  

 

(4) Für die Bearbeitung der Aufgaben stehen dem 
Prüfling in jedem Handlungsfeld drei Stunden zur 
Verfügung. Eine Prüfungsdauer von sechs Stunden 
an einem Tag darf nicht überschritten werden. 

 

 

§ 9 

Handlungsfeld „Anforderungen von Kunden eines 
x-Betriebs analysieren, Lösungen erarbeiten und 

anbieten“ 

(1) Im Handlungsfeld „Anforderungen von Kunden 
eines x-Betriebs analysieren, Lösungen erarbeiten 
und anbieten“ hat der Prüfling nachzuweisen, dass er 
in der Lage ist, in einem x- Betrieb Anforderungen 
erfolgs-, kunden- und qualitätsorientiert, auch unter 
Anwendung von Informations- und Kommunikations-
technologien, zu analysieren, Lösungen zu planen 
und anzubieten. Dabei hat er wirtschaftliche, ökologi-
sche, ressourceneffiziente [gewerbespezifische Er-
gänzungen: z.B. bauphysikalische, lebensmittelspezi-
fische, gestalterische, physiologische] Gesichtspunkte 
sowie die allgemein anerkannten Regeln der Technik 
zu berücksichtigen. Bei der jeweiligen Aufgabenstel-
lung sollen mehrere der in Absatz 2 genannten Quali-
fikationen verknüpft werden. 

 

(2) Das Handlungsfeld „Anforderungen von Kun-
den eines x-Betriebs analysieren, Lösungen erarbei-
ten und anbieten“ besteht aus folgenden Qualifikatio-
nen: 

8. Kundenwünsche und die Rahmenbedingungen zu 
deren Erfüllung analysieren und bewerten und da-
raus Anforderungen ableiten; hierzu zählen insbe-
sondere: 

k) Vorgehensweise zur strukturierten Ermittlung 
der Kundenwünsche und der jeweiligen Rah-
menbedingungen erläutern und bewerten, ins-
besondere unter Berücksichtigung von Fakto-
ren für eine zielorientierte Gesprächsführung, 

l) Ausschreibungen analysieren und bewerten, 

m) (Mess-) Verfahren zur Feststellung der Rah-
menbedingungen [gewerbespezifische Ergän-
zungen: z.B. bei Kunden / an Bauwerken / an 



 

 68 

Fahrzeugen] erläutern und bewerten; fehler-
hafte (Vor-) Leistungen erkennen, 

n) Ergebnisse dokumentieren und bewerten, dar-
aus Anforderungen für die Umsetzung ableiten 
und 

o) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

9. Lösungsmöglichkeiten entwickeln, erläutern und 
begründen sowie Leistungen vereinbaren; hierzu 
zählen insbesondere: 

m) Möglichkeiten und Notwendigkeiten des Ein-
satzes von [gewerbespezifische Ergänzungen: 
z.B. Materialien / Rohstoffen / Zutaten / Bautei-
len / Farben / Maschinen / Werkzeugen / Ge-
räten / Personal], auch unter Berücksichtigung 
einzusetzender Verfahren, darstellen, erläu-
tern und begründen, 

n) Sicherheits-, Gesundheits- und Haftungsrisi-
ken bewerten und Konsequenzen ableiten, 

o) Kriterien für die Vergabe von Unteraufträgen 
festlegen, insbesondere unter Berücksichti-
gung von Qualität und Rechtsvorschriften so-
wie Angebote bewerten, 

p) Vor- und Nachteile verschiedener Lösungs-
möglichkeiten im Hinblick auf Anforderungen, 
Kostengesichtspunkte, [sowie z.B. gestalteri-
sche, rechtliche, sicherheitstechnische Ge-
sichtspunkte] erläutern und abwägen; Lösung 
auswählen sowie Auswahl begründen, 

q) auf der Grundlage entwickelter Lösungsmög-
lichkeiten Angebotspositionen bestimmen und 
zu Angebotspaketen zusammenfassen, Ange-
botsunterlagen vorbereiten, Angebote erstel-
len, 

r) Dienstleistungs- und Produktpreise erläutern, 

s) Leistungen unter Berücksichtigung vorab kal-
kulierter Preise vereinbaren und 

t) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

 

§ 10 

Handlungsfeld „Leistungen eines x-Betriebs er-
bringen, kontrollieren und übergeben“ 

(1) Im Handlungsfeld „Leistungen eines x-Betriebs 
erbringen, kontrollieren und übergeben“ hat der Prüf-
ling nachzuweisen, dass er in der Lage ist, Leistun-
gen eines x-Betriebs erfolgs-, kunden- und qualitäts-
orientiert, auch unter Anwendung von Informations- 
und Kommunikationstechnologien, zu erbringen, zu 
kontrollieren und zu übergeben. Dabei hat er wirt-
schaftliche, ökologische, ressourceneffiziente [gewer-
bespezifische Ergänzungen: z.B. bauphysikalische, 
lebensmittelspezifische, gestalterische, physiologi-
sche] Gesichtspunkte sowie die allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik zu berücksichtigen. Bei der 
jeweiligen Aufgabenstellung sollen mehrere der in 

Absatz 2 genannten Qualifikationen verknüpft wer-
den. 

 
 (2) Das Handlungsfeld „Leistungen eines x-

Betriebs erbringen, kontrollieren und übergeben“ 
besteht aus folgenden Qualifikationen: 

7. die Erstellung / Erbringung der Leistungen vorbe-
reiten; hierzu zählen insbesondere: 

k) Methoden der Arbeitsplanung und -
organisation erläutern, auswählen und Aus-
wahl begründen; dabei unter Berücksichtigung 
einzusetzender [gewerbespezifische Ergän-
zungen: z.B. Fertigungs-, Herstellungs- und 
Instandsetzungsverfahren / Haarfärbetechni-
ken] den Einsatz von Personal, Material, Gerä-
ten / Maschinen / Werkzeugen planen, 

l) mögliche Störungen, auch in der Zusammen-
arbeit mit anderen Arbeitsbereichen / Gewer-
ben, vorhersehen und Auswirkungen bewerten 
sowie Lösungen entwickeln, 

m) Handhabungshinweise und Produktinformatio-
nen [gewerbespezifische Ergänzungen: z.B. 
für Geräte / Maschinen / Werkzeuge sowie 
Materialien / Rohstoffe / Zutaten / Bauteile / 
Farben] leistungsbezogen auswerten und er-
läutern und 

n) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

8. die Leistungen erbringen; hierzu zählen insbeson-
dere: 

m) berufsbezogene Rechtsvorschriften und tech-
nische Normen sowie allgemein anerkannte 
Regeln der Technik anwenden und beurteilen, 

n) Maßnahmen zur Gefahrenvermeidung und -
beseitigung erläutern und Folgen ableiten, 

o) Fehler und Mängel in der Erstellung / Erbrin-
gung der Leistungen erläutern sowie Maß-
nahmen zu deren Beseitigung ableiten, 

p) Vorgehensweise zur Erstellung / Erbringung 
von Leistungen unter Berücksichtigung [ge-
werbespezifische Ergänzungen: unterschiedli-
cher z.B. Fertigungs- / Herstellungs- / Instand-
setzungsverfahren / Haarfärbetechniken] er-
läutern und begründen und 

q) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

9. Die Leistungen kontrollieren, dokumentieren, 
übergeben und abrechnen; hierzu zählen insbe-
sondere: 

s) Kriterien zur Feststellung der Qualität der er-
brachten Leistungen erläutern, 

t) Leistungen dokumentieren, 

u) Prüfergebnisse dokumentieren und bewerten, 
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v) Vorgehensweise bei Übergabe der Leistung 
und Information der Kunden über Handha-
bung, Pflege und Wartung erläutern, 

w) Leistungen abrechnen, 

x) Möglichkeiten der Herstellung von Kundenzu-
friedenheit und der Kundenbindung erläutern 
und beurteilen, 

y) Serviceleistungen erläutern und bewerten und 

z) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

 

§ 11 

Handlungsfeld „Einen x-Betrieb führen und orga-
nisieren“ 

(1) Im Handlungsfeld „Einen x-Betrieb führen und 
organisieren“ hat der Prüfling nachzuweisen, dass er 
in der Lage ist, Aufgaben der Betriebsführung und der 
Betriebsorganisation in einem x-Betrieb unter Berück-
sichtigung der Rechtsvorschriften, auch unter Anwen-
dung von Informations- und Kommunikationstechno-
logien, wahrzunehmen. Dabei hat er den Nutzen 
zwischenbetrieblicher Kooperationen, insbesondere 
den Nutzen gewerbeübergreifender Zusammenarbeit, 
zu prüfen und zu bewerten. Bei der jeweiligen Aufga-
benstellung sollen mehrere der in Absatz 2 genannten 
Qualifikationen verknüpft werden. 

(2) Das Handlungsfeld „Einen x-Betrieb führen 
und organisieren“ besteht aus folgenden Qualifikatio-
nen: 

7. Betriebliche Kosten analysieren und für die Preis-
gestaltung und Effizienzsteigerung nutzen; hierzu 
zählen insbesondere: 

n) betriebliche Kosten ermitteln, dabei betriebs-
wirtschaftliche Zusammenhänge berücksichti-
gen, 

o) Nachkalkulation durchführen und Konsequen-
zen ableiten, 

p) betriebliche Kostenstrukturen überprüfen, 

q) betriebliche Kennzahlen ermitteln und verglei-
chen, 

r) Maßnahmen zur Effizienzsteigerung ableiten, 

s) Personal-, Material- und Geräteaufwand für 
standardisierte Leistungen kalkulieren, 

t) Preise für standardisierte Leistungen ermitteln 
und anpassen und  

u) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

8. Marketingmaßnahmen zur Kundengewinnung und 
-pflege erarbeiten; hierzu zählen insbesondere: 

f) Auswirkungen technologischer, wirtschaftli-
cher, rechtlicher und gesellschaftlicher Ent-
wicklungen sowie veränderter Kundenanforde-

rungen auf das Leistungsangebot darstellen 
und begründen, 

g) Möglichkeiten der Auftragsbeschaffung dar-
stellen und Marketingmaßnahmen zur Kun-
dengewinnung und -pflege entwickeln, 

h) ein [gewerbespezifische Ergänzungen: z. B. 
Salon-/Betriebs-/Laden]Konzept entwickeln, 
insbesondere unter Berücksichtigung von Ge-
sichtspunkten der Kundenberatung,  

i) Informationen über Produkte und das Leis-
tungsspektrum des Betriebs erstellen, 

j) informations- und kommunikationsgestützte 
Vertriebswege ermitteln und bewerten und 

k) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen.] 

 

9. Betriebliches Qualitätsmanagement entwickeln; 
hierzu zählen insbesondere: 

g) Bedeutung des betrieblichen Qualitätsmana-
gements darstellen und beurteilen, 

h) Qualitätsmanagementsysteme unterscheiden 
und beurteilen, 

i) Maßnahmen zur Kontrolle und Dokumentation 
der Leistungen erläutern, begründen und be-
werten, insbesondere unter Berücksichtigung 
von Qualitätsstandards, Rechtsvorschriften 
und technischen Normen, 

j) Maßnahmen zur kontinuierlichen Verbesse-
rung von Arbeits- und Geschäftsprozessen 
festlegen und bewerten, 

k) Maßnahmen zur Rückverfolgbarkeit von Pro-
dukten erläutern und 

l) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

10. Personal unter Berücksichtigung gewerbespezifi-
scher Bedingungen planen und anleiten, Perso-
nalentwicklung planen; hierzu zählen insbesonde-
re: 

g) Einsatz von Personal disponieren, 

h) Einsatz von Auszubildenden auf Grundlage 
des betrieblichen Ausbildungsplans disponie-
ren, 

i) Methoden zur Anleitung von Personal erläu-
tern, 

j) Qualifikationsbedarfe ermitteln, 

k) Maßnahmen zur fortlaufenden Qualifizierung, 
insbesondere unter Berücksichtigung des Be-
rufslaufbahnkonzepts im x-Handwerk / Gewer-
be, planen und 

l) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

11. Betriebs- und Lagerausstattung sowie Abläufe 
planen; hierzu zählen insbesondere: 
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h) Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung 
erläutern, Folgen aus dem Ergebnis ableiten, 

i) Ausstattung [gewerbespezifische Ergänzun-
gen: z.B. des Betriebes / des Lagers / der 
Werkstatt / der Fahrzeuge], insbesondere un-
ter Berücksichtigung der Vorschriften der Un-
fallverhütung, des Arbeitsschutzes, der Ge-
fahrgutlagerung, der Ressourceneffizienz so-
wie des Umweltschutzes planen und begrün-
den, 

j) Maßnahmen, insbesondere zur Unfallverhü-
tung, zum Arbeitsschutz, zur Gefahrgutlage-
rung und zur Ressourceneffizienz sowie zum 
Umweltschutz planen und begründen, 

k) Instandhaltung von Werkzeugen / Geräten / 
Maschinen / Fahrzeugen planen, 

l) Betriebsabläufe planen und verbessern, unter 
Berücksichtigung der Nachfrage, der betriebli-
chen Auslastung, des Einsatzes von Personal, 
Material und Werkzeugen / Geräten / Maschi-
nen / Fahrzeugen, 

m) Betriebs-/ Lager- / Fahrzeug- / Werkstattaus-
stattung unter Berücksichtigung logistischer 
Gesichtspunkte planen und 

n) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

 

§ 12 

Gewichtung; Bestehen der Prüfung in Teil II 

(1) Für das Gesamtergebnis der Prüfung in Teil II 
der Meisterprüfung ist das arithmetische Mittel der 
Bewertungen der Handlungsfelder nach den §§ 9 bis 
11 zu bilden. 

 

(2) Wurden in höchstens zwei der drei Handlungs-
felder jeweils mindestens 30 und weniger als 50 
Punkte erreicht, so kann in einem dieser Handlungs-
felder eine mündliche Ergänzungsprüfung durchge-
führt werden, wenn diese für das Bestehen der Prü-
fung in Teil II der Meisterprüfung ausschlaggebend 
ist. 

 

(3) Der Prüfling hat den Teil II der Meisterprüfung 
bestanden, wenn  

4. jedes der drei Handlungsfelder mit mindestens 30 
Punkten bewertet worden ist, 

5. nach durchgeführter Ergänzungsprüfung nach 
Absatz 2 höchstens ein Handlungsfeld mit weniger 
als 50 Punkten bewertet worden ist und 

6. das Gesamtergebnis der Prüfung mindestens 
„ausreichend“ ist 

 

 

§ 13 

Allgemeine Prüfungs- 
und Verfahrensregelungen, 

weitere Regelungen zur Meisterprüfung 

(1) Die Vorschriften der Meisterprüfungsverfah-
rensverordnung vom 17. Dezember 2001 (BGBl. I S. 
4154) in der jeweils geltenden Fassung bleiben unbe-
rührt. 

 

(2) Die Prüfung in den Teilen III und IV der Meis-
terprüfung bestimmt sich nach der Allgemeinen Meis-
terprüfungsverordnung vom 26. Oktober 2011 (BGBl. 
I. S. 2149) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

 

§ 14 

Übergangsvorschrift 

(1) Die bis zum [Datum] begonnenen Prüfungsver-
fahren werden nach den bisherigen Vorschriften zu 
Ende geführt. Erfolgt die Anmeldung zur Prüfung bis 
zum Ablauf des [Datum], so sind auf Verlangen des 
Prüflings die bis zum [Datum] geltenden Vorschriften 
weiter anzuwenden. 

 

 (2) Prüflinge, die die Prüfung nach den bis zum 
[Datum] geltenden Vorschriften nicht bestanden ha-
ben und sich bis zum [Datum] zu einer Wiederho-
lungsprüfung anmelden, können auf Verlangen die 
Wiederholungsprüfung nach den bis zum [Datum] 
geltenden Vorschriften ablegen. 

 
 

§ 15 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am [Datum] in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung … [konkrete Be-
zeichnung, Datum und Fundstelle inkl. ggf. letzter 
Änderung] außer Kraft. 
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Berlin, den ....................... 

Der Bundesminister für Wirtschaft und Energie 

In Vertretung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hinweise 

 

Der Struktur-Entwurf für die Teile I und II dient als Leitfaden für die Erarbeitung von Meisterprü-
fungsregelungen in zulassungspflichtigen Handwerken (Anlage A HwO), für die keine Schwer-
punktbildung vorgesehen ist, sowie für zulassungsfreie Handwerke (Anlage B Abschnitt 1 HwO) 
und handwerksähnliche Gewerbe (Anlage B Abschnitt 2 HwO). 

 

Die Strukturen vom 11. Februar 2016 für die jeweiligen Verordnungen nach § 45 Absatz 1 HwO 
bzw. § 51a Absatz 2 HwO wurden zwischen BMWi und den Spitzenorganisationen der Sozialpart-
ner verabredet (Zustimmung ZDH am 15. April 2016, Zustimmung DGB am 22. April 2016). Das 
Bundesministerium der Justiz und für Verbrauchschutz sowie der Redaktionsstab Rechtsprache 
haben in einer Vorabprüfung dem Strukturentwurf zugestimmt. 

 

Es handelt sich um verbindliche, mit den Spitzenorganisationen abgestimmte Standardfor-
mulierungen, die grundsätzlich nicht geändert werden sollen (sog. „harte Standards“); bei den in 
„roter Schrift“ ausgewiesenen Formulierungen handelt es sich um Formulierungsvorschläge und 
Beispiele, die aufgrund handwerksindividueller bzw. handwerksspezifischer Gegebenheiten geän-
dert oder auch ergänzt werden können/müssen. 
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12.  Anlage 3: Strukturentwurf – Variante für Gewerbe mit 
primär vorproduzierenden Arbeits- und Geschäftspro-
zessen 

VII B 4 –                                                                           
Stand: 26. September 2018  
  
 

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
 

Struktur-Entwurf für Handwerke/Gewerbe 
mit primär vorproduzierenden Arbeits- und Geschäftsprozessen 

 

Verordnung 
über die Meisterprüfung in den Teilen I und II im x-Handwerk / Gewerbe 

(x - meisterverordnung – Kürzel-MstrV) 

 
Vom .......... 

 

Auf Grund des § 45 Absatz 1 / § 51a Absatz 2 der 
Handwerksordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 24. September 1998 (BGBl. I S. 3074; 
2006 I S. 2095), der zuletzt durch Artikel 283 der 
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist, verordnet das Bundesministeri-
um für Wirtschaft und Energie im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Bildung und Forschung: 

 

 

§ 1 

Gegenstand 

Diese Verordnung regelt das Meisterprüfungsbe-
rufsbild sowie die in der Prüfung in den Teilen I und II 
der Meisterprüfung im x-Handwerk / Gewerbe zu 
stellenden Anforderungen. 

 

 

§ 2 

Meisterprüfungsberufsbild 

In den Teilen I und II der Meisterprüfung im x-
Handwerk / Gewerbe hat der Prüfling den Teil seiner 
beruflichen Handlungskompetenz nachzuweisen, der 
sich auf wesentliche [bei Anlage A, entfällt bei Anlage 

B1 und B2] Tätigkeiten seines Gewerbes und die 
erforderlichen fachtheoretischen Kenntnisse bezieht. 
Grundlage dafür sind folgende Fertigkeiten und 
Kenntnisse: 

 

4. einen x-Betrieb führen und organisieren und dabei 
technische, kaufmännische und personalwirt-
schaftliche Entscheidungen treffen und begrün-
den, insbesondere unter Berücksichtigung  

a) der Kostenstrukturen,  
b) der Wettbewerbssituation,  
c) der betrieblichen Aus- und Weiterbildung,  
d) der Betriebsorganisation,  
e) des Qualitätsmanagements,  
f) des Arbeitsschutzrechtes,  
g) des Datenschutzes,  
h) der Datenverarbeitung 
i) des Umweltschutzes,  
j) der Ressourceneffizienz und  
k) technologischer sowie gesellschaftlicher 

Entwicklungen, insbesondere digitaler 
Technologien, 
 

35. Konzepte für Betriebsstätten einschließlich Be-
triebs- und Lagerausstattung sowie für logistische 
Geschäfts- und Arbeitsprozesse entwickeln und 
umsetzen, 
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36. Kundenwünsche und jeweilige Rahmenbedingun-
gen ermitteln, Anforderungen ableiten, Kunden 
beraten, Serviceleistungen anbieten, Lösungen 
entwickeln, Verhandlungen führen und Ziele fest-
legen, Leistungen kalkulieren und Angebote er-
stellen sowie Verträge schließen, 

37. Geschäfts- und Arbeitsprozesse zur Produkther-
stellung planen, organisieren und überwachen, 

38. Produkte herstellen, insbesondere  

a) [gewerbespezifische Darstellung der Ge-
schäfts- und Arbeitsprozesse zur Produkter-
stellung, die das Gewerbe prägen und prü-
fungsrelevant sind], 

b) [gewerbespezifische Darstellung der Ge-
schäfts- und Arbeitsprozesse, die das Gewer-
be prägen und prüfungsrelevant sind], 

39. technische, organisatorische und rechtliche Ge-
sichtspunkte bei der Produkterstellung berücksich-
tigen, insbesondere 

a) [gewerbespezifische Ergänzungen: z. B. Ferti-
gungstechniken, Montagetechniken, Instand-
haltungsalternativen, Herstellungsverfahren, 
Gestaltungsgesichtspunkte usw.], 

b) die berufsbezogenen Rechtsvorschriften und 
technischen Normen, 

c) die allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik, 

d) das einzusetzende/benötigte Personal sowie 
die Materialien, Geräte / Maschinen / Werk-
zeuge, 

e) die Möglichkeiten zum Einsatz von Auszubil-
denden, 

40. Pläne, Skizzen, [technische] Zeichnungen, Rezep-
turen, Schnittmuster, auch unter Einsatz von In-
formations- und Kommunikationstechnologien, an-
fertigen, bewerten und korrigieren, 

41. Arten und Eigenschaften von zu be- und verarbei-
tenden Materialien berücksichtigen, 

42. Unteraufträge, insbesondere unter Berücksichti-
gung von Qualität und Rechtsvorschriften, verge-
ben und deren Ausführung kontrollieren, 

43. Qualitätskontrollen durchführen, Fehler, Mängel 
und Störungen analysieren und beseitigen, Er-
gebnisse bewerten und dokumentieren, 

44. Hergestellte Produkte kontrollieren, dokumentie-
ren und übergeben sowie Nachkalkulationen 
durchführen, Auftragsabwicklung auswerten und 
Abnahmeprotokolle erstellen und 

45. ggf. Nennung weiterer handwerksspezifischer 
Fertigkeiten und Kenntnisse. 

 

 

Formulierung ohne Situationsaufgabe 

[Grundsatz] 

§ 3 

Ziel und Gliederung der Prüfung in Teil I 

(1) In der Prüfung in Teil I hat der Prüfling umfäng-
liche und zusammenhängende berufliche Aufgaben 
zu lösen und dabei nachzuweisen, dass er wesentli-
che [Anlage A, entfällt bei Anlage B 1 und B 2] Tätig-
keiten des x-Handwerks / Gewerbes meisterhaft ver-
richtet. 

 

(2) Die Prüfung in Teil I gliedert sich in ein Meis-
terprüfungsprojekt nach § 4 und ein darauf bezoge-
nes Fachgespräch nach § 5. Das Meisterprüfungspro-
jekt und das Fachgespräch bilden einen Prüfungsbe-
reich. 

 

 

Formulierung mit Situationsaufgabe 

 [Ausnahme] 

§ 3 

Ziel und Gliederung der Prüfung in Teil I 

(1) In der Prüfung in Teil I hat der Prüfling umfäng-
liche und zusammenhängende berufliche Aufgaben 
zu lösen und dabei nachzuweisen, dass er wesentli-
che [Anlage A, entfällt bei Anlage B 1 und B 2] Tätig-
keiten des x-Handwerks / Gewerbes meisterhaft ver-
richtet. 

 

(2) Die Prüfung in Teil I gliedert sich in folgende 
Prüfungsbereiche: 

6. ein Meisterprüfungsprojekt nach § 4 und ein da-
rauf bezogenes Fachgespräch nach § 5 sowie 

7. eine Situationsaufgabe nach § 6. 

 

 

§ 4 

Meisterprüfungsprojekt 

(1) Der Prüfling hat ein Meisterprüfungsprojekt 
durchzuführen, das einer Produktentwicklung / einer 
Produktoptimierung entspricht. Das Meisterprüfungs-
projekt besteht aus Planungs-, Durchführungs-, Kon-
troll- und Dokumentationsarbeiten.  

 

(2) Als Meisterprüfungsprojekt ist [eine der] fol-
gende[n] Arbeit[en] durchzuführen: 

[z. B. ein Produkt unter Berücksichtigung vorge-
gebener Kundenanforderungen zu entwickeln. Die 
Planungsarbeiten bestehen aus Entwurf, Berechnung 
und Kalkulation. Auf dieser Grundlage stellt der Prüf-
ling das Produkt her. Er hat auf etwaige Störungen im 
Herstellungsprozess einzugehen, Lösungsalternati-
ven vorzuschlagen und Konsequenzen für die Her-
stellung des Produkts zu begründen. Anschließend 
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prüft er die Qualität des Produkts anhand relevanter 
Qualitätskriterien und dokumentiert dies. - hand-
werksspezifische Anforderungen formulieren] 

 

(3) Die Anforderungen an das Meisterprüfungspro-
jekt im Einzelnen werden vom Meisterprüfungsaus-
schuss festgelegt. Der Meisterprüfungsausschuss soll 
dabei Vorschläge des Prüflings berücksichtigen.  

 

(4) Anhand der Anforderungen erarbeitet der Prüf-
ling ein Umsetzungskonzept für die Herstellung / 
Optimierung der Produkte einschließlich einer Zeit-
planung und einer Materialbedarfsplanung. Das Um-
setzungskonzept hat er vor der Durchführung des 
Meisterprüfungsprojekts dem Meisterprüfungsaus-
schuss zur Genehmigung vorzulegen. Der Meister-
prüfungsausschuss prüft, ob das Umsetzungskonzept 
den Anforderungen entspricht. 

 

 

(5) Für die Bearbeitung des Meisterprüfungspro-
jekts stehen dem Prüfling x - Arbeitstage zur Verfü-
gung. 

 

(6) Für die Bewertung des Meisterprüfungspro-
jekts werden die einzelnen Bestandteile wie folgt 
gewichtet: 

1. die Planungsarbeiten anhand der Planungsunter-
lagen, bestehend aus [gewerbespezifische Ergän-
zungen, z. B. Entwurf, Berechnung und Kalkulati-
on], mit [30 – 40] Prozent, 

2. die Durchführungsarbeiten mit [40 – 60] Prozent 
und 

3. die Kontroll- und die Dokumentationsarbeiten 
anhand der Dokumentationsunterlagen, beste-
hend aus [gewerbespezifische Ergänzungen, z. B. 
Messprotokollen, Prüfberichten], mit [10 – 30] 
Prozent.  

 

 

§ 5 

Fachgespräch 

(1) Im Fachgespräch hat der Prüfling nachzuwei-
sen, dass er in der Lage ist, 

13. die fachlichen Zusammenhänge aufzuzeigen, die 
dem Meisterprüfungsprojekt zugrunde liegen,  

14. Kunden zu beraten, insbesondere im Hinblick auf 
den jeweiligen Kundenwunsch; dabei hat der Prüf-
ling wirtschaftliche Gesichtspunkte sowie rechtli-
che und technische Anforderungen in das Bera-
tungsgespräch einzubeziehen, 

15. sein Vorgehen bei der Planung und Durchführung 
des Meisterprüfungsprojekts zu begründen und 

16. mit dem Meisterprüfungsprojekt verbundene be-
rufsbezogene Probleme sowie deren Lösungen 
darzustellen und dabei aktuelle Entwicklungen im 
x-Handwerk / Gewerbe zu berücksichtigen. 

(2) Das Fachgespräch soll höchstens 30 Minuten 
dauern. 

 

 

[ggf.] Situationsaufgabe 

(1) Die Situationsaufgabe orientiert sich an einer 
Produktentwicklung / Produktoptimierung und vervoll-
ständigt den Nachweis der beruflichen Handlungs-
kompetenz für die Meisterprüfung im x-Handwerk / 
Gewerbe. 

 

(2) Die Situationsaufgabe wird vom Meisterprü-
fungsausschuss festgelegt. Dabei hat er aus folgen-
den Arbeiten auszuwählen: 

1. z. B. ein Konzept für die Produktpräsentation im 
Laden entwickeln und erläutern, 

2. z. B. Fehler- und Störungssuche im Herstellungs-
prozess durchführen, Fehler beheben und Arbeiten 
dokumentieren, 

X. z. B. Fehler und Mängel an Produkten unter Be-
rücksichtigung von Qualität, Zeit, Materialeinsatz und 
Arbeitsorganisation feststellen, eingrenzen und behe-
ben sowie Ergebnisse dokumentieren; bei der Aufga-
benstellung sind Produkte zu wählen, die nicht Ge-
genstand des Meisterprüfungsprojekts waren. 

 

(3) Für die Bearbeitung der Situationsaufgabe 
stehen dem Prüfling [X, max. acht] Stunden zur Ver-
fügung. 

 

(4) Jede Arbeit nach Absatz 2 Nummer 1 bis x 
wird gesondert bewertet. Die Gesamtbewertung der 
Situationsaufgabe entspricht dem arithmetischen 
Mittel der Bewertungen der ausgeführten Arbeiten 
nach Absatz 2. [entfällt bei einer Arbeit] 

 

 

Formulierung ohne Situationsaufgabe 

 

§ 7 

Gewichtung; Bestehen der Prüfung in Teil I 

(1) Das Meisterprüfungsprojekt und das Fachge-
spräch werden gesondert bewertet. Für das Gesamt-
ergebnis der Prüfung in Teil I der Meisterprüfung ist 
die Bewertung des Meisterprüfungsprojekts und die 
Bewertung des Fachgesprächs im Verhältnis 3:1 zu 
gewichten.  
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(2) Der Prüfling hat den Teil I der Meisterprüfung 
bestanden, wenn  

7. das Meisterprüfungsprojekt und das Fachge-
spräch jeweils mit mindestens 30 Punkten bewer-
tet worden ist und 

8. das Gesamtergebnis der Prüfung mindestens 
„ausreichend“ ist. 

 

Formulierung mit Situationsaufgabe 

 

§ 7 

Gewichtung; Bestehen der Prüfung in Teil I 

(1) Das Meisterprüfungsprojekt, das Fachge-
spräch und die Situationsaufgabe werden gesondert 
bewertet. Für das Gesamtergebnis der Prüfung in Teil 
I der Meisterprüfung werden zunächst die Bewertung 
des Meisterprüfungsprojekts und die Bewertung des 
Fachgesprächs im Verhältnis 3:1 gewichtet. An-
schließend wird das hieraus folgende Ergebnis mit 
der Bewertung der Situationsaufgabe im Verhältnis 
2:1 gewichtet. 

 

(2) Der Prüfling hat den Teil I der Meisterprüfung 
bestanden, wenn  

7. das Meisterprüfungsprojekt, das Fachgespräch 
und die Situationsaufgabe jeweils mit mindestens 
30 Punkten bewertet worden ist und  

8. das Gesamtergebnis der Prüfung mindestens 
„ausreichend“ ist. 

 

 

§ 8 

Ziel und Gliederung der Prüfung in Teil II 

(1) In Teil II der Meisterprüfung hat der Prüfling 
umfängliche und zusammenhängende berufliche 
Aufgaben zu lösen und dabei nachzuweisen, dass er 
die erforderlichen / besonderen fachtheoretischen 
Kenntnisse im x-Handwerk / Gewerbe anwendet. 
Grundlage für den Nachweis bilden die Qualifikatio-
nen in den folgenden Handlungsfeldern: 

 

1. nach Maßgabe des § 9 Anforderungen von Kun-
den eines x-Betriebs analysieren, Lösungen erar-
beiten und anbieten, 

2. nach Maßgabe des § 10 Produkte eines x-
Betriebs herstellen, kontrollieren und übergeben  
und 

3.  nach Maßgabe des § 11 einen x-Betrieb 
führen und organisieren. 

 

(2) Der Prüfling hat in jedem der drei Handlungs-
felder mindestens eine fallbezogene Aufgabe zu 
bearbeiten, die den Anforderungen des Absatzes 1 
entspricht. Bei jeder Aufgabenstellung können die 
Qualifikationen der drei Handlungsfelder handlungs-
feldübergreifend verknüpft werden. 

 

(3) Die Aufgaben sind schriftlich zu bearbeiten.  

 

(4) Für die Bearbeitung der Aufgaben stehen dem 
Prüfling in jedem Handlungsfeld drei Stunden zur 
Verfügung. Eine Prüfungsdauer von sechs Stunden 
an einem Tag darf nicht überschritten werden. 

 

 

§ 9 

Handlungsfeld „Anforderungen von Kunden eines 
x-Betriebs analysieren, Lösungen erarbeiten und 

anbieten“ 

(1) Im Handlungsfeld „Anforderungen von Kunden 
eines x-Betriebs analysieren, Lösungen erarbeiten 
und anbieten“ hat der Prüfling nachzuweisen, dass er 
in der Lage ist, in einem x- Betrieb Anforderungen 
erfolgs-, kunden- und qualitätsorientiert, auch unter 
Anwendung von Informations- und Kommunikations-
technologien, zu analysieren, Lösungen zu planen 
und anzubieten. Dabei hat er wirtschaftliche, ökologi-
sche, ressourceneffiziente [gewerbespezifische Er-
gänzungen: z.B. bauphysikalische, lebensmittelspezi-
fische, gestalterische, physiologische] Gesichtspunkte 
sowie die allgemein anerkannten Regeln der Technik 
zu berücksichtigen. Bei der jeweiligen Aufgabenstel-
lung sollen mehrere der in Absatz 2 genannten Quali-
fikationen verknüpft werden. 

 

(2) Das Handlungsfeld „Anforderungen von Kun-
den eines x-Betriebs analysieren, Lösungen erarbei-
ten und anbieten“ besteht aus folgenden Qualifikatio-
nen: 

10. Kundenwünsche und Rahmenbedingungen zu 
deren Erfüllung analysieren und bewerten und da-
raus Anforderungen ableiten; hierzu zählen insbe-
sondere: 

p) Vorgehensweise zur strukturierten Ermittlung 
der Kundenwünsche und der jeweiligen Rah-
menbedingungen erläutern und bewerten, ins-
besondere unter Berücksichtigung von Fakto-
ren für eine zielorientierte Gesprächsführung, 

q) Ausschreibungen analysieren und bewerten, 

r) Marktsituation produktbezogen analysieren 
und bewerten, 

s) Ergebnisse dokumentieren und bewerten, dar-
aus Anforderungen für die Umsetzung ableiten 
und 

t) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 
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11. Lösungsmöglichkeiten entwickeln, erläutern und 
begründen; hierzu zählen insbesondere: 

u) Möglichkeiten und Notwendigkeiten des Ein-
satzes von [gewerbespezifische Ergänzungen: 
z.B. Materialien / Rohstoffen / Zutaten / Bautei-
len / Farben / Maschinen / Werkzeugen / Ge-
räten / Personal], auch unter Berücksichtigung 
einzusetzender Verfahren, darstellen, erläu-
tern und begründen, 

v) Sicherheits-, Gesundheits- und Haftungsrisi-
ken bewerten und Konsequenzen ableiten, 

w) Skizzen / technische Zeichnungen / Rezeptu-
ren / Schnittmuster / Konstruktionen für [ge-
werbespezifische Ergänzungen: z.B. Bauwer-
ke / Backwaren /...] unter Berücksichtigung 
von Anforderungen erstellen, bewerten und 
korrigieren, 

x) Kriterien für die Vergabe von Unteraufträgen, 
insbesondere unter Berücksichtigung von 
Qualität und Rechtsvorschriften festlegen und 
Angebote bewerten, 

y) Vor- und Nachteile verschiedener Produktvor-
schläge im Hinblick auf Anforderungen, Kos-
tengesichtspunkte, (sowie z.B. gestalterische, 
rechtliche, sicherheitstechnische Gesichts-
punkte) erläutern und abwägen; Lösung aus-
wählen sowie begründen, 

z) Personal-, Material- und Geräteaufwand kalku-
lieren, 

aa) Produktpreise kalkulieren und 

bb) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

12. Produkte präsentieren; hierzu zählen insbesonde-
re: 

l) Konzepte zur Produktpräsentation entwickeln 
und begründen, 

m) Kennzeichnung von Produkten erläutern und 
begründen und Berücksichtigung rechtlicher 
Gesichtspunkte,  

n) Vorgehensweise zur Empfehlung der Produkte 
erläutern unter Berücksichtigung von [gewer-
bespezifische Ergänzungen: z.B. Rezepturen / 
Design], 

o) auf der Grundlage entwickelter Produktvor-
schläge Angebotspositionen bestimmen und 
zu Angebotspaketen zusammenfassen, Ange-
botsunterlagen vorbereiten, Angebote erstel-
len, 

p) Dienstleistungs- und Produktpreise erläutern 
und 

q) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

 

§ 10 

Handlungsfeld „Produkte eines x-Betriebs herstel-
len, kontrollieren und übergeben“ 

(1) Im Handlungsfeld „Produkte eines x-Betriebs 
herstellen, kontrollieren und übergeben“ hat der Prüf-
ling nachzuweisen, dass er in der Lage ist, Produkte 
eines x-Betriebs erfolgs-, kunden- und qualitätsorien-
tiert, auch unter Anwendung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien, herzustellen, zu kon-
trollieren und zu übergeben. Dabei hat er wirtschaftli-
che, ökologische, ressourceneffiziente [gewerbespe-
zifische Ergänzungen: z.B. bauphysikalische, le-
bensmittelspezifische, gestalterische, physiologische] 
Gesichtspunkte sowie die allgemein anerkannten 
Regeln der Technik zu berücksichtigen. Bei der jewei-
ligen Aufgabenstellung sollen mehrere der in Absatz 2 
genannten Qualifikationen verknüpft werden. 

 
(2) Das Handlungsfeld „Produkte eines x-Betriebs 

herstellen, kontrollieren und übergeben“ besteht aus 
folgenden Qualifikationen: 

10. Die Herstellung der Produkte vorbereiten; hierzu 
zählen insbesondere: 

o) Methoden der Arbeitsplanung und -
organisation erläutern, auswählen und Aus-
wahl begründen; dabei unter Berücksichtigung 
einzusetzender [gewerbespezifische Ergän-
zungen: z.B. Fertigungs-, Herstellungs- und 
Instandsetzungsverfahren / Haarfärbetechni-
ken] den Einsatz von Personal, Material, Gerä-
ten / Maschinen / Werkzeugen planen, 

p) mögliche Störungen, auch in der Zusammen-
arbeit mit anderen Arbeitsbereichen / Gewer-
ben, vorhersehen und Auswirkungen bewerten 
sowie Lösungen entwickeln, 

q) Handhabungshinweise und Produktinformatio-
nen [gewerbespezifische Ergänzungen: z.B. 
für Geräte / Maschinen / Werkzeuge sowie 
Materialien / Rohstoffe / Zutaten / Bauteile / 
Farben] leistungsbezogen auswerten und er-
läutern, 

r) technische Arbeitspläne / Fertigungsskizzen / 
Zeichnungen / Montageanweisungen erarbei-
ten, bewerten und korrigieren und 

s) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

11. die Produkte herstellen; hierzu zählen insbeson-
dere: 

r) berufsbezogene Rechtsvorschriften und tech-
nische Normen sowie allgemein anerkannte 
Regeln der Technik anwenden und beurteilen, 

s) Maßnahmen zur Gefahrenvermeidung und -
beseitigung erläutern und Folgen ableiten, 

t) Fehler und Mängel in der Herstellung der Pro-
dukte erläutern sowie Maßnahmen zu deren 
Beseitigung ableiten, 
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u) Vorgehensweise zur Herstellung von Produk-
ten unter Berücksichtigung [gewerbespezifi-
sche Ergänzungen: unterschiedlicher z.B. Fer-
tigungs- / Herstellungs- / Instandsetzungsver-
fahren / Haarfärbetechniken] erläutern und be-
gründen und 

v) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

12. Die Produkte kontrollieren, dokumentieren, über-
geben und abrechnen; hierzu zählen insbesonde-
re: 

aa) Kriterien zur Feststellung der Qualität der her-
gestellten Produkte erläutern, 

bb) Produkte dokumentieren, 

cc) Prüfergebnisse dokumentieren und bewerten, 

dd) Vorgehensweise bei Übergabe der Leistung 
und Information der Kunden über Handha-
bung, Pflege und Wartung erläutern, 

ee) Produkte abrechnen, 

ff) Möglichkeiten der Herstellung von Kundenzu-
friedenheit und der Kundenbindung erläutern 
und beurteilen, 

gg) Serviceleistungen erläutern und bewerten und 

hh) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

 

§ 11 

Handlungsfeld „Einen x-Betrieb führen und orga-
nisieren“ 

(1) Im Handlungsfeld „Einen x-Betrieb führen und 
organisieren“ hat der Prüfling nachzuweisen, dass er 
in der Lage ist, Aufgaben der Betriebsführung und der 
Betriebsorganisation in einem x-Betrieb unter Berück-
sichtigung der Rechtsvorschriften, auch unter Anwen-
dung von Informations- und Kommunikationstechno-
logien, wahrzunehmen. Dabei hat er den Nutzen 
zwischenbetrieblicher Kooperationen, insbesondere 
den Nutzen gewerbeübergreifender Zusammenarbeit, 
zu prüfen und zu bewerten. Bei der jeweiligen Aufga-
benstellung sollen mehrere der in Absatz 2 genannten 
Qualifikationen verknüpft werden. 

(2) Das Handlungsfeld „Einen x-Betrieb führen 
und organisieren“ besteht aus folgenden Qualifikatio-
nen: 

12. Betriebliche Kosten analysieren und für die Preis-
gestaltung und Effizienzsteigerung nutzen; hierzu 
zählen insbesondere: 

v) betriebliche Kosten ermitteln, dabei betriebs-
wirtschaftliche Zusammenhänge berücksichti-
gen, 

w) Nachkalkulation durchführen und Konsequen-
zen ableiten, 

x) betriebliche Kostenstrukturen überprüfen, 

y) betriebliche Kennzahlen ermitteln und verglei-
chen, 

z) Maßnahmen zur Effizienzsteigerung ableiten, 

aa) Preise für Produkte und standardisierte Leis-
tungen kalkulieren und anpassen und 

bb) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

13. Marketingmaßnahmen zur Kundengewinnung und 
-pflege erarbeiten; hierzu zählen insbesondere: 

l) Auswirkungen technologischer, wirtschaftli-
cher, rechtlicher und gesellschaftlicher Ent-
wicklungen sowie veränderter Kundenanforde-
rungen auf das Leistungsangebot darstellen 
und begründen, 

m) Möglichkeiten der Auftragsbeschaffung dar-
stellen und Marketingmaßnahmen zur Kun-
dengewinnung und -pflege entwickeln, 

n) Ein [gewerbespezifische Ergänzungen: z. B. 
Salon-/Betriebs-/Laden-] Konzept entwickeln, 
insbesondere unter Berücksichtigung von Ge-
sichtspunkten der Kundenberatung,  

o) Informationen über Produkte und das Leis-
tungsspektrum des Betriebs erstellen, 

p) informations- und kommunikationsgestützte 
Vertriebswege ermitteln und bewerten und 

q) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

14. Betriebliches Qualitätsmanagement entwickeln; 
hierzu zählen insbesondere: 

m) Bedeutung des betrieblichen Qualitätsmana-
gements darstellen und beurteilen, 

n) Qualitätsmanagementsysteme unterscheiden 
und beurteilen, 

o) Maßnahmen zur Kontrolle und Dokumentation 
der Produkte erläutern, begründen und bewer-
ten, insbesondere unter Berücksichtigung von 
Qualitätsstandards, Rechtsvorschriften und 
technischen Normen, 

p) Maßnahmen zur kontinuierlichen Verbesse-
rung von Arbeits- und Geschäftsprozessen 
festlegen und bewerten, 

q) Maßnahmen zur Rückverfolgbarkeit von Pro-
dukten erläutern und 

r) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

15. Personal unter Berücksichtigung gewerbespezifi-
scher Bedingungen planen und anleiten; Perso-
nalentwicklung planen; hierzu zählen insbesonde-
re: 

m) Einsatz von Personal disponieren, 
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n) Einsatz von Auszubildenden auf Grundlage 
des betrieblichen Ausbildungsplans disponie-
ren, 

o) Methoden zur Anleitung von Personal erläu-
tern, 

p) Qualifikationsbedarfe ermitteln, 

q) Maßnahmen zur fortlaufenden Qualifizierung, 
insbesondere unter Berücksichtigung des Be-
rufslaufbahnkonzepts im x-Handwerk / Gewer-
be, planen und 

r) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

16. Betriebs- und Lagerausstattung sowie Abläufe 
planen; hierzu zählen insbesondere: 

o) Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung 
erläutern, Folgen aus dem Ergebnis ableiten, 

p) Ausstattung [gewerbespezifische Ergänzun-
gen: z.B. des Betriebs / des Lagers / der 
Werkstatt / der Fahrzeuge], insbesondere un-
ter Berücksichtigung der Vorschriften der Un-
fallverhütung, des Arbeitsschutzes, der Ge-
fahrgutlagerung, der Ressourceneffizienz so-
wie des Umweltschutzes planen und begrün-
den, 

q) Maßnahmen, insbesondere zur Unfallverhü-
tung, zum Arbeitsschutz, zur Gefahrgutlage-
rung und zur Ressourceneffizienz sowie zum 
Umweltschutz planen und begründen, 

r) Instandhaltung von Werkzeugen / Geräten / 
Maschinen / Fahrzeugen planen, 

s) Betriebsabläufe planen und verbessern, unter 
Berücksichtigung der Nachfrage, der betriebli-
chen Auslastung, des Einsatzes von Personal, 
Material und Werkzeugen / Geräten / Maschi-
nen / Fahrzeugen, 

t) Betriebs-/ Lager- / Fahrzeug- / Werkstattaus-
stattung unter Berücksichtigung logistischer 
Gesichtspunkte planen und 

u) [ggf. gewerbespezifische Ergänzungen]. 

 

§ 12 

Gewichtung; Bestehen der Prüfung in Teil II 

(1) Für das Gesamtergebnis der Prüfung in Teil II 
der Meisterprüfung ist das arithmetische Mittel der 
Bewertungen der Handlungsfelder nach den §§ 9 bis 
11 zu bilden. 

 

(2) Wurden in höchstens zwei der drei Handlungs-
felder jeweils mindestens 30 und weniger als 50 
Punkte erreicht, so kann in einem dieser Handlungs-
felder eine mündliche Ergänzungsprüfung durchge-
führt werden, wenn diese für das Bestehen der Prü-
fung in Teil II der Meisterprüfung ausschlaggebend 
ist. 

 

(3) Der Prüfling hat den Teil II der Meisterprüfung 
bestanden, wenn  

7. jedes der drei Handlungsfelder mit mindestens 30 
Punkten bewertet worden ist, 

8. nach durchgeführter Ergänzungsprüfung nach 
Absatz 2 höchstens ein Handlungsfeld mit weniger 
als 50 Punkten bewertet worden ist und 

9. das Gesamtergebnis der Prüfung mindestens 
„ausreichend“ ist. 

 

§ 13 

Allgemeine Prüfungs- 
und Verfahrensregelungen, 

weitere Regelungen zur Meisterprüfung 

(1) Die Vorschriften der Meisterprüfungsverfah-
rensverordnung vom 17. Dezember 2001 (BGBl. I S. 
4154) in der jeweils geltenden Fassung bleiben unbe-
rührt. 

 

(2) Die Prüfung in den Teilen III und IV der Meis-
terprüfung bestimmt sich nach der Allgemeinen Meis-
terprüfungsverordnung vom 26. Oktober 2011 (BGBl. 
I. S. 2149) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

§ 14 

Übergangsvorschrift 

(1) Die bis zum [Datum] begonnenen Prüfungsver-
fahren werden nach den bisherigen Vorschriften zu 
Ende geführt. Erfolgt die Anmeldung zur Prüfung bis 
zum Ablauf des [Datum], so sind auf Verlangen des 
Prüflings die bis zum [Datum] geltenden Vorschriften 
weiter anzuwenden. 

 

 (2) Prüflinge, die die Prüfung nach den bis zum 
[Datum] geltenden Vorschriften nicht bestanden ha-
ben und sich bis zum [Datum] zu einer Wiederho-
lungsprüfung anmelden, können auf Verlangen die 
Wiederholungsprüfung nach den bis zum [Datum] 
geltenden Vorschriften ablegen. 

 
 

§ 15 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am [Datum] in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung … [konkrete Be-
zeichnung, Datum und Fundstelle inkl. ggf. letzter 
Änderung] außer Kraft. 
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Berlin, den ....................... 

Der Bundesminister für Wirtschaft und Energie 

In Vertretung 

 

 

 

 

Hinweise 

 

Der Struktur-Entwurf für die Teile I und II dient als Leitfaden für die Erarbeitung von Meisterprü-
fungsregelungen in zulassungspflichtigen Handwerken (Anlage A HwO), für die keine Schwer-
punktbildung vorgesehen ist, sowie für zulassungsfreie Handwerke (Anlage B Abschnitt 1 HwO) 
und handwerksähnliche Gewerbe (Anlage B - Abschnitt 2 HwO). 

 

Die Strukturen vom 11. Februar 2016 für die jeweiligen Verordnungen nach § 45 Absatz 1 HwO 
bzw. § 51a Absatz 2 HwO wurden zwischen BMWi und den Spitzenorganisationen der Sozialpart-
ner verabredet (Zustimmung ZDH am 15. April 2016, Zustimmung DGB am 22. April 2016). Das 
Bundesministerium der Justiz und für Verbrauchschutz sowie der Redaktionsstab Rechtsprache 
haben in einer Vorabprüfung dem Strukturentwurf zugestimmt. 

 

Es handelt sich um verbindliche, mit den Spitzenorganisationen abgestimmte Standardfor-
mulierungen, die grundsätzlich nicht geändert werden sollen (sog. „harte Standards“); bei den in 
„grüner Schrift“ ausgewiesenen Formulierungen handelt es sich um Formulierungsvorschläge 
und Beispiele, die aufgrund handwerksindividueller bzw. handwerksspezifischer Gegebenheiten 
geändert oder auch ergänzt werden können/müssen. 
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13.  Anhang 4: Meisterprüfungsverfahrensverordnung (MPVer-
fVO) 

 
 - konsolidierte Fassung nach Artikel 1 der Verordnung vom 26. Oktober 2011  

(BGBl. I S. 2145) - 

(nicht - amtliche Veröffentlichung) 

In Kraft: 1. Januar 2012 

 

Grundlage: 
Verordnung über das Zulassungs- und allgemeine Prüfungsverfahren für die Meisterprüfung im Handwerk 
und in handwerksähnlichen Gewerben (Meisterprüfungsverfahrensverordnung – MPVerfVO) vom 
17. Dezember 2001 (BGBl. I S. 4154), geändert durch die Erste Verordnung zur Änderung der Meisterprü-
fungsverfahrensverordnung vom 26. Oktober 2011 (BGBl. I S. 2145). 

 

Eingangsformel 

 Auf Grund des § 50 Absatz 2 und des § 51a Absatz 7 der Handwerksordnung, die zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 11. Juli 2011 (BGBl. I S. 1341) geändert worden sind, verordnet das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie: 

§ 1 
Gegenstand 

 Die Verordnung regelt das Zulassungs- und allgemeine Prüfungsverfahren für die Meisterprüfung im Handwerk und 
in handwerksähnlichen Gewerben. Die jeweilige Meisterprüfungsverordnung für die Teile I und II sowie die Verord-
nung über die Meisterprüfung in den Teilen III und IV im Handwerk und in handwerksähnlichen Gewerben bleiben 
unberührt. 

§ 2 
Zuständiger Meisterprüfungsausschuss 

 (1) Für die Abnahme jedes Teils der Meisterprüfung ist der Meisterprüfungsausschuss zuständig, in dessen örtli-
chem Zuständigkeitsbereich der Prüfling  

a) seinen ersten Wohnsitz hat oder 

b) in einem Arbeitsverhältnis steht oder 

c) eine Maßnahme zur Vorbereitung auf die Meisterprüfung besucht oder 

d) ein Handwerk oder ein sonstiges Gewerbe selbständig betreibt. 

 (2) Für die Abnahme der Teile I und II der Meisterprüfung muss außerdem die fachliche Zuständigkeit des Meister-
prüfungsausschusses gegeben sein. 
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 (3) Die Entscheidung über die Zuständigkeit obliegt dem Vorsitzenden des Meisterprüfungsausschusses (Vorsitzen-
der). Soweit er die Voraussetzungen für die Zuständigkeit nicht für gegeben hält, entscheiden alle Mitglieder des Meis-
terprüfungsausschusses. 

 (4) Der zuständige Meisterprüfungsausschuss kann auf Antrag des Prüflings in begründeten Fällen die Genehmi-
gung zur Ablegung einzelner Teile der Meisterprüfung vor einem örtlich nicht zuständigen Meisterprüfungsausschuss 
erteilen, wenn dieser zustimmt. Dies gilt auch für Wiederholungsprüfungen. 

§ 3 
Beschlussfassung 

 (1) Der Meisterprüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. Er 
beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende. 

 (2) Alle Mitglieder des Meisterprüfungsausschusses wirken mit bei Entscheidungen über  

1. die Zulassung, soweit darüber nicht der Vorsitzende entscheidet, 

2. den Ausschluss des Prüflings von der Prüfung, 

3. die Feststellung der Noten für die Teile der Meisterprüfung, 

4. das Bestehen oder Nichtbestehen der Teile der Meisterprüfung und der Meisterprüfung insgesamt. 

Soweit nach dieser Verordnung Entscheidungen von allen Mitgliedern des Meisterprüfungsausschusses zu treffen sind, 
werden diese mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen sind nicht zulässig. 

 (3) Zur Beschleunigung können Entscheidungen im schriftlichen Umlaufverfahren herbeigeführt werden, falls alle 
Mitglieder zustimmen. Hiervon ausgenommen sind Entscheidungen nach § 21 Absatz 1. 

§ 4 
Ausschluss von der Mitwirkung 

 (1) Bei der Zulassung und bei der Abnahme jedes Teils der Meisterprüfung dürfen nicht mitwirken  

1. Arbeitgeber des Prüflings, 

2. Geschäftsteilhaber, Vorgesetzte oder Mitarbeiter des Prüflings, 

3. Angehörige des Prüflings. 

 (2) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 3 sind  

1. Verlobte, 

2. Ehegatten, 

3. Lebenspartner, 

4. Verwandte und Verschwägerte in gerader Linie, 

5. Geschwister, 

6. Kinder der Geschwister, 

7. Ehegatten sowie Lebenspartner der Geschwister und Geschwister der Ehegatten sowie der Lebenspartner, 

8. Geschwister der Eltern, 

9. Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes Pflegeverhältnis mit häuslicher Gemeinschaft wie Eltern und 
Kinder miteinander verbunden sind (Pflegeeltern und Pflegekinder). 
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Angehörige sind die im Satz 1 aufgeführten Personen auch dann, wenn  

1. in den Fällen der Nummern 2, 3, 4 und 7 die die Beziehung begründende Ehe oder die Lebenspartnerschaft nicht 
mehr besteht; 

2. in den Fällen der Nummern 4 bis 8 die Verwandtschaft oder Schwägerschaft durch Annahme als Kind erloschen ist; 

3. im Falle der Nummer 9 die häusliche Gemeinschaft nicht mehr besteht, sofern die Personen weiterhin wie Eltern 
und Kinder miteinander verbunden sind. 

 (3) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn die Zulassung und die Abnahme weder durch Stellvertreter noch durch 
einen anderen Meisterprüfungsausschuss sichergestellt werden können. 

 (4) Liegt ein Ausschlussgrund nach Absatz 1 vor oder bestehen Zweifel, ob die dort genannten Voraussetzungen 
gegeben sind, so ist dies dem Meisterprüfungsausschuss unverzüglich mitzuteilen. Der Meisterprüfungsausschuss ent-
scheidet über den Ausschluss. Die betroffene Person darf an dieser Entscheidung nicht mitwirken und sich im Falle des 
Ausschlusses an der weiteren Prüfung nicht mehr beteiligen. 

 (5) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische Prüfertätigkeit zu rechtfertigen, oder 
wird von einem Prüfling das Vorliegen eines solchen Grundes behauptet, so entscheidet der Meisterprüfungsausschuss 
über den Ausschluss. Die betroffene Person darf an dieser Entscheidung nicht mitwirken und sich im Falle des Aus-
schlusses an der weiteren Prüfung nicht mehr beteiligen. 

§ 5 
Verschwiegenheit 

 Die Mitglieder des Meisterprüfungsausschusses sind zur Amtsverschwiegenheit verpflichtet. Diese Verpflichtung 
bleibt auch nach dem Ausscheiden aus dem Meisterprüfungsausschuss bestehen. 

§ 6 
Nichtöffentlichkeit 

 (1) Die Meisterprüfung ist nicht öffentlich. 

 (2) Vertreter der obersten Landesbehörde, der höheren Verwaltungsbehörde und der Handwerkskammer sind be-
rechtigt, bei der Prüfung anwesend zu sein. 

 (3) Der Vorsitzende kann nach Anhörung der übrigen Mitglieder des Meisterprüfungsausschusses in begründeten 
Fällen Gäste zulassen. 

§ 7 
Rücktritt, Nichtteilnahme 

 (1) Von jedem Teil der Meisterprüfung kann der Prüfling bis zum Beginn der Prüfung durch schriftliche Erklärung 
von der Prüfung zurücktreten. In diesem Fall gilt dieser Teil der Meisterprüfung als nicht abgelegt. 

 (2) Tritt der Prüfling nach Beginn einer Prüfung zurück, gilt dieser Teil der Meisterprüfung als nicht bestanden. Dies 
gilt auch, wenn der Prüfling nicht oder nicht rechtzeitig zu einer Prüfung erscheint, ohne dass ein wichtiger Grund vor-
liegt. Liegt ein wichtiger Grund vor, ist Absatz 1 anzuwenden; § 22 Absatz 2 bleibt unberührt. 

 (3) Der wichtige Grund ist unverzüglich mitzuteilen und nachzuweisen. Die Entscheidung über das Vorliegen eines 
wichtigen Grundes obliegt dem Vorsitzenden. Soweit er das Vorliegen eines wichtigen Grundes für nicht gegeben hält, 
entscheiden alle Mitglieder des Meisterprüfungsausschusses. 
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§ 8 
Täuschungshandlungen, Ordnungsverstöße 

 (1) Wenn ein Prüfling eine Täuschungshandlung begeht oder unterstützt, unerlaubte Arbeits- und Hilfsmittel benutzt 
oder den Ablauf der Prüfung erheblich stört, können die mit der Aufsicht beauftragten Personen dem Prüfling die Fort-
führung der Prüfung unter Vorbehalt gestatten oder ihn von der Prüfung ausschließen. Werden Sicherheitsbestimmun-
gen beharrlich missachtet oder ist durch das Verhalten des Prüflings die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung 
nicht gewährleistet, soll der Prüfling von der Prüfung ausgeschlossen werden. Der Sachverhalt ist festzustellen und zu 
protokollieren. 

 (2) Mit der Aufsicht beauftragte Personen können nur eine vorläufige Entscheidung im Sinne des Absatzes 1 treffen. 
Die endgültige Entscheidung treffen alle Mitglieder des Meisterprüfungsausschusses nach Anhörung des Prüflings. 

 (3) In schwerwiegenden Fällen gilt der jeweilige Teil der Meisterprüfung als nicht bestanden. In den übrigen Fällen 
gilt die Prüfung für den Prüfungsbereich, das Prüfungsfach, das Handlungsfeld oder den praktischen Teil der Prüfung 
im Teil IV der Meisterprüfung als nicht abgelegt. Das Gleiche gilt bei Täuschungshandlungen, die innerhalb eines Jah-
res nachträglich festgestellt werden. 

§ 9 
Anmeldung, Organisation der Prüfung 

 (1) Der Vorsitzende beraumt die Prüfungstermine grundsätzlich nach Bedarf an. Die Termine werden mindestens 
einen Monat vorher bekannt gegeben, unter Angabe einer Frist, innerhalb derer sich die Prüflinge anzumelden haben. 

 (2) Der Vorsitzende bestimmt Ort und Zeit der zu erbringenden Prüfungsleistung. Im Ausnahmefall kann er Termin- 
und Ortswünsche des Prüflings berücksichtigen. 

 (3) Der Vorsitzende regelt die Aufsicht während der Prüfung. 

 (4) Die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Aufgaben nimmt der Vorsitzende in Abstimmung mit den übrigen Mit-
gliedern des Meisterprüfungsausschusses wahr. 

§ 10 
Zulassung 

 (1) Der Antrag auf Zulassung ist schriftlich zu stellen. Darin ist anzugeben, für welches Handwerk oder für welches 
handwerksähnliche Gewerbe die Zulassung beantragt wird. Dem Antrag sind beizufügen  

1. der Nachweis, der die Zuständigkeit des Meisterprüfungsausschusses nach § 2 begründet und 

2. die für die Zulassung nach § 49 Absatz 1 bis 4 oder § 51a Absatz 5 der Handwerksordnung erforderlichen Zeugnis-
se, Nachweise und Bescheide. 

 (2) Die Zulassung obliegt dem Vorsitzenden. Soweit er die Zulassungsvoraussetzungen für nicht gegeben hält, ent-
scheiden alle Mitglieder des Meisterprüfungsausschusses. 

 (3) Werden unrichtige Unterlagen beim Antrag auf Zulassung vorgelegt, ist § 8 Absatz 3 entsprechend anzuwenden. 

 (4) Bei der Anmeldung zu jedem Teil der Meisterprüfung hat der Prüfling den Nachweis nach Absatz 1 Nummer 1 
sowie den Bescheid über die Zulassung vorzulegen. 
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§ 11 
Nachteilsausgleich für behinderte Menschen 

 Bei der Durchführung der Prüfung sollen die besonderen Verhältnisse behinderter Menschen berücksichtigt werden. 
Dies gilt insbesondere für die Dauer der Prüfung, die Zulassung von Hilfsmitteln und die Inanspruchnahme von Hilfe-
leistungen Dritter wie Gebärdensprachdolmetscher für hörbehinderte Menschen. Die Art und Schwere der Behinderung 
ist mit dem Antrag auf Zulassung zur Prüfung nachzuweisen. 

§ 12 
Befreiungen 

 (1) Anträge auf Befreiung von einzelnen Teilen der Meisterprüfung können zusammen mit dem Antrag auf Zulas-
sung oder mit der Anmeldung zu einem Teil der Meisterprüfung gestellt werden; Gründe, die nach der Handwerksord-
nung zur Befreiung von Teilen der Meisterprüfung führen, sind hierbei geltend zu machen. Für Entscheidungen über 
Befreiungen von den Teilen I und II muss auch die fachliche Zuständigkeit des Meisterprüfungsausschusses gegeben 
sein. 

 (2) Anträge auf Befreiung von Prüfungsbereichen, Prüfungsfächern, Handlungsfeldern oder vom praktischen Teil 
der Prüfung im Teil IV sind spätestens mit der Anmeldung für den jeweiligen Teil der Meisterprüfung zu stellen. 

 (3) Anträge auf Befreiung sind schriftlich zu stellen; die Nachweise über Befreiungsgründe sind beizufügen. Wer-
den Gründe geltend gemacht, die nach der Handwerksordnung zur Befreiung von Teilen der Meisterprüfung führen, gilt 
Satz 1 entsprechend. 

§ 13 
Einladung zur Prüfung 

 Ort und Zeit der Prüfung sind dem Prüfling mindestens zwei Wochen vorher schriftlich bekannt zu geben. Dabei ist 
ihm auch mitzuteilen, welche Arbeits- und Hilfsmittel notwendig und erlaubt sind. Der Prüfling ist auf § 7 hinzuweisen. 

§ 14 
Ausweispflicht und Belehrung 

 (1) Der Prüfling hat sich auf Verlangen der mit der Aufsicht beauftragten Person oder eines Mitglieds des Meister-
prüfungsausschusses zur Person auszuweisen. 

 (2) Er ist zu Beginn der Prüfung über den Prüfungsablauf, die zur Verfügung stehende Zeit, die erlaubten Arbeits- 
und Hilfsmittel sowie über die Folgen bei Rücktritt, Nichtteilnahme, Täuschungshandlungen und Ordnungsverstößen zu 
belehren. 

§ 15 
Prüfungsaufgaben 

 (1) Alle Mitglieder des Meisterprüfungsausschusses beschließen die Prüfungsaufgaben. Die Prüfungssprache ist 
deutsch. 

 (2) Der Meisterprüfungsausschuss soll die Vorschläge des Prüflings zum Meisterprüfungsprojekt oder zur Meister-
prüfungsarbeit berücksichtigen, wenn sie den Prüfungsanforderungen der jeweiligen Meisterprüfungsverordnung ent-
sprechen und ihre Durchführung oder Anfertigung keinen für den Meisterprüfungsausschuss unangemessenen Aufwand 
erfordern. 

 (3) Der Meisterprüfungsausschuss kann für alle Prüflinge einheitlich festlegen, dass die Durchführung des Meister-
prüfungsprojekts oder die Anfertigung der Meisterprüfungsarbeit und die Bearbeitung der Situationsaufgabe oder der 
Arbeitsprobe unter ständiger Aufsicht zum selben Zeitpunkt am gleichen Ort (Klausur) erfolgt. 
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§ 16 
Durchführung des Meisterprüfungsprojekts, Anfertigung der Meisterprüfungsarbeit, Bewertung 

 (1) Der Prüfling hat dem Meisterprüfungsausschuss den Beginn der Durchführung des Meisterprüfungsprojekts oder 
der Anfertigung der Meisterprüfungsarbeit rechtzeitig mitzuteilen, sofern diese Prüfungsleistung nicht in Klausur er-
bracht wird. 

 (2) Der Vorsitzende kann eine Person, die nicht Mitglied des Meisterprüfungsausschusses sein muss, mit der Auf-
sicht beauftragen. Die Aufsicht führende Person fertigt ein Protokoll an, aus dem auch hervorgehen muss, ob der Prüf-
ling das Meisterprüfungsprojekt oder die Meisterprüfungsarbeit selbständig und nur unter Einsatz der erlaubten Arbeits- 
und Hilfsmittel durchgeführt oder angefertigt hat. 

 (3) Der Prüfling hat das Meisterprüfungsprojekt oder die Meisterprüfungsarbeit mit den vorgeschriebenen Unterla-
gen am festgesetzten Ort zur festgesetzten Zeit dem Meisterprüfungsausschuss vorzustellen. Der Vorsitzende kann bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes auf Antrag eine Fristverlängerung gewähren. Soweit er das Vorliegen eines wichti-
gen Grundes für nicht gegeben hält, entscheiden alle Mitglieder des Meisterprüfungsausschusses. 

 (4) Der Prüfling hat schriftlich zu versichern, dass er das Meisterprüfungsprojekt oder die Meisterprüfungsarbeit 
selbständig durchgeführt oder angefertigt hat. Dies gilt auch für die vorgeschriebenen Unterlagen. 

 (5) Wird ein Meisterprüfungsprojekt oder eine Meisterprüfungsarbeit nicht, wie nach Absatz 3 Satz 1 bestimmt, 
vorgestellt, so ist der Teil I der Meisterprüfung nicht bestanden. Wird ein Meisterprüfungsprojekt oder eine Meisterprü-
fungsarbeit nicht selbständig oder unter Benutzung nicht erlaubter Arbeits- und Hilfsmittel durchgeführt oder angefer-
tigt, so ist § 8 entsprechend anzuwenden. 

 (6) Zur Vorbereitung der Beschlussfassung nach § 21 Absatz 1 soll der Vorsitzende mindestens drei Mitglieder mit 
der Bewertung des Meisterprüfungsprojekts oder der Meisterprüfungsarbeit beauftragen. In begründeten Ausnahmefäl-
len genügt die Beauftragung von zwei Mitgliedern, wenn die sachgemäße Durchführung der Prüfung gewährleistet ist. 
Zwei der beauftragten Mitglieder müssen in dem Handwerk oder in dem handwerksähnlichen Gewerbe, für das der 
Meisterprüfungsausschuss errichtet ist, die Meisterprüfung abgelegt haben oder das Recht zum Ausbilden von Lehrlin-
gen besitzen. 

§ 17 
Durchführung mündlicher Prüfungen, Ergänzungsprüfungen, Bewertung 

 (1) Das Fachgespräch ist als Einzelgespräch zu führen. Der Vorsitzende soll mindestens drei Mitglieder mit der 
Durchführung beauftragen. In begründeten Ausnahmefällen genügt die Beauftragung von zwei Mitgliedern, wenn die 
sachgemäße Durchführung der Prüfung gewährleistet ist. Zwei der beauftragten Mitglieder müssen in dem Handwerk 
oder in dem handwerksähnlichen Gewerbe, für das der Meisterprüfungsausschuss errichtet ist, die Meisterprüfung abge-
legt haben oder das Recht zum Ausbilden von Lehrlingen besitzen. 

 (2) Die Ergänzungsprüfung wird auf Antrag des Prüflings durchgeführt. Sie ist als Einzelgespräch zu führen und soll 
je Prüfling höchstens 20 Minuten dauern. Das Ergebnis der jeweiligen schriftlichen Prüfung und der Ergänzungsprü-
fung ist im Verhältnis 2:1 zu gewichten. 

 (3) Für Ergänzungsprüfungen und sonstige in Meisterprüfungsverordnungen vorgesehene mündliche Prüfungen 
gelten Absatz 1 Sätze 2 und 3 mit der Maßgabe, dass in Teil II zwei der beauftragten Mitglieder in dem Handwerk oder 
in dem handwerksähnlichen Gewerbe, für das der Meisterprüfungsausschuss errichtet ist, die Meisterprüfung abgelegt 
haben oder das Recht zum Ausbilden von Lehrlingen besitzen müssen; in den Teilen III und IV muss eines der beauf-
tragten Mitglieder die Voraussetzungen des § 48 Absatz 5 oder des § 51b Absatz 6 der Handwerksordnung erfüllen. Der 
Meisterprüfungsausschuss kann bestimmen, dass sonstige in Meisterprüfungsverordnungen vorgesehene mündliche 
Prüfungen in einem Gruppengespräch durchzuführen sind. 

 (4) Zur Vorbereitung der Beschlussfassung nach § 21 Absatz 1 dokumentieren die Mitglieder des Meisterprüfungs-
ausschusses, die die mündlichen Prüfungen durchführen, die wesentlichen Abläufe, bewerten die Prüfungsleistungen 
und halten dabei die für die Bewertung erheblichen Tatsachen fest. 
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§ 18 
Durchführung der Situationsaufgabe oder Arbeitsprobe und der praktischen Prüfung, Bewertung 

 (1) Der Vorsitzende soll mindestens drei Mitglieder mit der Durchführung der Situationsaufgabe oder der Arbeits-
probe beauftragen. In begründeten Ausnahmefällen genügt die Beauftragung von zwei Mitgliedern, wenn die sachge-
mäße Durchführung der Prüfung gewährleistet ist. Zwei der beauftragten Mitglieder müssen in dem Handwerk oder in 
dem handwerksähnlichen Gewerbe, für das der Meisterprüfungsausschuss errichtet ist, die Meisterprüfung abgelegt 
haben oder das Recht zum Ausbilden von Lehrlingen besitzen. Der Meisterprüfungsausschuss kann bestimmen, dass die 
Situationsaufgabe oder die Arbeitsprobe in einer Gruppenprüfung durchgeführt wird. 

 (2) Der Vorsitzende soll mindestens drei Mitglieder mit der Durchführung des praktischen Teils der Prüfung im Teil 
IV der Meisterprüfung beauftragen. In begründeten Ausnahmefällen genügt die Beauftragung von zwei Mitgliedern, 
wenn die sachgemäße Durchführung der Prüfung gewährleistet ist. Eines der beauftragten Mitglieder muss die Voraus-
setzungen des § 48 Absatz 5 oder des § 51b Absatz 6 der Handwerksordnung erfüllen. 

 (3) Zur Vorbereitung der Beschlussfassung nach § 21 Absatz 1 dokumentieren die nach den Absätzen 1 und 2 beauf-
tragten Mitglieder des Meisterprüfungsausschusses die wesentlichen Prüfungsabläufe, bewerten die Prüfungsleistungen 
und halten dabei die für die Bewertung erheblichen Tatsachen fest. 

§ 19 
Durchführung schriftlicher Prüfungen, Bewertung 

 (1) Für die Durchführung schriftlicher Prüfungen in den Teilen II, III und IV der Meisterprüfung kann der Vorsit-
zende eine Person mit der Aufsicht während der Prüfung beauftragen, die nicht Mitglied des Meisterprüfungsausschus-
ses sein muss. 

 (2) Der Vorsitzende hat mindestens zwei Mitglieder mit der Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistungen in den 
Teilen II, III und IV der Meisterprüfung zu beauftragen. Zwei der Mitglieder, die mit der Bewertung der schriftlichen 
Prüfungsleistungen im Teil II beauftragt sind, müssen in dem Handwerk oder in dem handwerksähnlichen Gewerbe, für 
das der Meisterprüfungsausschuss errichtet ist, die Meisterprüfung abgelegt haben oder das Recht zum Ausbilden von 
Lehrlingen besitzen. Von den Mitgliedern, die mit der Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistungen in den Teilen III 
und IV der Meisterprüfung beauftragt sind, muss eines die Voraussetzungen des § 48 Absatz 5 oder des § 51b Absatz 6 
der Handwerksordnung erfüllen. 

 (3) Die Aufsicht führende Person dokumentiert die Prüfung in ihren wesentlichen Abläufen. Zur Vorbereitung der 
Beschlussfassung nach § 21 Absatz 1 bewerten die in Absatz 2 genannten Mitglieder des Meisterprüfungsausschusses 
die Prüfungsleistungen und halten dabei die für die Bewertung erheblichen Tatsachen fest. 

§ 20 
Bewertungsschlüssel 

 (1) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen in den Prüfungsbereichen, in den Prüfungsfächern, in den Handlungs-
feldern, in der praktischen Prüfung im Teil IV und bei Ergänzungsprüfungen ist der nachstehende 100-Punkte-Schlüssel 
anzuwenden:  

 100 – 92 Punkte für eine den Anforderungen in besonderem Maße entsprechende Leistung, 
unter 92 – 81 Punkte für eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung, 
unter 81 – 67 Punkte für eine den Anforderungen im Allgemeinen entsprechende Leistung, 
unter 67 – 50 Punkte für eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den Anforderungen noch ent-

spricht, 
unter 50 – 30 Punkte für eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, jedoch erkennen lässt, dass gewisse 

Grundkenntnisse noch vorhanden sind, 
unter 30 – 0 Punkte für eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht und bei der selbst Grundkenntnisse 

sehr lückenhaft sind oder fehlen. 
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 (2) Der 100-Punkte-Schlüssel ist auch auf Prüfungsleistungen anzuwenden, die innerhalb von Prüfungsbereichen, 
Prüfungsfächern und Handlungsfeldern zu erbringen und ihrer Natur nach für sich genommen zu bewerten sind. 

 (3) Die Note für jeden Teil der Meisterprüfung wird auf der Grundlage des gewichteten rechnerischen Durchschnitts 
der erzielten Punkte festgesetzt. Dabei bedeuten:  

 100 – 92 Punkte die Note: sehr gut, 

unter 92 – 81 Punkte die Note: gut, 
unter 81 – 67 Punkte die Note: befriedigend, 

unter 67 – 50 Punkte die Note: ausreichend, 
unter 50 – 30 Punkte die Note: mangelhaft, 
unter 30 – 0 Punkte die Note: ungenügend. 

 

§ 21 
Beschlüsse über die Noten und das Bestehen, Abschluss des Meisterprüfungsverfahrens 

 (1) Die Beschlüsse über die Noten, über das Bestehen oder Nichtbestehen des jeweiligen Teils der Meisterprüfung 
sowie über das Bestehen oder Nichtbestehen der Meisterprüfung insgesamt werden von allen Mitgliedern des Meister-
prüfungsausschusses auf der Grundlage der Bewertungen nach § 16 Absatz 6, § 17 Absatz 4, § 18 Absatz 3 und § 19 
Absatz 3 gefasst. Über das Ergebnis der Prüfung in jedem Teil der Meisterprüfung und die dabei erzielte Note ist dem 
Prüfling unverzüglich ein schriftlicher Bescheid mit Rechtsbehelfsbelehrung zu erteilen. 

 (2) Das Meisterprüfungsverfahren ist erfolgreich abgeschlossen, wenn jeder der vier Teile der Meisterprüfung be-
standen ist. Hierfür sind in jedem Prüfungsteil insgesamt ausreichende Leistungen zu erbringen sowie die sonstigen in 
den Meisterprüfungsverordnungen vorgeschriebenen Mindestvoraussetzungen zu erfüllen. Die Befreiung von einem 
Teil der Meisterprüfung steht dem Bestehen dieses Teils gleich. 

 (3) Über das Bestehen der Meisterprüfung insgesamt ist vom zuletzt tätig gewordenen fachlich zuständigen Meister-
prüfungsausschuss ein Zeugnis zu erteilen. In dem Zeugnis sind die in den Teilen der Meisterprüfung erzielten Noten 
sowie Befreiungen, unter Angabe der Rechtsgrundlage, auszuweisen. Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden zu unter-
schreiben und von der Handwerkskammer zu beglaubigen. 

 (4) Wird die Meisterprüfung in einem Schwerpunkt abgelegt, so ist dem Prüfling auf Antrag hierüber eine Beschei-
nigung auszustellen. 

§ 22 
Wiederholung der Meisterprüfung 

 (1) Die einzelnen nicht bestandenen Teile der Meisterprüfung können dreimal wiederholt werden. 

 (2) Der Prüfling ist auf Antrag von der Wiederholung der Prüfung in Prüfungsbereichen, in Prüfungsfächern, in 
Handlungsfeldern oder im praktischen Teil der Prüfung im Teil IV zu befreien, wenn seine Leistungen darin in einer 
vorangegangenen Prüfung mit mindestens 50 Punkten bewertet wurden. Eine Befreiung ist nur möglich, wenn sich der 
Prüfling innerhalb von drei Jahren, gerechnet vom Tag der Bescheidung über den nicht bestandenen Prüfungsteil, zur 
Wiederholungsprüfung anmeldet. 
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§ 23 
Niederschrift 

 (1) Über jeden Teil der Meisterprüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, die von allen Mitgliedern des jeweiligen 
Meisterprüfungsausschusses zu unterschreiben ist. 

 (2) Die Niederschrift muss Angaben enthalten  

1. zur Person des Prüflings, 

2. über den abgelegten Teil der Meisterprüfung, 

3. über Ort und Zeit der Prüfung, 

4. über die Zusammensetzung des Meisterprüfungsausschusses, 

5. über die Personen, die mit der Aufsicht beauftragt waren, 

6. über die Mitglieder des Meisterprüfungsausschusses, die mit der Bewertung der Prüfungsleistungen beauftragt 
 waren, 

7. über den Gegenstand des Meisterprüfungsprojekts oder der Meisterprüfungsarbeit, des Fachgesprächs, der 
Situationsaufgabe oder der Arbeitsprobe sowie über die sonstigen Prüfungsaufgaben, 

8. über die Bewertung der Prüfungsbereiche, der Prüfungsfächer, der Handlungsfelder, des praktischen Teils im Teil 
IV der Meisterprüfung und von Ergänzungsprüfungen. Dabei sind die tragenden Gründe für die Bewertung festzu-
halten und die festgestellten Fehler und Mängel zu bezeichnen, soweit sich diese aus der Bewertung nicht ableiten 
lassen. 

§ 24 
Prüfungsunterlagen 

 (1) Auf schriftliches Verlangen ist dem Prüfling binnen der gesetzlich vorgegebenen Frist zur Einlegung eines 
Rechtsbehelfs nach Abschluss eines jeden Teils der Meisterprüfung Einsicht in seine Prüfungsunterlagen zu gewähren. 
Danach kann innerhalb der in Absatz 2 genannten Aufbewahrungsfristen auf Antrag Einsicht gewährt werden. 

 (2) Der Antrag auf Zulassung und die Zulassungsentscheidung, die schriftlichen Prüfungsarbeiten sowie die die 
Befreiungen begründenden Unterlagen sind drei Jahre und die Niederschriften nach § 23 Absatz 1 zehn Jahre nach 
Abschluss der Meisterprüfung aufzubewahren. 

§ 25 
Übergangsvorschrift 

 (1) Die bis zum 31. Dezember 2011 begonnenen Prüfungsverfahren werden nach den bis dahin geltenden Vorschrif-
ten zu Ende geführt. Erfolgt die Anmeldung zur Prüfung bis zum Ablauf des 30. Juni 2012 sind auf Verlangen des Prüf-
lings die bis zum 31. Dezember 2011 geltenden Vorschriften weiter anzuwenden. 

 (2) Prüflinge, die die Prüfung nach den bis zum 31. Dezember 2011 geltenden Vorschriften nicht bestanden haben 
und sich bis zum 31. Dezember 2013 zu einer Wiederholungsprüfung anmelden, können auf Verlangen die Wiederho-
lungsprüfung nach den bis zum 31. Dezember 2011 geltenden Vorschriften ablegen. 

 (3) Bei Meisterprüfungsverordnungen, die vor dem 1. April 1998 erlassen worden sind, gelten die Meisterprüfungs-
arbeit und die Arbeitsprobe als Prüfungsbereiche im Sinne dieser Verordnung. 

Schlussformel 

Der Bundesrat hat zugestimmt. 
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14.  Anhang 5: Allgemeine Meisterprüfungsverordnung 
(AMVO)    

 (nicht - amtliche Veröffentlichung) 

 In Kraft: 1. Januar 2012 

 

Grundlage: 
Verordnung über die Meisterprüfung in den Teilen III und IV im Handwerk und in handwerksähnlichen Ge-
werben vom 26. Oktober 2011 (BGBl. I S. 2149). 

 

Eingangsformel 

Auf Grund des § 45 Absatz 1 und des § 51a Absatz 2 der Handwerksordnung, die zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 11. Juli 2011 (BGBl. I S. 1341) geändert worden sind, verordnet das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Bildung und Forschung: 

 

§ 1 
Gegenstand 

Die Meisterprüfung besteht aus vier selbstständigen Prüfungsteilen. Diese Verordnung regelt die betriebswirtschaft-
liche, kaufmännische und rechtliche Prüfung (Teil III) sowie die berufs- und arbeitspädagogische Prüfung (Teil IV) in 
der Meisterprüfung im Handwerk und in handwerksähnlichen Gewerben. 

 

§ 2 
Ziel, Gliederung und Inhalt des Teils III 

(1) Durch die Prüfung in Teil III hat der Prüfling in den in Absatz 2 Nummer 1 bis 3 genannten Handlungsfeldern 
seine berufliche Handlungskompetenz dadurch nachzuweisen, dass er als Betriebsinhaber, Betriebsinhaberin oder Füh-
rungskraft betriebswirtschaftliche, kaufmännische und rechtliche Probleme analysieren und bewerten sowie Lösungs-
wege aufzeigen und dokumentieren und dabei aktuelle Entwicklungen berücksichtigen kann. 

 

(2) In jedem der nachfolgend aufgeführten Handlungsfelder ist mindestens eine komplexe fallbezogene Aufgabe zu 
bearbeiten. 

1. Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen beurteilen 

Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er betriebswirtschaftliche, kaufmännische und rechtliche Voraussetzungen für 
die Wettbewerbsfähigkeit eines Unternehmens und berufliche Entwicklungspotenziale im Handwerk bewerten so-
wie Entscheidungsnotwendigkeiten darstellen kann. Bei der Aufgabenstellung sollen mehrere der unter den Buch-
staben a bis f aufgeführten Qualifikationen verknüpft werden:  

a) Unternehmensziele analysieren und in ein Unternehmenszielsystem einordnen, 
b) Bedeutung der Unternehmenskultur und des Unternehmensimages für die betriebliche Leistungs- und Wettbe-

werbsfähigkeit begründen, 
c) Situation eines Unternehmens am Markt analysieren und Erfolgspotenziale begründen, 
d) Informationen aus dem Rechnungswesen, insbesondere aus Bilanz sowie Gewinn- und 

Verlustrechnung zur Analyse von Stärken und Schwächen eines Unternehmens nutzen, 
e) Informationen aus dem internen und externen Rechnungswesen zur Entscheidungsvorbereitung nutzen, 
f) Rechtsvorschriften, insbesondere des Gewerbe- und Handwerksrechts sowie des Handels- und Wettbewerbs-

rechts bei der Analyse von Unternehmenszielen und -konzepten anwenden; 
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2. Gründungs- und Übernahmeaktivitäten vorbereiten, durchführen und bewerten 

Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er in der Lage ist, Aufgaben im Rahmen der Gründung und Übernahme eines 
Unternehmens unter Berücksichtigung persönlicher, rechtlicher und betriebswirtschaftlicher Rahmenbedingungen 
und Ziele vorzubereiten, durchzuführen und zu bewerten sowie ihre Bedeutung für ein Unternehmenskonzept zu 
begründen. Bei der Aufgabenstellung sollen mehrere der unter den Buchstaben a bis j aufgeführten Qualifikationen 
verknüpft werden: 

a) Bedeutung persönlicher Voraussetzungen für den Erfolg beruflicher Selbstständigkeit begründen, 
b) wirtschaftliche, gesellschaftliche und kulturelle Bedeutung des Handwerks sowie Nutzen von Mitgliedschaften 

in den Handwerksorganisationen darstellen und bewerten, 
c) Möglichkeiten der Inanspruchnahme von Beratungsdienstleistungen sowie von Förder- und Unterstützungs-

leistungen bei Gründung und Übernahme eines Unternehmens aufzeigen und bewerten, 
d) Entscheidungen zu Standort, Betriebsgröße, Personalbedarf sowie zur Einrichtung und Ausstattung eines Un-

ternehmens treffen und begründen, 
e) Marketingkonzept zur Markteinführung entwickeln und bewerten, 
f) Investitionsplan und Finanzierungskonzept aufstellen und begründen; Rentabilitätsvorschau erstellen und Li-

quiditätsplanung durchführen, 
g) Rechtsform aus einem Unternehmenskonzept ableiten und begründen, 
h) Rechtsvorschriften, insbesondere des bürgerlichen Rechts sowie des Gesellschafts- und Steuerrechts, im Zu-

sammenhang mit Gründung oder Übernahme von Handwerksbetrieben anwenden, 
i) Notwendigkeit privater Risiko- und Altersvorsorge begründen, Möglichkeiten aufzeigen, 
j) Bedeutung persönlicher Aspekte sowie betriebswirtschaftlicher und rechtlicher Bestandteile eines Unterneh-

menskonzeptes im Zusammenhang darstellen und begründen; 
 

3. Unternehmensführungsstrategien entwickeln 

Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er in der Lage ist, unter Berücksichtigung unternehmensbezogener Stärken 
und Schwächen sowie marktbezogener Chancen und Risiken, ein Unternehmen zu führen, betriebliche Wachs-
tumspotenziale zu identifizieren und Unternehmensstrategien zu entwickeln. Bei der Aufgabenstellung sollen meh-
rere der unter den Buchstaben a bis k aufgeführten Qualifikationen verknüpft werden:  

a) Bedeutung der Aufbau- und Ablauforganisation für die Entwicklung eines Unternehmens beurteilen; Anpas-
sungen vornehmen, 

b) Entwicklungen bei Produkt- und Dienstleistungsinnovationen sowie Marktbedingungen, auch im internationa-
len Zusammenhang, bewerten und daraus Wachstumsstrategien ableiten, 

c) Einsatzmöglichkeiten von Marketinginstrumenten für Absatz und Beschaffung von Produkten und Dienstleis-
tungen begründen, 

d) Veränderungen des Kapitalbedarfs aus Investitions-, Finanz- und Liquiditätsplanung ableiten; Alternativen der 
Kapitalbeschaffung darstellen, 

e) Konzepte für Personalplanung, -beschaffung und -qualifizierung erarbeiten und bewerten sowie Instrumente 
der Personalführung und -entwicklung darstellen, 

f) Bestimmungen des Arbeits- und Sozialversicherungsrechts bei der Entwicklung einer Unternehmensstrategie 
berücksichtigen, 

g) Chancen und Risiken zwischenbetrieblicher Kooperationen darstellen, 
h) Controlling zur Entwicklung, Verfolgung, Durchsetzung und Modifizierung von Unternehmenszielen nutzen, 
i) Instrumente zur Durchsetzung von Forderungen darstellen und Einsatz begründen, 
j) Notwendigkeit der Planung einer Unternehmensnachfolge, auch unter Berücksichtigung von Erb- und Fami-

lienrecht sowie steuerrechtlicher Bestimmungen, darstellen und begründen, 
k) Notwendigkeit der Einleitung eines Insolvenzverfahrens anhand von Unternehmensdaten prüfen; insolvenz-

rechtliche Konsequenzen für die Weiterführung oder Liquidation eines Unternehmens aufzeigen. 
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§ 3 
Prüfungsdauer und Bestehen des Teils III 

(1) Die Prüfung in Teil III ist schriftlich durchzuführen und dauert in jedem Handlungsfeld zwei Stunden. 

(2) Die Gesamtbewertung des Teils III wird aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen der Handlungs-
felder nach § 2 Absatz 2 gebildet. 

(3) Wurden in höchstens zwei der in § 2 Absatz 2 genannten Handlungsfelder jeweils mindestens 30 und weniger als 
50 Punkte erreicht, kann in einem dieser Handlungsfelder eine mündliche Ergänzungsprüfung durchgeführt werden, 
wenn diese das Bestehen des Teils III der Meisterprüfung ermöglicht. 

(4) Mindestvoraussetzung für das Bestehen des Teils III der Meisterprüfung ist eine insgesamt ausreichende Prü-
fungsleistung. Die Prüfung des Teils III ist nicht bestanden, wenn  

1. ein Handlungsfeld mit weniger als 30 Punkten bewertet worden ist oder 

2. nach durchgeführter Ergänzungsprüfung zwei Handlungsfelder jeweils mit weniger als 
 50 Punkten bewertet worden sind. 

 

§ 4 
Ziel, Gliederung und Inhalt des Teils IV 

(1) Durch die Prüfung in Teil IV hat der Prüfling seine berufs- und arbeitspädagogischen Kenntnisse nachzuweisen 
und dass er die zur ordnungsgemäßen Ausbildung von Lehrlingen (Auszubildenden) erforderliche Kompetenz zum 
selbstständigen Planen, Durchführen und Kontrollieren der Berufsausbildung besitzt. 

(2) Die Prüfung in Teil IV besteht aus einem schriftlichen und einem praktischen Teil. 

(3) Im schriftlichen Teil der Prüfung sind fallbezogene Aufgaben in jedem der nachfolgend aufgeführten Hand-
lungsfelder zu bearbeiten:  

1. Ausbildungsvoraussetzungen prüfen und Ausbildung planen 

Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er in der Lage ist, Ausbildungsvoraussetzungen auf der Grundlage betriebli-
cher, berufsbezogener und rechtlicher Bestimmungen zu prüfen und zu bewerten sowie die Ausbildung, auch unter 
Berücksichtigung außerbetrieblicher Ausbildungszeiten, zu planen. Bei der Aufgabenstellung sollen mehrere der 
unter den Buchstaben a bis g aufgeführten Qualifikationen verknüpft werden:  

a) Vorteile und Nutzen betrieblicher Ausbildung darstellen und begründen, 
b) betrieblichen Ausbildungsbedarf auf der Grundlage rechtlicher, tarifvertraglicher und betrieblicher Rahmenbe-

dingungen planen sowie hierzu Entscheidungen vorbereiten und treffen, 
c) Strukturen des Berufsbildungssystems und seine Schnittstellen darstellen, 
d) Ausbildungsberufe für den Betrieb auswählen und Auswahl begründen, 
e) Eignung des Betriebes für die Ausbildung in angestrebten Ausbildungsberufen prüfen, insbesondere unter Be-

rücksichtigung von Ausbildung im Verbund, überbetrieblicher und außerbetrieblicher Ausbildung, 
f) Möglichkeiten des Einsatzes von berufsausbildungsvorbereitenden Maßnahmen prüfen und bewerten, 
g) innerbetriebliche Aufgabenverteilung für die Ausbildung unter Berücksichtigung von Funktionen und Qualifi-

kationen der an der Ausbildung Mitwirkenden koordinieren; 
 

2. Ausbildung vorbereiten und Einstellung von Auszubildenden durchführen 

Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er in der Lage ist, Aufgaben der Ausbildungsvorbereitung wahrzunehmen, 
Auswahlkriterien für Einstellungen festzulegen sowie Einstellungsverfahren durchzuführen, auch unter Berücksich-
tigung betrieblicher Arbeits- und Geschäftsprozesse sowie rechtlicher Aspekte. Bei der Aufgabenstellung sollen 
mehrere der unter den Buchstaben a bis f aufgeführten Qualifikationen verknüpft werden:  

a) auf der Grundlage einer Ausbildungsordnung einen betrieblichen Ausbildungsplan erstellen, der sich insbe-
sondere an berufstypischen Arbeits- und Geschäftsprozessen orientiert, 
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b) Möglichkeiten der Mitwirkung und Mitbestimmung der betrieblichen Interessenvertretungen in der Berufsbil-
dung darstellen und begründen, 

c) Kooperationsbedarf ermitteln und inhaltliche sowie organisatorische Abstimmung mit Kooperationspartnern, 
insbesondere der Berufsschule, durchführen, 

d) Kriterien und Verfahren zur Auswahl von Auszubildenden auch unter Berücksichtigung ihrer Verschiedenar-
tigkeit anwenden, 

e) Berufsausbildungsvertrag vorbereiten und abschließen sowie die Eintragung bei der zuständigen Stelle veran-
lassen, 

f) Möglichkeiten prüfen, ob Teile der Berufsausbildung im Ausland durchgeführt werden können; 
 

3. Ausbildung durchführen 

Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er in der Lage ist, Lernprozesse handlungsorientiert zu planen und zu kontrol-
lieren sowie selbstständiges Lernen zu fördern. Dabei sind berufstypische Arbeits- und Geschäftsprozesse sowie 
Einsatzmöglichkeiten und Lernvoraussetzungen der Auszubildenden zu berücksichtigen. Bei der Aufgabenstellung 
sollen mehrere der unter den Buchstaben a bis j aufgeführten Qualifikationen verknüpft werden:  

a) lernförderliche Bedingungen und motivierende Lernkultur schaffen, Rückmeldungen geben und empfangen, 
b) Probezeit organisieren, gestalten und bewerten, 
c) aus dem betrieblichen Ausbildungsplan und den berufstypischen Arbeits- und Geschäftsprozessen betriebliche 

Lern- und Arbeitsaufgaben entwickeln und gestalten, 
d) Ausbildungsmethoden und -medien zielgruppengerecht auswählen und situationsspezifisch einsetzen, 
e) Auszubildende bei Lernschwierigkeiten durch individuelle Gestaltung der Ausbildung und Lernberatung un-

terstützen, ausbildungsunterstützende Hilfen einsetzen und Möglichkeiten zur Verlängerung der Ausbildungs-
zeit prüfen, 

f) für Auszubildende zusätzliche Ausbildungsangebote, insbesondere Zusatzqualifikationen, prüfen und vor-
schlagen; Möglichkeiten der Verkürzung der Ausbildungsdauer und der vorzeitigen Zulassung zur Abschluss- 
oder Gesellenprüfung prüfen, 

g) soziale und persönliche Entwicklungen von Auszubildenden fördern; Probleme und Konflikte rechtzeitig er-
kennen und auf Lösungen hinwirken, 

h) Lernen und Arbeiten im Team entwickeln, 
i) Leistungen von Auszubildenden feststellen und bewerten, Leistungsbeurteilungen Dritter und Prüfungsergeb-

nisse auswerten, Beurteilungsgespräche führen, Rückschlüsse für den weiteren Ausbildungsverlauf ziehen, 
j) interkulturelle Kompetenzen im Betrieb fördern; 

 

4. Ausbildung abschließen 

Der Prüfling hat nachzuweisen, dass er in der Lage ist, die Ausbildung zu einem erfolgreichen Abschluss zu führen 
und Perspektiven von weiteren Lern- und Qualifizierungswegen aufzuzeigen. Bei der Aufgabenstellung sollen 
mehrere der unter den Buchstaben a bis d aufgeführten Qualifikationen verknüpft werden:  

a) Auszubildende auf die Abschluss- oder Gesellenprüfung unter Berücksichtigung der Prüfungstermine vorbe-
reiten und die Ausbildung zu einem erfolgreichen Abschluss führen, 

b) für die Anmeldung der Auszubildenden zu Prüfungen bei der zuständigen Stelle Sorge tragen und diese auf 
durchführungsrelevante Besonderheiten hinweisen, 

c) schriftliche Zeugnisse auf der Grundlage von Leistungsbeurteilungen erstellen, 
d) Auszubildende über betriebliche Entwicklungswege und berufliche Weiterbildungsmöglichkeiten informieren 

und beraten. 
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(4) Der praktische Teil der Prüfung besteht aus  

1. einer Präsentation oder einer praktischen Durchführung einer Ausbildungssituation und 

2. einem Fachgespräch. 

Für die Präsentation oder die praktische Durchführung wählt der Prüfling eine berufstypische Ausbildungssituation aus. 
Die Auswahl und Gestaltung der Ausbildungssituation sind im Fachgespräch zu erläutern. 

 

§ 5 
Prüfungsdauer und Bestehen des Teils IV 

(1) Der schriftliche Teil der Prüfung dauert drei Stunden. Der praktische Teil der Prüfung soll insgesamt höchstens 
30 Minuten dauern, wobei die Präsentation oder die praktische Durchführung einer Ausbildungssituation 15 Minuten 
nicht überschreiten soll. 

(2) Die Bewertung des schriftlichen Teils der Prüfung wird aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen 
der gleich zu gewichtenden Handlungsfelder gebildet. Der schriftliche und der praktische Teil der Prüfung sind in der 
Gesamtbewertung gleich zu gewichten. 

(3) Wurden in höchstens zwei der in § 4 Absatz 3 genannten Handlungsfelder jeweils mindestens 30 und weniger als 
50 Punkte erreicht, kann in einem dieser Handlungsfelder eine mündliche Ergänzungsprüfung durchgeführt werden, 
wenn diese das Bestehen der schriftlichen Prüfung des Teils IV der Meisterprüfung ermöglicht. 

(4) Voraussetzung für das Bestehen des Teils IV der Meisterprüfung ist die Bewertung des schriftlichen und des 
praktischen Teils der Prüfung mit jeweils mindestens 50 Punkten. 

 

§ 6 
Allgemeine Prüfungs- und Verfahrensregelungen, weitere Regelungen zur Meisterprüfung 

(1) Die Vorschriften der Meisterprüfungsverfahrensverordnung vom 17. Dezember 2001 (BGBl. I S. 4154) in der 
jeweils geltenden Fassung bleiben unberührt. 

(2) Die Prüfung in den Teilen I und II der Meisterprüfung bestimmt sich nach den für die einzelnen Gewerbe der 
Anlagen A und B zur Handwerksordnung erlassenen Rechtsverordnungen oder nach den gemäß § 119 Absatz 5 und § 
122 der Handwerksordnung weiter anzuwendenden Vorschriften. 

 

§ 7 
Übergangsvorschriften 

(1) Die bis zum 31. Dezember 2011 begonnenen Prüfungsverfahren werden nach den bisherigen Vorschriften zu 
Ende geführt. Erfolgt die Anmeldung zur Prüfung bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 sind auf Verlangen des Prüf-
lings die bisherigen Vorschriften anzuwenden. 

(2) Prüflinge, die die Prüfung nach den bis zum 31. Dezember 2011 geltenden Vorschriften nicht bestanden haben 
und sich bis zum 31. Dezember 2014 zu einer Wiederholungsprüfung anmelden, können auf Verlangen die Wiederho-
lungsprüfung nach den bis zum 31. Dezember 2011 geltenden Vorschriften ablegen. 

 

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über gemeinsame Anforderun-
gen in der Meisterprüfung im Handwerk und in handwerksähnlichen Gewerben vom 18. Juli 2000 (BGBl. I S. 1078), 
die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 10. Dezember 2009 (BGBl. I S. 3858) geändert worden ist, außer Kraft. 

 


